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4 Einleitung

1.	 Einleitung

1.1	 Auftrag und Zielsetzung

1	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Diskriminierung in Deutschland. Dritter Gemeinsamer Bericht der Antidiskriminie­
rungsstelle des Bundes und der in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen 
Bundestages, S. 41; Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz (2016): Vielfältig. Anders. Gleich!, 
Bericht und Bilanz der Landesantidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz in der 16. Legislaturperiode (2011–2016), S. 23 ff.; Neben 
den statistischen Belegen der Landesantidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz bestätigten im Rahmen der durchgeführten 
Feldanalyse auch weitere Landesantidiskriminierungsstellen tendenziell eine Zunahme der Beratungsanfragen. Allerdings führen  
die meisten Landesantidiskriminierungsstellen keine beziehungsweise keine repräsentativen Statistiken oder Datenerhebungen 
bezüglich der Anzahl der Beratungsanfragen, der betroffenen Lebensbereiche oder der genannten Diskriminierungsgründe. Darüber 
hinaus beschränken sich einige Landesantidiskriminierungsstellen auf eine bloße Verweisberatung, d.h. diese Landesantidiskriminie­
rungsstellen beraten in der Regel nicht vollumfänglich selbst zum Antidiskriminierungsrecht, sondern nehmen Beratungsanfragen 
von Bürgern auf, klären den Beratungsbedarf und vermitteln diese weiter an entsprechend spezialisierte Beratungsstellen.

Die vorliegende Rechtsexpertise wurde im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes erarbeitet, 
um der Frage nachzugehen, ob beziehungsweise inwieweit ein Bedarf zur Weiterentwicklung des ge­
schützten Merkmalskatalogs des § 1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) gegeben ist.

Im Hinblick auf die unterschiedliche Ausgestaltung des Antidiskriminierungsrechts in anderen EU-Mit­
gliedstaaten, der umfangreichen Regelungen auf internationaler Ebene sowie der zunehmenden Tendenz 
von Beratungsanfragen in der Praxis, die sich auch auf Merkmale außerhalb des § 1 AGG beziehen1, soll die 
vorliegende Rechtsexpertise untersuchen, inwieweit das in § 1 AGG artikulierte Diskriminierungsverbot, 
mithin die abschließende Aufzählung der Merkmale „Rasse“ oder ethnische Herkunft, Geschlecht, Religi­
on oder Weltanschauung, Behinderung, Alter und sexuelle Identität, der Umsetzung eines effektiven Dis­
kriminierungsschutzes in Deutschland dient.

Dabei sind vor allem die Regelungen und die Jurisdiktion anderer EU-Mitgliedstaaten, die einen – im Ver­
gleich zum deutschen Recht – erweiterten Merkmalskatalog aufweisen, in die rechtliche Analyse einzu­
beziehen. Bereits ein kurzer Blick auf die nationalen Regelungen anderer Mitgliedstaaten der Europäi­
schen Union zeigt, dass Erweiterungen der Diskriminierungsmerkmale grundsätzlich möglich sind.

Insgesamt wird mit dieser Rechtsexpertise das Ziel verfolgt, den Forschungsstand und die vorliegende 
Rechtsprechung auf deutscher sowie europäischer Ebene zu den gesetzlich geschützten Diskriminierungs­
merkmalen zu erheben. Darüber hinaus soll die Rechtsexpertise eine analytische Übersicht der vorhande­
nen Merkmalskategorien im europäischen Vergleich geben. Dagegen stehen die jeweiligen Rechtsfolgen 
und Sanktionen im Falle eines Verstoßes gegen gesetzlich normierte Diskriminierungsverbote nicht im 
Fokus dieser Analyse. 

Als weitere Zielsetzung sollen insbesondere eine mögliche Präzisierung oder gar Erweiterung des beste­
henden Merkmalskatalogs analysiert und mögliche Vor- und Nachteile ausgewertet werden. Als Ausfluss 
daraus sollen gegebenenfalls mögliche Modelle zur Umsetzung einer solchen Präzisierung/Erweiterung 
diskutiert werden.
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1.2	 Einführung in die Thematik

2	 Berghahn/Klapp/Tischbirek (2016): Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes,  
erstellt im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S. 13.

3	 Im Nachfolgenden Antirassismusrichtlinie genannt.
4	 Im Nachfolgenden Rahmenrichtlinie Beschäftigung genannt.
5	 Im Nachfolgenden Gender-Richtlinie Arbeitsrecht genannt.
6	 Im Nachfolgenden Gender-Richtlinie Zivilrecht genannt.
7	 Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 6. 
8	 BVerfG, 1 BvR 3080/09, 11.05.2018; Kischel/BeckOK Grundgesetz, GG, Art. 3, Rn. 93; Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): 

Handbuch „Rechtlicher Diskriminierungsschutz“, S. 19.
9	 Sachs/Grundgesetz, Kommentar, Einführung, Rn. 52 ff.
10	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Handbuch „Rechtlicher Diskriminierungsschutz“, S. 36.
11	 Ebd., S. 35.

Am 18. August 2006 ist das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz in Kraft getreten, das erstmals den Schutz 
vor Diskriminierung aus den in § 1 AGG genannten Gründen im privatrechtlichen Bereich umfassend re­
gelt.2 Dabei dient das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz im Wesentlichen dazu, die europäische Anti­
rassismus-Richtlinie 2000/43/EG3, die Rahmenrichtlinie Beschäftigung 2000/78/EG4, die Richtlinie zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
in Arbeits- und Beschäftigungsfragen 2006/54/EG5 sowie die Richtlinie zur Gleichstellung der Geschlech­
ter außerhalb der Arbeitswelt 2004/113/EG6 in deutsches Recht umzusetzen. Ebenso setzt der in § 1 AGG 
festgelegte Merkmalskatalog auch die Mindestvorgaben von Artikel 19 Absatz 1 Vertrag über die Arbeits­
weise der Europäischen Union (AEUV) deckungsgleich um.7

Daneben ist auf Ebene des Verfassungsrechts das Diskriminierungsverbot in Artikel 3 Grundgesetz (GG) 
verankert. Gemäß Artikel 3 Absatz 2 GG sind Männer und Frauen gleichberechtigt. Artikel 3 Absatz 3 GG 
verbietet zudem Ungleichbehandlungen aufgrund des Geschlechts, der Abstammung, „Rasse“, Sprache, 
Heimat und Herkunft, des Glaubens, der religiösen oder politischen Anschauung sowie aufgrund einer Be­
hinderung. Die Grundrechte, mithin Artikel 3 GG, sind in erster Linie als Abwehrrechte der Bürger_innen 
gegenüber dem Staat ausgestaltet. Eine horizontale Wirkung zwischen Privatpersonen ist nur mittelbar 
durch sogenannte „Durchbruchstellen“ bei der Auslegung von unbestimmten Rechtsbegriffen möglich.8 
Da die Grundrechte als Verfassungsrecht einen höheren Rang haben als Gesetze und Rechtsnormen des 
Bundes, sind solche einfachgesetzlichen Regelungen und Konkretisierungen grundsätzlich verfassungs­
konform auszulegen.9

Hingegen ist das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz als einfachgesetzliche Regelung derart ausgestaltet, 
dass es in Abgrenzung zu Artikel 3 GG direkt im Fall von möglichen Benachteiligungen zwischen Privat­
personen im Bereich der Erwerbstätigkeit sowie im Bereich des Zugangs zu und der Versorgung mit Gü­
tern und Dienstleistungen anwendbar ist.

§ 1 AGG nennt als Ziel des Gesetzes, Benachteiligungen aus Gründen der „Rasse“ oder wegen der ethni­
schen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen.

Dabei wird unter einer Benachteiligung im Sinne des § 1 AGG, die mit dem Begriff der Diskriminierung 
gleichzusetzen ist, eine benachteiligende Behandlung verstanden, die an einen der in § 1 AGG genannten 
Gründe anknüpft und nicht sachlich gerechtfertigt ist.10 Hierbei spricht § 1 AGG wörtlich von Diskriminie­
rungsgründen. Alternativ kann jedoch der gleichbedeutende Begriff des Diskriminierungsmerkmals ver­
wendet werden.11
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Insoweit knüpfen diskriminierende Verhaltensweisen zwar an die Zuschreibung oder das tatsächliche Vor­
liegen eines solchen Merkmals an, die Regelung des § 1 AGG bezieht sich letztendlich jedoch nicht auf jene 
Eigenschaften an sich, sondern vielmehr auf bestimmte Kategorien als Ergebnis sozialer Stereotypisierun­
gen und hiermit verbundenen Abwertungen.12 Aus jenem Grund wird regelmäßig auch der Begriff der 
Diskriminierungskategorie verwendet.13 Knüpfen Benachteiligungen im Ergebnis an verschiedene Diskri­
minierungskategorien an, spricht man von mehrdimensionalen Diskriminierungen.14

Der in § 1 AGG gesetzlich geschützte Merkmalskatalog ist als abschließender Katalog ausgestaltet. Dies be­
deutet, dass der Schutz vor Benachteiligungen aus etwaigen anderen Gründen, die nicht in § 1 AGG ge­
nannt sind, wie beispielsweise aufgrund der sozialen Herkunft, des Kinderreichtums oder des äußeren 
Erscheinungsbildes, nicht durch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz gewährleistet wird.15

Das hat jedoch nicht zur Folge, dass Diskriminierungen aus Nicht-AGG-Gründen nicht vorkommen. Im 
Gegenteil, nach dem Dritten Gemeinsamen Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der in 
ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundes­
tages betrafen in den Jahren 2013 bis 2016 etwa drei von zehn Beratungsanfragen bei der Antidiskriminie­
rungsstelle mögliche Benachteiligungen, die sich auf Gründe außerhalb des § 1 AGG bezogen. Hierbei wur­
den vermehrt die Gründe Herkunft, soziale Herkunft, Gesundheit, Familienstand sowie das äußere 
Erscheinungsbild und politische Ansichten genannt.16

Jene Ergebnisse werden durch eine bevölkerungsrepräsentative Befragung im Rahmen der Studie „Diskri­
minierungserfahrungen in Deutschland“ bestärkt, die sich ebenfalls mit möglichen Diskriminierungen 
aus Nicht-AGG-Gründen beschäftigt. Danach gaben 10,1 Prozent der Befragten an, anhand ihrer sozioöko­
nomischen Lage diskriminiert worden zu sein.17 Des Weiteren nannten 8,2 Prozent der Befragten Diskri­
minierungserfahrungen aus weiteren, nicht im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz geregelten Merk­
malen, wie beispielsweise aufgrund des äußeren Erscheinungsbildes oder der familiären Situation.18

Auch die Landesantidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz bestätigt eine Steigerung der Anfragen und 
Beschwerden. Im Zeitraum zwischen Januar 2012 und März 2016 lagen 96 Anfragen beziehungsweise Be­
schwerden vor, von denen nur 34 unter die Merkmale des AGG fielen, mithin also nur ein Drittel. Die 
Mehrheit der Anfragen lag demgemäß außerhalb des AGG.19 

Im Ergebnis erfassen die in § 1 AGG geschützten Merkmale somit nur einen Teil der in der Praxis tatsäch­
lich vorkommenden Fälle von Benachteiligungen.

Dass die abschließende Formulierung des deutschen Merkmalskatalogs sowie die Beschränkung auf die 
Diskriminierungsgründe „Rasse“ oder ethnische Herkunft, Geschlecht, Religion oder Weltanschauung, Be­
hinderung, Alter und sexuelle Identität nicht zwingend ist, zeigt sowohl ein Blick auf die Rechtsordnungen 
anderer EU-Mitgliedstaaten sowie auf verschiedene internationale Regelwerke.

12	 Ebd., S. 35.
13	 Ebd., S. 35.
14	 Ebd., S. 35.
15	 Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 6.
16	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Diskriminierung in Deutschland. Dritter Gemeinsamer Bericht der Antidiskriminie­

rungsstelle des Bundes und der in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen 
Bundestages, S. 41.

17	 Beigang/Fetz/Kalkum/Otto (2017): Diskriminierungserfahrungen in Deutschland, Ergebnisse einer Repräsentativ- und  
Betroffenenbefragung, Hg. v. Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S. 96.

18	 Ebd.
19	 Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz (2016): Vielfältig. Anders. Gleich!, Bericht  

und Bilanz der Landesantidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz in der 16. Legislaturperiode (2011–2016), S. 24 ff.
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So geht der belgische Merkmalskatalog in seinem Umfang deutlich über die Mindestvorgaben der 
EU-Richtlinien hinaus und schützt unter anderem Merkmale wie die politische Überzeugung, den Perso­
nenstand und die soziale Herkunft.20 Weitere Länder, zum Beispiel Estland, Frankreich, Kroatien und Spa­
nien, weisen einen erweiterten Schutzkatalog auf, der unter anderem Merkmale wie den finanziellen und 
sozialen Status, die Nationalität, Familienverhältnisse, die äußere Erscheinung oder das genetische Erbe 
erfasst.21

Im Hinblick auf Konventionen und Übereinkommen auf internationaler Ebene sind insbesondere die von 
den Vereinten Nationen erlassene Anti-Rassismus-Konvention22, die Behindertenrechtskonvention23, die 
Frauenrechtskonvention24, die Antifolterkonvention25 sowie die Kinderrechtskonvention26 zu nennen, wo­
bei alle EU-Mitgliedstaaten jenen Regelwerken als Vertragspartei beigetreten sind.27

Die Anti-Rassismus-Konvention nennt als Ziel die Verhinderung und Bekämpfung jeglicher Rassendiskri­
minierung, wobei Artikel 1 Absatz 1 der Konvention als Rassendiskriminierung sämtliche Ungleichbe­
handlungen aufgrund der „Rasse“, Hautfarbe, Abstammung, des nationalen Ursprungs oder des Volkstums 
erfasst. Im Vergleich hierzu knüpft § 1 AGG an das Merkmal der „Rasse“ sowie der ethnischen Herkunft an.

Die Behindertenrechtskonvention dient dem Schutz von Menschen mit Behinderung, indem sie ihre 
Rechte in einem umfassenden Katalog artikuliert und sicherstellt, sowie den Vertragsparteien positive 
Maßnahmen zur Bekämpfung und Verhinderung möglicher Ungleichbehandlungen auferlegt.28

Die Frauenrechtskonvention schließlich gilt als das wichtigste internationale Rechtsinstrument zum 
Schutz von Frauen und soll deren Selbstbestimmungsrecht und Gleichbehandlung in sämtlichen Lebens­
bereichen sicherstellen, Artikel 1, 2 Frauenrechtskonvention. Deutschland trägt zur Verwirklichung jener 
Ziele unter anderem durch die Nennung des Merkmals Geschlecht in § 1 AGG bei.

Darüber hinaus sind alle EU-Mitgliedstaaten Vertragspartei des Internationalen Paktes über bürgerliche 
und politische Rechte29, der in Artikel 2 Absatz 1 sowie Artikel 26 ein umfassendes Diskriminierungsverbot 
artikuliert und hierbei insbesondere die Merkmale „Rasse“, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, poli­
tische oder sonstige Anschauung, nationale oder soziale Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigen Sta­
tus schützt.30

Der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte31, der ebenfalls die EU-Mit­
gliedstaaten bindet, verbietet in Artikel 2 Absatz 2 Diskriminierungen aus Gründen der „Rasse“ oder Haut­
farbe, des Geschlechts, der Sprache, Religion, politischen oder sonstigen Weltanschauung, der nationalen 

20	 Bribosia/Rorive (2017): Country Report Non-discrimination Belgium, S. 22; Charlier (2016): Unia Jahresbericht 2016,  
Inklusion unter Druck, S. 73.

21	 Poleshchuk (2017): Country Report Non-discrimination Estonia, S. 15 ff.; Latraverse (2017): Country Report Non-discrimination 
France, S. 33; Bojić (2017): Country Report Non-discrimination Croatia, S. 21 f.; Cachón (2017): Country Report Non-discrimination 
Spain, S. 22 f.

22	 International Convention on the Elimination of All Forms of Racial Discrimination (ICERD).
23	 Convention on the Rights of Persons with Disabilities (CRPD).
24	 Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination against Women (CEDAW).
25	 United Nations Convention against Torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or Punishment (CAT).
26	 Convention on the Rights of the Child (CRC).
27	 Agentur der Europäischen Union für Grundrechte/Europarat/Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte (2018):  

Handbook on European non-discrimination law, S. 24.
28	 Ebd., S. 25.
29	 International Covenant on Civil and Political Rights (ICCPR); im Nachfolgenden UN-Zivilpakt genannt.
30	 Agentur der Europäischen Union für Grundrechte/Europarat/Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte (2018):  

Handbook on European non-discrimination law, S. 24.
31	 International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights (ICESCR); im Nachfolgenden UN-Sozialpakt genannt.
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oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder sonstigen Status. Im Gegensatz zu Artikel 2 Absatz 
1 UN-Zivilpakt ist jene Aufzählung eindeutig abschließend formuliert.32

Daraus ergibt sich, dass die dargestellten internationalen Abkommen, an die auch Deutschland rechtlich 
gebunden ist, in ihrem Schutzbereich über die Regelung des § 1 AGG hinausgehen. Dabei ist insbesondere 
der Schutz der Merkmale politische oder sonstige Anschauung, soziale Herkunft, Sprache, Vermögen oder 
Geburt hervorzuheben.

Auch im Rahmen der Abkommen auf europäischer Ebene ist der Diskriminierungsschutz hinsichtlich der 
einzelnen Merkmale weiter gefasst als der Merkmalskatalog des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes.

Als EU-Grundrecht auf Nichtdiskriminierung verbietet Artikel 21 Absatz 1 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union (EU-Grundrechtecharta) Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der „Ras­
se“, Hautfarbe, ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, Sprache, Religion oder 
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Min­
derheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung. Jener 
Katalog personengebundener Merkmale ist hierbei als nicht abschließend zu verstehen.33 Artikel 21 Absatz 
2 Grundrechtecharta artikuliert zudem ein besonderes Diskriminierungsverbot aufgrund der Staatsange­
hörigkeit. Damit geht die EU-Grundrechtecharta deutlich über den Regelungsgehalt des § 1 AGG hinaus, 
wobei im Hinblick auf die bereits dargestellten Beschwerdeanfragen bei der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes in Bezug auf Nicht-AGG-Gründe vor allem die Merkmale soziale Herkunft, politische oder 
sonstige Anschauung, Vermögen sowie Geburt von Interesse sind.

Darüber hinaus statuiert die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) in Artikel 14 einen umfas­
senden Diskriminierungsschutz und erfasst hierbei insbesondere die Diskriminierungsgründe Geschlecht, 

„Rasse“, Hautfarbe, Sprache, Religion, politische oder sonstige Anschauung, nationale oder soziale Herkunft, 
Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, Vermögen, Geburt oder sonstiger Status. Trotz jener um­
fangreichen, nicht abschließenden Aufzählung ist zu beachten, dass Artikel 14 EMRK im Gegensatz zu den 
sonstigen Konventionsrechten akzessorisch ist, sodass etwaige Rechte hieraus nur in Verbindung mit ei­
nem anderen Konventionsrecht geltend gemacht werden können.34 Artikel 14 EMRK hat demnach keinen 
selbstständigen Anwendungsbereich, sodass jenes Diskriminierungsverbot insgesamt deutlich abge­
schwächt erscheint. Ein allgemeines Diskriminierungsverbot ist zwar in Artikel 1 des 12. Zusatzprotokolls 
zur EMRK enthalten, Deutschland hat jenes Protokoll jedoch bislang nicht ratifiziert.35

In der Gesamtschau zeigt sich damit, dass das internationale Antidiskriminierungsrecht sowie die Antidis­
kriminierungsgesetze anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union nicht auf die sechs in § 1 AGG ab­
schließend aufgelisteten Diskriminierungsmerkmale beschränkt sind, sondern teilweise mit einem offe­
nen Merkmalskatalog beziehungsweise mit zusätzlichen Diskriminierungskategorien ausgestaltet sind. 
Insoweit bestehen grundsätzlich rechtliche Möglichkeiten, den Diskriminierungsschutz in Deutschland 
weiterzuentwickeln, denn eine Beschränkung auf die in § 1 AGG abschließend genannten sechs Diskrimi­
nierungsmerkmale ist auf internationaler sowie europäischer Ebene nicht zwingend.

32	 Agentur der Europäischen Union für Grundrechte/Europarat/Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte (2018):  
Handbook on European non-discrimination law, S. 24. 

33	 Rossi/EUV/AEUV, Das Verfassungsrecht der Europäischen Union mit Europäischer Grundrechtecharta, Kommentar,  
EU-GRCharta, Art. 21, Rn. 8a.

34	 Sagan/Nomos Kommentar Gesamtes Arbeitsrecht, EMRK, Art. 14, Rn. 1, 3.
35	 Sauer/Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Kommentar, ZP XII, Art. 1, Rn. 1.
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1.3	 Methodische Vorgehensweise
Um die Frage nach einem möglichen Reformbedarf des § 1 AGG möglichst umfassend zu analysieren, wur­
den zunächst die aktuell bestehenden Merkmale und Rechtsfolgen nach deutschem Recht untersucht und 
die Rechtsfolgen kurz skizziert. Des Weiteren wurde die bisherige Rechtsprechung sowohl auf deutscher 
als auch auf europäischer Ebene erfasst, wobei vor allem wesentliche Entscheidungen im Hinblick auf 
Merkmaldefinitionen, Merkmaleingrenzungen und -abgrenzungen sowie etwaige Entscheidungen zu 
Merkmalen außerhalb des deutschen Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes berücksichtigt wurden.

Jener Überblick wird durch die Sichtung des aktuellen Forschungsstandes zur Thematik, ebenfalls auf 
deutscher sowie auf europäischer Ebene, ergänzt. 

Ausgehend von der Übersicht über alle EU-Mitgliedstaaten wurden exemplarisch die Rechtsordnungen 
der Länder Belgien, Bulgarien, Finnland und Großbritannien ausgewählt, die im Rahmen eines Rechtsver­
gleichs mit dem deutschen Antidiskriminierungsrecht untersucht wurden. Die Auswahl dieser Länder er­
folgte in Abstimmung mit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Um ein möglichst breites Bild der 
Gesamtlage abzubilden, war dabei für die Auswahl jener vier EU-Mitgliedstaaten bedeutsam, Länder mit 
offenen Merkmalskatalogen, vorliegend Bulgarien und Finnland, solchen mit geschlossenen Katalogen, 
wie sie Belgien und Großbritannien aufweisen, gegenüberzustellen. Zudem sollten ein EU-Mitgliedstaat, 
in dessen Rechtsordnung das Antidiskriminierungsrecht traditionell verankert ist, wobei insbesondere an 
das britische Antidiskriminierungsrecht zu denken ist, sowie ein „neues“ Beitrittsland wie Bulgarien be­
rücksichtigt werden. Anhand jenes Vergleichs sollte insgesamt festgestellt werden, ob eine eindeutige Aus­
sage bezüglich der Vor- beziehungsweise Nachteile eines offenen beziehungsweise geschlossenen Merk­
malskatalogs getroffen werden kann, ob ein umfangreicherer Merkmalskatalog zugleich einen effektiveren 
Diskriminierungsschutz bedeutet, welche Erfahrungen gerade EU-Mitgliedstaaten mit einer langen Tradi­
tion des Antidiskriminierungsrechts haben, beziehungsweise ob jene „neuen“ Beitrittsländer von den bis­
her gemachten Erfahrungen anderer EU-Länder im gesetzlich verankerten Antidiskriminierungsrecht 
profitieren können.

Des Weiteren wurden im Rahmen von Expert_innengesprächen und Interviews mit Akteur_innen der 
Antidiskriminierungsarbeit und Rechtsexpert_innen sowohl auf nationaler und internationaler als auch 
auf supranationaler Ebene die gewonnenen Erkenntnisse ergänzt und vertieft (vgl. Anlage Nr. 2).

Dazu wurden qualitative Interviews auf der Basis eines Interviewleitfadens und Fragebogens mit ausge­
wählten Expert_innen des Antidiskriminierungsrechts in Deutschland sowie den ausgewählten vier 
EU-Mitgliedstaaten und auf supranationaler Ebene geführt. Die Auswahl erfolgte in Abstimmung mit der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. 

Dabei wurden gezielt Expert_innen deutschlandweit angesprochen, die sich aufgrund ihrer Tätigkeit sowie 
ihres Forschungsschwerpunktes mit dem deutschen Antidiskriminierungsrecht, seinen Merkmalen und 
Schutzlücken auseinandersetzen, beziehungsweise die über statistische Erhebungen zum tatsächlichen 
Beschwerdeaufkommen verfügen.

Weiterhin wurden ausgewählte Expert_innen, insbesondere mit den national zuständigen Equality-Bodies, 
sowie Akteur_innen der Antidiskriminierungsarbeit in dem jeweiligen EU-Mitgliedsland gezielt angespro­
chen und interviewt. Dabei wurde die jeweilige Rechtslage einschließlich der nationalen Rechtsprechung 
zu den Diskriminierungsmerkmalen, die über die in § 1 AGG geschützten Merkmale hinausgehen, erho­
ben. Es erfolgte eine Analyse der jeweiligen Rechtsfolgen sowie des bestehenden Klage- beziehungsweise 
Beschwerdeaufkommens in dem jeweiligen Land.
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Schließlich wurden auf supranationaler Ebene leitfadengestützte Interviews mit gezielt ausgewählten Ex­
pert_innen geführt, die von weiteren Erfahrungen und Erkenntnissen zum bestehenden Antidiskriminie­
rungsschutz aus europäischer Sicht berichten.

Die aus der Feldanalyse gewonnenen Untersuchungsergebnisse wurden in der Rechtsexpertise an den re­
levanten Stellen eingearbeitet und in Bezug zu den bundesdeutschen Regelungen der Diskriminierungs­
gründe und der dazu vorliegenden Rechtsprechung gesetzt.
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2.	 Das Allgemeine Gleich­
behandlungsgesetz (AGG) – 
Kurzüberblick

36	 Ernst/Braunroth/Wascher/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 1.
37	 Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 6; Stein/Allgemeines Gleichbehand­

lungsgesetz, Kommentar, § 1, Rn. 8.

Wie bereits dargestellt, wurde das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz zur Umsetzung der Antirassis­
musrichtlinie, der Rahmenrichtlinie Beschäftigung, der Gender-Richtlinie Arbeitsrecht sowie der Gen­
der-Richtlinie Zivilrecht verabschiedet. Ziel des Gesetzes ist die Verhinderung und Bekämpfung von Un­
gleichbehandlungen aufgrund der in § 1 AGG aufgeführten personenbezogenen Merkmale. Somit soll das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz sowohl präventiv als auch repressiv wirken.36

2.1	 Überblick über die Diskriminierungs
merkmale nach § 1 AGG

Die Regelung des § 1 AGG schützt vor Diskriminierungen aufgrund folgender sechs Merkmale:

—— „Rasse“ oder ethnische Herkunft

—— Geschlecht

—— Religion oder Weltanschauung

—— Behinderung

—— Alter

—— sexuelle Identität

Dabei hat sich der deutsche Gesetzgeber hinsichtlich der einzelnen Merkmale an den Mindestvorgaben 
der bereits genannten Gleichbehandlungs-Richtlinien sowie den Vorgaben des Artikels 19 Absatz 1 AEUV 
orientiert. Zudem gilt jener Katalog als abschließend, sodass Ungleichbehandlungen aufgrund eines nicht 
in § 1 AGG genannten Merkmals nicht nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz sanktioniert wer­
den können und auch keine Analogien möglich sind.37

Hinsichtlich der einzelnen Merkmale erfolgt im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz weder eine quali­
fizierte Beurteilung über die jeweilige Bedeutung noch eine rechtliche Definition, sodass das Gesetz an 
dieser Stelle unbestimmt ist. Aus jenem Grund bedarf es zur Einordnung eines bestehenden Sachverhaltes 
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unter den Anwendungsbereich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes häufig der Auslegung der ge­
setzlichen Merkmale durch die Judikative. Da das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz auf die Umset­
zung von europarechtlichen Regelungen zurückzuführen ist, ist hierbei grundsätzlich auf eine unions­
rechtskonforme Auslegung, unabhängig von etwaigen deutschen Begrifflichkeiten, zu achten.38

38	 Roloff/BeckOK Arbeitsrecht, AGG, § 1.
39	 Schlachter/Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 4.
40	 Ebd.
41	 Ebert/Nomos Kommentar Bürgerliches Gesetzbuch, Handkommentar, AGG, § 1, Rn. 5.
42	 Ebd.
43	 Schlachter/Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 6; Roloff/BeckOK Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 5.
44	 BAG, 5 AZB 21/94, 22.03.1995.
45	 Ebd.
46	 Ebert/Nomos Kommentar Bürgerliches Gesetzbuch, Handkommentar, AGG, § 1, Rn. 8.

2.1.1	„Rasse“ oder ethnische Herkunft

Um einen möglichst umfassenden Anwendungsbereich zu schaffen, werden die Merkmale „Rasse“ und 
ethnische Herkunft sowohl in der Antirassismus-Richtlinie, in Artikel 19 Absatz 1 AEUV als auch in § 1 AGG 
nebeneinander verwendet.39 Danach ist eine Ungleichbehandlung, die auf die Zugehörigkeit zu einer an­
geblichen menschlichen „Rasse“ abstellt, grundsätzlich verboten. Der Wortlaut „Rasse“ soll hierbei nicht 
implizieren, dass der Gesetzgeber von der tatsächlichen Existenz verschiedener „Rassen“ ausgeht.40

Als Ethnie gilt eine Gruppe von Menschen, die sich aufgrund gemeinsamer Merkmale wie Sprache, Ge­
schichte, Kultur oder ähnliche Lebensweisen und -gewohnheiten miteinander verbunden fühlt.41 Die 
Grenze zwischen rassistischen und ethnischen Diskriminierungen ist nicht immer eindeutig. Aufgrund 
des einheitlichen Schutzniveaus ist dies jedoch grundsätzlich unerheblich.42

2.1.2	Geschlecht

Das Diskriminierungsmerkmal Geschlecht erfasst die biologische Zuordnung zu einer Geschlechtsgrup­
pe.43 Zudem stellt eine Ungleichbehandlung aufgrund einer Schwangerschaft oder Mutterschaft nach § 3 
Absatz 1 Satz 2 AGG eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts dar.

2.1.3	Religion oder Weltanschauung

Des Weiteren schützt § 1 AGG vor möglichen Benachteiligungen aufgrund der Religion oder der Weltan­
schauung einer Person. Während im Arbeitsleben das Diskriminierungsverbot umfassend gilt, erfasst das zi­
vilrechtliche Benachteiligungsverbot nach § 19 Absatz 1 AGG nur Diskriminierungen aufgrund der Religion.

Im Rahmen des Religionsbegriffs ist, in Anlehnung an die in Artikel 4 Absatz 1 GG verfassungsrechtlich 
garantierte Religionsfreiheit, grundsätzlich von einer weiten Auslegung auszugehen.44 Danach liegt nach 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts dem Begriff der Religion „eine den 
Menschen überschreitende und umgreifende („transzendente“) Wirklichkeit“ zugrunde.45

Die Weltanschauung ist geprägt durch eine feste, innere Überzeugung, die nicht nur einzelne Lebensab­
schnitte erfasst und über eine ähnliche Geschlossenheit wie die Religion verfügt.46
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2.1.4	Behinderung

47	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien  
zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 31.

48	 BAG, 6 AZR 190/12, 19.12.2013.
49	 Roloff/BeckOK Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 8.
50	 Schlachter/Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 14; Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB,  

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 88.
51	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien  

zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 31.

Das Verbot der Benachteiligung von Menschen mit Behinderung knüpft an die Legaldefinition des § 2 Ab­
satz 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) a. F. an.47 Danach ist eine Person behindert, wenn „ihre körperli­
che Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und ihre Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft beeinträchtigt ist“.

Die höchstrichterliche Rechtsprechung versteht unter dem Begriff der Behinderung eine langfristige Ein­
schränkung der körperlichen Funktion, der geistigen Fähigkeit oder der seelischen Gesundheit, die die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben substanziell beeinträchtigt.48

Die neue Fassung des § 2 Absatz 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) konkretisiert unter Berücksichtigung 
der UN-Behindertenkonvention und der Rechtsprechung die Definition: „Menschen mit Behinderungen 
sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wech­
selwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können. Eine Beeinträchti­
gung nach Satz 1 liegt vor, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter typi­
schen Zustand abweicht. Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn eine Beeinträchtigung nach Satz 
1 zu erwarten ist.“ Wobei die UN-Behindertenkonvention von „Teilhabe am Berufsleben“ spricht und somit 
im Vergleich einen engeren Begriff zugrunde legt.

2.1.5	Alter

Das Diskriminierungsmerkmal Alter bezieht sich auf das konkrete Lebensalter und schützt in zwei Rich­
tungen sowohl jüngere als auch ältere Menschen vor möglichen Ungleichbehandlungen.49

2.1.6	Sexuelle Identität

Schließlich schützt § 1 AGG vor Ungleichbehandlungen aufgrund der sexuellen Identität. Dieses Merkmal 
bezieht sich, im Gegensatz zu dem Diskriminierungsmerkmal des Geschlechts, auf die identitätsprägende 
sexuelle Ausrichtung einer Person, mithin deren Präferenz bei der Wahl der Sexualpartner_innen.50 Hier­
bei werden nach der Gesetzesbegründung sowohl homosexuelle, heterosexuelle, bisexuelle, trans*sexuelle 
und zwischengeschlechtliche Menschen erfasst.51
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2.2	 Rechtsfolgen und Sanktionen nach dem  
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz

52	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 38.

53	 Von Steinau-Steinrück/Schneider/Nomos Kommentar Gesamtes Arbeitsrecht, AGG, § 15, Rn. 6.
54	 Ebd., Rn. 5.
55	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Verwirklichung des 

Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 46; Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehand­
lungsgesetz, § 21, Rn. 7, 36.

Die Rechtsfolgen und Sanktionen im Fall von Ungleichbehandlungen im Sinne des Allgemeinen Gleich­
behandlungsgesetzes sind in den Vorschriften der §§ 13 ff. AGG bei einem Verstoß gegen das arbeitsrecht­
liche Benachteiligungsverbot sowie § 21 AGG bei einem Verstoß gegen das zivilrechtliche Benachteili­
gungsverbot geregelt.

Gemäß § 13 Absatz 1 AGG steht Beschäftigten, die sich im Sinne des Allgemeinen Gleichbehandlungsgeset­
zes benachteiligt fühlen, ein Beschwerderecht zu. Des Weiteren können betroffene Beschäftigte im Rah­
men des § 14 AGG ihre Arbeitsleistung gegenüber dem_der Arbeitgeber_in ohne Verlust des Arbeitsentgel­
tes verweigern.

§ 15 Absatz 1 Satz 1 AGG regelt einen Schadensersatzanspruch des_der Arbeitnehmers_in gegenüber dem_
der Arbeitgeber_in bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot. Hierbei stellt § 15 Absatz 1 Satz 2 
AGG, in Anlehnung an den allgemeinen zivilrechtlichen Schadensersatzanspruch aus § 280 Absatz 1 Satz 1, 
2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), klar, dass ein solcher grundsätzlich nur dann entsteht, wenn der_die 
Arbeitgeber_in die Pflichtverletzung in Form der ungerechtfertigten Diskriminierung zu vertreten hat.52

Im Falle eines Schadens, der kein Vermögensschaden ist, kann der_die Arbeitnehmer_in nach § 15 Absatz 
2 Satz 1 AGG eine angemessene Entschädigung in Geld von dem_der Arbeitgeber_in verlangen. Hierbei ist 
jedoch zu beachten, dass die Höhe der Entschädigung bei einer unzulässigen Ungleichbehandlung im Be­
werbungsverfahren auf höchstens drei Monatsgehälter beschränkt ist, wenn der_die Betroffene auch bei 
benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden wäre, § 15 Absatz 2 Satz 2 AGG. Im Übrigen rich­
tet sich die Höhe des Entschädigungsanspruches nach den Grundsätzen des § 253 BGB.53 Im Gegensatz zu 
dem Schadensersatzanspruch gemäß § 15 Absatz 1 Satz 1, 2 AGG verlangt der Entschädigungsanspruch 
kein Verschulden seitens des_der Arbeitgebers_in.54

Allerdings muss ein Anspruch nach § 15 Absatz 1 und 2 AGG innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
schriftlich geltend gemacht werden. Dabei beginnt die Frist im Falle einer Bewerbung mit dem Zugang der 
Ablehnung und in anderen Fällen mit dem Zeitpunkt, in dem die betroffene Person von der Benachteili­
gung Kenntnis erlangt.

Liegt ein Verstoß gegen das zivilrechtliche Benachteiligungsverbot vor, kann der_die Betroffene gemäß  
§ 21 Absatz 1 Satz 1, 2 AGG primär die Beseitigung der Ungleichbehandlung und, bei konkreter Wieder­
holungsgefahr, die Unterlassung weiterer Benachteiligungen geltend machen. Ein solcher Beseitigungs- 
beziehungsweise Unterlassungsanspruch ist hierbei grundsätzlich verschuldensunabhängig.55
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Des Weiteren steht dem_der Betroffenen nach § 21 Absatz 2 S. 1, 2 AGG ein Schadensersatzanspruch zu, so­
weit der_die Arbeitgeber_in die Pflichtverletzung zu vertreten hat. § 21 Absatz 2 Satz 3 AGG regelt das Recht 
auf angemessene Entschädigung im Fall von Schäden, die keinen Vermögensschaden darstellen.

Auch diese Ansprüche aus § 21 AGG müssen innerhalb einer Frist von zwei Monaten geltend gemacht werden.
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3.	 Bestandsaufnahme des  
aktuellen Diskriminierungs­
schutzes

56	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 30.

57	 Ebd., S. 30 f.
58	 Ebd., S. 31.
59	 Bauer/Krieger/AGG, Kommentar, § 1, Rn. 15.

Um die Möglichkeiten der Präzisierung oder Erweiterung des Merkmalskatalogs des § 1 AGG auf ihre Vor- 
und Nachteile hin bewerten zu können, werden die einzelnen Merkmale, in Diskussion stehende neue 
Merkmale sowie mögliche merkmalübergreifende Aspekte im Folgenden näher betrachtet. Maßgeblich 
sind hierbei die Intentionen und Begründungen des deutschen Gesetzgebers, kritische Stimmen hierzu 
aus der Literatur sowie etwaige Gesetzeskommentierungen. Des Weiteren sollen wesentliche Entschei­
dungen der Rechtsprechung zu Merkmaldefinitionen, Merkmaleingrenzungen und -abgrenzungen sowie 
zu Merkmalen außerhalb der Kategorien des § 1 AGG auf nationaler und internationaler Ebene berück­
sichtigt werden. Schließlich findet der aktuelle Forschungsstand sowohl innerhalb Deutschlands als auch 
im Rahmen internationaler Forschungsarbeiten zu Ansätzen der Weiterentwicklung des Antidiskriminie­
rungsrechts Berücksichtigung.

3.1	 Diskriminierungsmerkmale nach § 1 AGG

3.1.1	 „Rasse“ oder ethnische Herkunft

Die Diskriminierungsmerkmale „Rasse“ und ethnische Herkunft werden weder in den Antidiskriminie­
rungsrichtlinien noch in der deutschen Gesetzesbegründung definiert oder näher erläutert. Sie werden 
lediglich von der europäischen Antirassismusrichtlinie vorgegeben. Danach sind diese Begriffe in einem 
umfassenden Sinn zu verstehen, um einen möglichst lückenlosen Schutz vor Benachteiligungen aufgrund 
der „Rasse“ oder der ethnischen Herkunft zu gewährleisten.56

Die Verwendung des Begriffs „Rasse“ stellte sich dabei schon während der Erarbeitung der Antirassismus­
richtlinie als äußerst problematisch dar. Insbesondere wurde argumentiert, dass der Nutzung des Begriffs 

„Rasse“ eine grundsätzliche Einteilung der Menschheit in verschiedene „Rassen“ immanent sei.57 Allerdings 
soll gerade eine solche Unterscheidung von Menschen nicht erfolgen. Im Ergebnis wurde an dem Begriff 
der „Rasse“ jedoch mit der Begründung festgehalten, dass „Rasse“ den „sprachlichen Anknüpfungspunkt 
zu dem Begriff des Rassismus bildet“ und dadurch eine Bekämpfung rassistischer Denkweisen verhindert 
werden soll.58 Dabei wird durch die Verwendung des Begriffs „Rasse“ im Allgemeinen Gleichbehandlungs­
gesetz nicht die Unterteilung von Menschen nach verschiedenen „Rassen“ vorausgesetzt oder gar akzep­
tiert. Um dies auch sprachlich zu verdeutlichen, wurde im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz die For­
mulierung „aus Gründen der Rasse“ und nicht, wie in Artikel 3 Absatz 3 GG, „wegen seiner Rasse“ gewählt.59
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Was konkret unter das Merkmal der „Rasse“ gefasst werden kann, ist derzeit nicht abschließend geklärt. In 
der Literatur werden vor allem die Kriterien der Hautfarbe, die Kopf- oder Augenform, aber auch Haar­
farbe und -Struktur unter den Begriff der „Rasse“ gefasst. So werden unter den Schutzbereich alle Aussagen 
gefasst, die rassistische Elemente enthalten und sich negativ beziehungsweise abwertend auf jene Kriteri­
en beziehen.60

Im Rahmen der Forschung und Literatur sowie seitens Akteur_innen aus der Politik und Gesellschaft wird 
gefordert, den Begriff der „Rasse“ sowohl im Grundgesetz als auch im Allgemeinen Gleichbehandlungs­
gesetz gänzlich zu streichen, wobei unter anderem alternative Formulierungen wie „aus rassistischen 
Gründen“, „rassistisch“ oder „ethnische, soziale und territoriale Herkunft“ vorgeschlagen werden.61 Hinter­
grund dafür ist die Ablehnung der Existenz menschlicher „Rassen“. Die Verwendung des Begriffs „Rasse“ 
impliziere jedoch bereits in sich das Vorhandensein menschlicher „Rassen“, führe mithin zu einem nicht 
auflösbaren Widerspruch.62 Zudem scheine der Begriff der „Rasse“ insbesondere aufgrund der Historie 
Deutschlands und anderer europäischer Länder einer noch heute bestehenden Problematik von Alltags­
rassismus sowie im Hinblick auf die Tatsache, dass die Geltendmachung einer rassistischen Diskriminie­
rung von den Betroffenen letztendlich zunächst verlange, sich selbst einer bestimmten „Rasse“ zuordnen 
zu müssen, nicht tragbar.63 Andere Länder, wie zum Beispiel Schweden, haben diesem Gedanken Rech­
nung getragen, indem von „ethnischer Zugehörigkeit“64 oder, wie in Finnland, von „ethnischer oder natio­
naler Herkunft“65 gesprochen wird.

Das Diskriminierungsmerkmal der ethnischen Herkunft ist ebenfalls weit auszulegen. Hierunter sind ne­
ben Benachteiligungen aufgrund der „Rasse“ auch die Hautfarbe, die Abstammung und der nationale oder 
ethnische Ursprung geschützt.66 Entscheidendes Abgrenzungsmerkmal ist hier die Zuordnung zu einer 
Ethnie. Als Indizien für eine Ethnie werden insbesondere eine lange gemeinsame Geschichte, kulturelle 
Traditionen sowie Bräuche und Sitten herangezogen.67 Die Literatur sieht als solche Gruppen beispielswei­
se Sinti und Roma, die Sorben in der Oberlausitz oder auch Russlanddeutsche an.68 Auch das vermeintliche 
Abstellen auf eine Nationalität, indem ein_e Arbeitgeber_in eine_n Bewerber_in in dem Bewusstsein ab­
lehne, er wolle keine Tunesier beschäftigen, begründe eine unmittelbare Diskriminierung wegen der eth­
nischen Herkunft.69 Es gehe hierbei um das Stellvertretermerkmal, bei welchem die Staatsangehörigkeit 
mehr einen Platzhalter für die tatsächlich gemeinten Eigenschaften einer bestimmten Ethnie ausdrücken 

60	 Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 25; Littig/Esskandari/Sartorius/Groß/
StichwortKommentar Arbeitsrecht, Diskriminierung, Rn. 38.

61	 Berghahn/Klapp/Tischbirek (2016): Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, erstellt im Auftrag der Antidiskriminie­
rungsstelle des Bundes, S. 5; Egenberger (2015): Diskriminierungsschutz weiterentwickeln – Argumente für eine Novellierung des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 14; Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland 
stärken, S. 12; Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 5; Cremer 
(2010): Ein Grundgesetz ohne „Rasse“, Vorschlag für eine Änderung von Artikel 3 Grundgesetz, Policy Paper No. 16, S. 3 ff.; Antrag der 
Abgeordneten Wawzyniak, Korte, Bunge u. a. und der Fraktion Die Linke, Streichung des Begriffs „Rasse“ aus der deutschen Rechts­
ordnung und internationalen Dokumenten, BT-Drs. 17/4036, S. 1 f.; Antrag der Abgeordneten Beck, Schauws, Müller-Gemmeke u. a. 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 10 Jahre nach dem Inkrafttreten des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes – Eine 
Reform ist überfällig, BT-Drs. 18/9055, S. 2.

62	 Antrag der Abgeordneten Beck, Schauws, Müller-Gemmeke u. a. und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 10 Jahre nach dem 
Inkrafttreten des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes – Eine Reform ist überfällig, BT-Drs. 18/9055, S. 4; Cremer (2010):  
Ein Grundgesetz ohne „Rasse“, Vorschlag für eine Änderung von Artikel 3 Grundgesetz, Policy Paper No. 16, S. 3.

63	 Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 11; Cremer (2010):  
Ein Grundgesetz ohne „Rasse“, Vorschlag für eine Änderung von Artikel 3 Grundgesetz, Policy Paper No. 16, S. 3.

64	 Norberg (2017): Country Report Non-discrimination Sweden, S. 28.
65	 Hiltunen (2017): Country Report Non-discrimination Finland, S. 6.
66	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien  

zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 31.
67	 Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 28.
68	 Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 56; Adomeit/Mohr/Allgemeines 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG), Kommentar zum AGG und zu anderen Diskriminierungsverboten, § 1, Rn. 59.
69	 EuGH, Feryn, C-54/07, ECLI:EU:C:2008:397, 10.07.2008; Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 82.1.
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soll.70 Im Mittelpunkt der Diskriminierung stehe also nicht die Staatsangehörigkeit, sondern beispielswei­
se eine bestimmte Verhaltensweise, die die diskriminierende Person erwarte, welcher eine Stigmatisierung 
einer bestimmten Personengruppe innewohne. Dasselbe gelte folglich auch für die Anknüpfung an „Tür­
ken“, „Griechen“ oder „Spanier“, „Ausländer“ und „Nichtdeutsche“.71 So stelle es eine unmittelbare Diskri­
minierung wegen der ethnischen Herkunft dar, wenn Bewerber_innen wegen ihres türkisch klingenden 
Namens nicht zu einer Wohnungsbesichtigung eingeladen würden.72 

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Anknüpfungspunkten, die zwar augenscheinlich nicht in unmittel­
barer Verbindung mit der ethnischen Herkunft oder der „Rasse“ stehen, aber dennoch eine Schutzbereichs­
eröffnung im Wege einer mittelbaren Diskriminierung ermöglichen.

Als mittelbare Diskriminierung wegen der ethnischen Herkunft könne die Einstellungsvoraussetzung der 
EU-Staatsbürgerschaft qualifiziert werden, wenn der_die Arbeitgeber_in damit administrative Schwierig­
keiten vermeiden will. Ein/eine Arbeitgeber_in dürfe jedoch nicht grundsätzlich davon ausgehen, dass ein 
Nicht-EU-Bürger keine gültige Arbeitsgenehmigung besitze.73

Während in Ländern wie beispielsweise Frankreich74, Finnland75 oder Italien76 die Sprache explizit in dem 
nationalen Antidiskriminierungsrecht geschützt wird, stellt sie in Deutschland kein Diskriminierungs­
merkmal dar. Die Sprache wird grundsätzlich auch nicht unter die ethnische Herkunft subsumiert und 
zählt daher regelmäßig nicht zu dem Schutzbereich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes.

So hat das Bundesarbeitsgericht 2010 entschieden, dass die Beherrschung der deutschen Schriftsprache 
nicht zu einer Schutzbereichseröffnung der ethnischen Herkunft beziehungsweise „Rasse“ führe, da die 
deutsche Schriftsprache erlernt und beherrscht werden könne.77 Die Anforderung, die deutsche Schrift­
sprache in dem verlangten Umfang zu beherrschen, knüpfe daher nicht an das Merkmal der ethnischen 
Herkunft an und stelle somit auch keine Diskriminierung dar. Darüber hinaus werde in der Sprache kein 
sogenanntes „Stellvertretermerkmal“ für die ethnische Herkunft gesehen.78

Auch hat das Bundesarbeitsgericht bereits entschieden, dass die Aufforderung, einen Deutschkurs außer­
halb der Arbeitszeit auf eigene Kosten zu besuchen, keine unmittelbare Diskriminierung wegen der ethni­
schen Zugehörigkeit sei.79 Die Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift sei von einer „Ras­
se“ oder Ethnie unabhängig. „Auch Mitglieder fremder Ethnien könnten die deutsche Sprache fehlerfrei in 
Wort und Schrift beherrschen […]“80 und wären somit von der Maßnahme nicht betroffen. Eine mittelbare 
Diskriminierung sei an dieser Stelle zwar potenziell möglich, wegen der Rechtfertigung im Einzelfall aller­
dings nicht gegeben.81

Die Möglichkeit einer mittelbaren Diskriminierung könne jedoch dann vorliegen, wenn die Forderung 
nach genügenden Deutschkenntnissen aufgrund der vorgesehenen Tätigkeit sachlich nicht gerechtfertigt 

70	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 82.
71	 Ebd., Rn. 82.1.
72	 AG Hamburg-Barmbek, 811 b C 273/15, 03.02.2017.
73	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 82.1.
74	 Latraverse (2017): Country Report Non-discrimination France, S. 33.
75	 Hiltunen (2017): Country Report Non-discrimination Finland, S. 21.
76	 Favilli (2017): Country Report Non-discrimination Italy, S. 24.
77	 BAG, 2 AZR 764/08, 28.01.2010.
78	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 77.
79	 BAG, 8 AZR 48/10, 22.06.2011.
80	 Ebd.
81	 Ebd.
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sei. So hat das Arbeitsgericht Hamburg entschieden, dass es für die Beschäftigung als Postzusteller_in nicht 
erforderlich sei, akzentfrei Deutsch zu sprechen.82

Des Weiteren stelle es auch kein Indiz für eine Benachteiligung aufgrund der ethnischen Herkunft dar, 
wenn ein_e Arbeitgeber_in in der Stellenausschreibung sehr gute Englischkenntnisse verlange, jedenfalls 
dann nicht, wenn Englisch in der einschlägigen Branche die vorherrschende Kommunikationssprache 
sei.83 Gleiches gilt, wenn in einer Stellenanzeige ein hoher Grad an Kommunikationsfähigkeit in deutscher 
Sprache gefordert werde.84

Hingegen ist gerichtlich entschieden worden, dass die Anforderung „Deutsch als Muttersprache“ in einer 
Stellenanzeige als mittelbare Diskriminierung zu bewerten sei.85 Eine Muttersprache zu haben, indiziere 
die Herkunft aus einem bestimmten räumlichen Gebiet und damit einer Ethnie.86 Begründet wurde die 
Entscheidung damit, dass „ein Muttersprachler im Normalfall eine Person ist, in dessen Elternhaus die be­
treffende Sprache gesprochen wird, sodass die Sprache in engem Zusammenhang mit der im Übrigen weit 
zu verstehenden ethnischen Herkunft steht. Der Begriff der Muttersprache knüpft daher an die Herkunft 
der betreffenden Person zu einem bestimmten Sprachraum an, die von dem Einzelnen nicht beeinflusst 
werden kann. Mit der Anforderung „Deutsch als Muttersprache“ werden sämtliche Bewerber, die nicht in 
ihrer frühen Kindheit ohne formalen Unterricht Deutsch lernten, wegen der Nichtzugehörigkeit zur deut­
schen Ethnie ausgeschlossen, unabhängig davon, ob und auf welchem Niveau sie die deutsche Sprache 
beherrschen“.87

Die Forschung fordert vermehrt eine Katalogerweiterung um das Merkmal der Sprache.88 Oftmals würden 
durch die Anforderung in Einstellungskonstellationen, die deutsche Sprache zu beherrschen, die wahren 
Beweggründe verschleiert und könnten dem Diskriminierungsmerkmal der ethnischen Herkunft oftmals 
nicht zugerechnet werden.89

Keine Eröffnung des Schutzbereiches ergibt sich bei Diskriminierungen von Personen, die wegen ihrer 
Herkunft aus unterschiedlichen Regionen oder Bundesländern innerhalb Deutschlands wie zum Beispiel 
aus Ost- oder Westdeutschland oder auch Bayern, Schwaben oder Berlin ungleich behandelt werden.90

Das Arbeitsgericht Stuttgart hat sich mit der Frage befasst, inwieweit die Bezeichnung als „Ossi“ eine Dis­
kriminierung darstellen könne. Hintergrund war der mit einem Minus versehene Vermerk „Ossi“ auf dem 
Lebenslauf einer Bewerberin. Durch diesen Vermerk in Verbindung mit einer Absage sah sich die Bewer­
berin in ihrer ethnischen Herkunft diskriminiert. Das Arbeitsgericht Stuttgart hat entschieden, dass „die 
Bezeichnung „Ossi” zwar dem Element eines Territoriums im Begriff der Ethnie entspräche, eine gemein­
same Sprache ihn jedoch nicht präge, da in den ostdeutschen Ländern Dialekte von sächsisch bis platt­
deutsch gesprochen würden und unterschiedliche Dialekte ohnehin nicht einer gemeinsamen Sprache 
entgegen stehen“.91

82	 ArbG Hamburg, 25 Ca 282/09, 26.01.2010.
83	 LAG Hamburg, 5 Sa 79/14, 19.05.2015.
84	 LAG Hessen, 14 Sa 1075/14, 12.06.2014.
85	 BAG, 8 AZR 402/15, 29.06.2017.
86	 Roloff/BeckOK Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 4.
87	 LAG Hessen, 16 Sa 1619/14, 15.06.2015.
88	 Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland stärken, S. 12; Egenberger (2015): Diskriminierungs­

schutz weiterentwickeln – Argumente für eine Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 14 f.; Liebscher/Klose 
(2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 6.

89	 Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland stärken, S. 12.
90	 ArbG Stuttgart, 17 Ca 8907/09, 15.04.2010; ArbG Würzburg, 3 Ca 664/08, 23.01.2009; VG Berlin, 5 K 222/11, 26.10.2012.
91	 ArbG Stuttgart, 17 Ca 8907/09, 15.04.2010.
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Das Arbeitsgericht Würzburg92 und das Verwaltungsgericht Berlin93 vertreten die gleiche Auffassung und 
haben in ähnlichen Fällen entschieden, dass Ost- und Westdeutsche, Bayern und Schwaben, Düsseldorfer 
und Kölner keine Ethnien seien. Nach dieser Entscheidung beziehe sich das Merkmal der ethnischen Her­
kunft auf „nicht vererbliche Merkmale wie die Zugehörigkeit des Menschen zu einem bestimmten Kultur­
kreis, zu einer gemeinsamen Religion und Sprache, wobei kennzeichnend ist, dass die betreffenden Men­
schen aufgrund dieser Merkmale eine dauerhafte Einheit bilden“.94 Um eine abgrenzbare Ethnie ausmachen 
zu können, sei die Heranziehung von eigenschaftsbildenden Faktoren wie das äußere Erscheinungsbild, 
die Sprache oder Religion hilfreich. „Maßgeblich ist die Wahrnehmung als „andere Gruppe“ in Gebräuchen, 
Herkunft und Erscheinung“. Dies sei bei Ost- und Westdeutschen, Bayern und Schwaben, Düsseldorfern 
und Kölnern nicht gegeben. Dabei handele es sich um „ein Volk“.95

Auch in der Literatur wird eine Ethnisierung von Ost- oder Westdeutschen tendenziell abgelehnt.96 An­
dernfalls hätte dies unter Umständen die bedenkliche Folge, dass eine aus Ostdeutschland stammende 
Person als zu einer anderen Ethnie zugehörig bezeichnet werden könnte, ohne dass dies eine Persönlich­
keitsrechtsverletzung zur Folge hätte.97 Vielmehr handele es sich bei beiden Gruppen aufgrund ihrer ge­
meinsamen Geschichte und kulturellen Tradition um „Bürger Deutschlands“.98

Ebenfalls nicht umfasst vom Schutzbereich des Merkmals der ethnischen Herkunft seien grundsätzlich 
Ungleichbehandlungen aufgrund der Staatsangehörigkeit beziehungsweise Nationalität.99 Andererseits 
wurde die Staatsangehörigkeit primär wegen der Wahrung der Hoheitsrechte ausgeklammert, nicht um 
eine zivilrechtliche Benachteiligung wegen der Staatsangehörigkeit allgemein als statthaft zu erklären.100

Hingegen wird in anderen europäischen Ländern, insbesondere in Belgien101 und Frankreich102, die Staats­
angehörigkeit explizit als Diskriminierungsmerkmal erfasst. Zu diskutieren ist, ob und inwieweit ein Be­
darf in Deutschland gegeben ist, auch die Staatsangehörigkeit als selbständiges Diskriminierungsmerkmal 
aufzunehmen. Denn sowohl in der deutschen Rechtsprechung als auch in der des Europäischen Gerichts­
hofes wurde bislang festgestellt, dass Benachteiligungen aufgrund der Staatsangehörigkeit gerade nicht 
von der Antirassismusrichtlinie beziehungsweise von dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ge­
schützt werden.

So hat sich der Europäische Gerichtshof im Jahr 2012 mit der Frage befasst, ob die Ablehnung eines Antrags 
auf Wohngeld mit der Begründung, das für die Gewährung des Wohngelds an Drittstaatsangehörige vor­
gesehene Budget sei erschöpft, eine Diskriminierung wegen der ethnischen Zugehörigkeit darstelle. Nach 
Ansicht des Europäischen Gerichtshofes fallen Benachteiligungen aufgrund der Staatsangehörigkeit je­

92	 ArbG Würzburg, 3 Ca 664/08, 23.01.2009.
93	 VG Berlin, 5 K 222/11, 26.10.2012.
94	 ArbG Stuttgart, 17 Ca 8907/09, 15.04.2010.
95	 ArbG Würzburg, 3 Ca 664/08, 23.01.2009.
96	 Adomeit/Mohr/Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), Kommentar zum AGG und zu anderen Diskriminierungsverboten,  

§ 1, Rn. 59; Stein/Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Kommentar, § 1, Rn. 12; Schleusener/AGG, Kommentar zum Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 43.

97	 Adomeit/Mohr/Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), Kommentar zum AGG und zu anderen Diskriminierungsverboten,  
§ 1, Rn. 59.

98	 Ebd.
99	 Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 53; Erwägungsgrund Nr. 13 Richtlinie 

2000/43/EG; Adomeit/Mohr/Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), Kommentar zum AGG und zu anderen Diskriminierungs­
verboten, § 1, Rn. 62.

100	  Vgl. Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 34; Nickel, Handlungsaufträge 
zur Bekämpfung von ethnischen Diskriminierungen in der neuen Gleichbehandlungsrichtlinie 2000/43/EG, NJW 2001, Heft 37, 
S. 2668, 2770.

101	 Bribosia/Rorive (2017): Country Report Non-discrimination Belgium, S. 22.
102	 Latraverse (2017): Country Report Non-discrimination France, S. 23.
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doch nicht in den Anwendungsbereich der Antirassismusrichtlinie.103 Begründet wird dies damit, dass Dis­
kriminierungen aufgrund der Staatsangehörigkeit in Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie explizit ausgeschlos­
sen seien.

Auch das Landgericht Frankfurt am Main hat sich mit der Anknüpfung der Diskriminierungsmerkmale an 
die Staatsangehörigkeit befasst. In der Entscheidung bezüglich einer kuwaitischen Fluggesellschaft war 
Gegenstand, dass die kuwaitische Fluggesellschaft einem israelischen Staatsangehörigen die Beförderung 
von Frankfurt am Main nach Bangkok (Thailand) verweigerte. Dabei bezog sich die Fluggesellschaft auf ein 
nationales kuwaitisches Gesetz, wonach es juristischen Personen untersagt sei, Vereinbarungen mit Perso­
nen zu schließen, die die israelische Staatsangehörigkeit besäßen. Das Gericht hat die Frage einer mögli­
chen Diskriminierung dahingehend entschieden, dass es einer Vertragspartei auch im Rahmen der Gel­
tung deutscher Gesetze nicht zumutbar sei, Leistungspflichten aus einem Vertrag zu erfüllen, wenn sie 
damit einen Gesetzesverstoß nach den Regeln des eigenen Staates begehe und sie deswegen damit rech­
nen müsse, nach den Gesetzen des eigenen Staates bestraft zu werden. Es liege kein Verstoß gegen das zivil­
rechtliche Benachteiligungsverbot des § 19 Absatz 1 AGG vor, welches unter anderem vor Benachteiligun­
gen aus Gründen der „Rasse“ oder wegen der ethnischen Herkunft schützen solle. § 19 Absatz 1 AGG sehe 
gerade kein Verbot der Benachteiligung wegen der Staatsangehörigkeit vor.104

Das Oberlandesgericht Frankfurt entschied in der Revision, dass die kuwaitische Norm nicht anzuwenden 
sei. Die Entscheidung erfolgte hier also nicht auf rechtlicher Grundlage der kuwaitischen Eingriffsnorm, 
sondern allein wegen der faktischen Existenz derselben und dem damit nach Auffassung des Gerichts ver­
bundenen tatsächlichen Leistungshindernis. Entscheidend war also das tatsächliche Einreisehindernis, 
nicht die diskriminierende Norm.105

Diskriminierungen aufgrund der Staatsangehörigkeit werden jedoch dann erfasst, wenn die Staatsangehö­
rigkeit lediglich als Stellvertretermerkmal fungiert, in Wahrheit also aufgrund der ethnischen Herkunft 
eine Benachteiligung erfolgt.106 Das ist beispielweise der Fall, wenn jemand scheinbar aufgrund seiner 
Staatsangehörigkeit diskriminierende Handlungen erfährt, tatsächlich aber auf seine/ihre Hautfarbe oder 
auf die Zugehörigkeit zu einer bestimmten „Volks- und Kulturgemeinschaft“ abgestellt wird.107 Somit ist 
stets darauf zu achten, ob die Diskriminierung wirklich aufgrund der Staatsangehörigkeit erfolgt ist oder 
ob andere Gründe zum Tragen kommen.

Das Oberlandesgericht Frankfurt legt in dem bereits genannten Urteil dar, dass „das kuwaitische Einheits­
gesetz zum Israel-Boykott [...] jedoch nach Inhalt und konkreter Anwendung darauf [abzielt], Personen 
wegen ihrer Abstammung und Herkunft zu diskriminieren.“108 Dafür spreche, dass die Gesamtbevölkerung 
der israelischen Staatsbürger zu 74,8  Prozent aus Juden bestehe. Die Juden würden „als dominierendes 
Staatsvolk charakterisiert.“109 Das Gericht hat den diskriminierenden Charakter der Nichtbeförderung is­
raelischer Staatsangehöriger und die Nichtvereinbarkeit mit der deutschen Werteordnung betont.110

103	 EuGH, Kamberaj, C-571/10, ECLI:EU:C:2012:233, 24.04.2012.
104	 LG Frankfurt am Main, 2-24 O 37/17, 16.11.2017.
105	 OLG Frankfurt, 16 U 209/17, 25.09.2018.
106	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 82.1; Adomeit/Mohr/Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG),  

Kommentar zum AGG und zu anderen Diskriminierungsverboten, § 1, Rn. 63.
107	 Ebd.
108	 OLG Frankfurt, 16 U 209/17, 25.09.2018.
109	 OLG Frankfurt, 16 U 209/17, 25.09.2018.
110	 OLG Frankfurt, 16 U 209/17, 25.09.2018; NJW 2018, Heft 49, S. 3591, 3595 mit Anmerkung Tonner.
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Als ein weiteres Diskriminierungsmerkmal wird in Ländern wie beispielsweise Belgien111 oder Kroatien112 
das Geburtsland ausdrücklich als Diskriminierungsmerkmal geschützt. In Deutschland fehlt eine solche 
ausdrückliche Regelung.

Mit der Frage, ob sich der Schutzbereich der ethnischen Herkunft auf das Geburtsland erstreckt, hat sich 
der Europäische Gerichtshof im Jahr 2017 eingehend beschäftigt. Hintergrund war die Frage, ob die Praxis 
eines dänischen Kreditinstituts eine Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft darstelle. Dieses 
hatte von einem Kunden, in dessen Führerschein ein anderes Geburtsland als ein Mitgliedstaat der Union 
oder der Europäischen Freihandelsassoziation angegeben war, die Vorlage einer zusätzlichen Identifizie­
rung durch eine Kopie seines Reisepasses oder seiner Aufenthaltserlaubnis verlangt.113 Der Europäische 
Gerichtshof hat in diesem Fall entschieden, dass das Geburtsland kein maßgebliches Kriterium für die 
ethnische Herkunft darstelle und deshalb nicht in dessen Schutzbereich falle.114 Der Begriff der ethnischen 
Herkunft beruhe vielmehr auf dem Gedanken, dass „gesellschaftliche Gruppen insbesondere durch eine 
Gemeinsamkeit der Staatsangehörigkeit, Religion, Sprache, kulturelle und traditionelle Herkunft und Le­
bensumgebung gekennzeichnet sind“.115 Auch wenn das Merkmal des Geburtslandes hier nicht explizit 
erfasst werde, könne es als Indiz für die ethnische Herkunft dienen, da daraus geschlossen werden könne, 
dass eine Person einer bestimmten Gruppe angehöre. Dies genüge jedoch den Anforderungen an die eth­
nische Herkunft nicht. Vielmehr müssten dafür mehrere, sowohl subjektive als auch objektive Indizien 
zusammenfallen.116

Im Ergebnis ist somit festzuhalten, dass es zahlreiche Konstellationen gibt, in welchen die Diskriminie­
rungsmerkmale ethnische Herkunft und „Rasse“ nicht greifen. Dies wird exemplarisch anhand der Fälle 
deutlich, in denen der Anknüpfungspunkt einer Ungleichbehandlung die Staatsangehörigkeit oder das 
Geburtsland darstellt. Diskriminierungen, die ausschließlich an jene Eigenschaften anknüpfen, werden 
nicht umfasst. Letztlich muss hier der wahre Sinngehalt der Diskriminierung ermittelt und ein möglicher 
Rückgriff auf das Geburtsland oder die Staatsangehörigkeit als Stellvertretermerkmal für die ethnische 
Herkunft ausgeschlossen werden. Gleiches gilt für die Sprache. Erfasst werden weder die Sprache an sich 
noch deren verschiedene regional ausgeprägten Dialekte. Eine Ausnahme bildet lediglich die Anknüpfung 
an die Muttersprache, da diese an die Herkunft einer Person und deren Beziehung zu einem bestimmten 
Sprachraum anknüpft und somit unter die ethnische Herkunft zu fassen ist.

Beiträge aus der Forschung fordern aus jenen Gründen die Änderung der ethnischen Herkunft in den Be­
griff der ethnischen Zuschreibung, um hierdurch einen umfangreicheren Schutzbereich zu erreichen.117 
Die ethnische Zuschreibung könne den Sinn des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes differenzierter 
darstellen. Andernfalls bestünde die Gefahr, dass der wahre Diskriminierungswert, welcher seinen An­
knüpfungspunkt insbesondere im Rahmen von „gesellschaftlich verankerten rassistischen Zuschreibun­
gen“ finde, verschleiert werde.118 Bei Rechtsverfahren werde die Zugehörigkeit einer Person zu einer Ethnie 
geprüft, sodass das jeweilige Gericht letztendlich selbst eine Ethnisierung vornehme.119 So würden sowohl 
in der Rechtsprechung als auch in der Literatur unter den Begriff der ethnischen Herkunft vielmehr „spe­

111	 Bribosia/Rorive (2017): Country Report Non-discrimination Belgium, S. 22.
112	 Bojić (2017): Country Report Non-discrimination Croatia, S. 21.
113	 EuGH, Jyske Finans, C-668/15, ECLI:EU:C:2017:278, 06.04.2017.
114	 Ebd.
115	 EuGH, CHEZ Razpredelenie Bulgaria, C-83/14, ECLI:EU:C:2015:480, 16.07.2015.
116	 EuGH, Jyske Finans, C-668/15, ECLI:EU:C:2017:278, 06.04.2017.
117	 Egenberger (2015): Diskriminierungsschutz weiterentwickeln – Argumente für eine Novellierung des Allgemeinen  

Gleichbehandlungsgesetzes, S. 14; Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland stärken, S.12 ff.; 
Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 12.

118	 Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 12.
119	 Ebd.
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zifisch kulturalistisch-rassistische Diskriminierungen, zum Beispiel solche von Sinti und Roma oder von 
muslimischen oder als muslimisch kategorisierte Menschen oder Juden“ gefasst.120

Neben der ethnischen Zuschreibung solle auch die Herkunft als solche erfasst werden, damit Diskriminie­
rungen mit regionalen Bezügen ebenfalls erfasst würden. Denn wenn man im Rahmen von Diskriminie­
rungen auf national-politische Bezüge abstellen könnte, würden auch die Menschen aus Ostdeutschland 
vom Anwendungsbereich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes umfasst werden. Dies wird von 
einigen Stimmen in der Literatur als eine zu schließende Schutzlücke betrachtet.121

120	 Ebd.
121	 Ebd.; Egenberger (2015): Diskriminierungsschutz weiterentwickeln – Argumente für eine Novellierung des Allgemeinen Gleichbe­

handlungsgesetzes, S. 14.
122	 Braun/Nomos Kommentar Arbeitsrecht, Individualarbeitsrecht mit kollektivrechtlichen Bezügen, Handkommentar, Allgemeines 

Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 7.
123	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Verwirklichung  

des Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 31. 
124	 Schlachter/Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 6.
125	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 100.
126	 Von Steinau-Steinrück/Schneider/Nomos Kommentar Gesamtes Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 12.
127	 Melms/Münchener Anwaltshandbuch Arbeitsrecht, Teil C, § 10 Begründung des Arbeitsverhältnisses, Rn. 52.
128	 EuGH, Kleist, C-356/09, ECLI:EU:C:2010:703, 18.11.2010.

3.1.2	Geschlecht

Aus der Gesetzesbegründung geht keine Definition für den Schutzbereich des Diskriminierungsmerkmals 
des Geschlechts hervor. 

Auf europäischer Ebene bildet die Grundlage für den Geschlechterdiskriminierungsschutz die Gen­
der-Richtlinie Arbeitsrecht sowie die Gender-Richtlinie Zivilrecht. Die inhaltliche Begriffsbestimmung 
des Geschlechtsbegriffs im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz folgt im Wesentlichen der Rechtspre­
chung zu § 611a BGB alte Fassung beziehungsweise § 612 Absatz 3 BGB alte Fassung.122 Hier wird lediglich 
auf das Geschlecht abgestellt, eine Spezifizierung wird nicht vorgenommen. Trans*sexualität und Inter*se­
xualität werden im Rahmen der Gesetzesbegründung nur im Zusammenhang mit dem Diskriminierungs­
merkmal der sexuellen Identität erwähnt.123 

Die Literatur versteht unter dem Geschlechterbegriff die biologische Zuordnung zu einem bestimmten 
Geschlecht, also männlich, weiblich oder zwischengeschlechtlich.124 Inhaltlich solle den Menschen durch 
den Abbau geschlechtsbezogener Grenzen und Diskriminierungen ihr „So-Sein“ ermöglicht und das Tref­
fen autonomer Lebensentscheidungen, unabhängig von der jeweiligen Geschlechtszugehörigkeit, gesi­
chert werden.125 Daher liege eine Diskriminierung im Rahmen der entsprechenden Merkmalskategorie 
vor, wenn an „geschlechtsspezifische Eigenschaften […] angeknüpft werde“.126 So stelle eine Ungleichbe­
handlung, welche auf den Rückgriff eines traditionellen Rollenbildes zwischen Mann und Frau zurückzu­
führen sei, eine typische Diskriminierungskonstellation dar.127

Von dem Schutzbereich des Merkmals Geschlecht umfasst seien Diskriminierungen, welche an die direkte 
Geschlechtszugehörigkeit anknüpfen. So stelle es eine unmittelbare Diskriminierung dar, wenn Frauen 
bereits im Alter von 60 Jahren mit der Begründung gekündigt würden, dass für sie bereits ein Anspruch auf 
gesetzliche Altersrente bestehe.128 Männern hingegen könne mit 60 Jahren aus jenem Grund noch nicht 
gekündigt werden. Eine weitere klassische unmittelbare Diskriminierungsform stelle die geringere Ver­
gütung von Arbeitnehmerinnen im Vergleich zu Arbeitnehmern trotz Ausübung der gleichen Tätigkeit 
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dar.129 In beiden Fällen werde direkt auf die Tatsache abgestellt, ob es sich um einen Mann oder eine Frau 
handele. Allein aufgrund dieser Differenzierung folge unmittelbar eine Ungleichbehandlung. Daher sind 
Konstellationen, bei denen die Geschlechtszugehörigkeit Anknüpfungspunkt für eine unterschiedliche 
Behandlung von Männern und Frauen sind, vom Schutzbereich des Diskriminierungsmerkmals Ge­
schlecht umfasst.

Eine weitere Thematik in diesem Zusammenhang stellt der Schutz der Schwangerschaft dar. In zahlrei­
chen Ländern wird diese als eigenes Diskriminierungsmerkmal aufgelistet, so etwa in Großbritannien und 
Malta.130 In Deutschland zählt die Schwangerschaft nicht zu den eigens aufgelisteten Diskriminierungs­
merkmalen. Jedoch enthält das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz in § 3 Absatz 1 Satz 2 AGG eine Rege­
lung, wonach eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts auch im Falle einer ungünstige­
ren Behandlung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vorliege. Schwangeren Frauen wird 
daher auch auf gesetzlicher Ebene ein besonderer Schutz eingeräumt.

Im Rahmen der europäischen Rechtsprechung stellt eine Ungleichbehandlung wegen einer Schwanger­
schaft ebenfalls eine unmittelbare Diskriminierung dar.

So sei sowohl die Entlassung einer schwangeren Arbeitnehmerin als auch die Weigerung, eine Schwangere 
einzustellen, vom Schutzbereich des Diskriminierungsmerkmals umfasst. Die Genderrichtlinie Beschäfti­
gung umfasse allerdings nicht den Fall, dass eine Krankheit durch Schwangerschaft oder Entbindung ver­
ursacht wurde.131 Während der Dauer eines Mutterschaftsurlaubs sei die Arbeitnehmerin jedoch dagegen 
gesichert, wegen Fernbleibens von der Arbeit entlassen zu werden. Bei Krankheiten, die nach dem Mutter­
schaftsurlaub auftreten, bestehe dagegen kein Anlass zwischen normalen Krankheiten und solchen, die 
durch eine Schwangerschaft bedingt seien, zu unterscheiden. Denn nach dem Europäischen Gerichtshof 
seien Männer schließlich ebenfalls dem Risiko ausgesetzt, wegen Krankheiten für einen längeren Zeit­
raum von der Arbeit fernzubleiben.132 Der Schutzbereich der Richtlinie umfasse demnach keine „Entlas­
sungen aufgrund von Fehlzeiten infolge einer durch Schwangerschaft oder Entbindung verursachten 
Krankheit“.133

Ebenfalls nicht vom Schutzbereich umfasst sei der Zeitpunkt bei einer In-vitro-Fertilisation zwischen der 
Follikelpunktion und der Einsetzung der in vitro befruchteten Eizellen. In diesem Zeitfenster bestehe noch 
keine Schwangerschaft. Werde einer Arbeitnehmerin in dieser Phase gekündigt, stelle dies daher keine Dis­
kriminierung aufgrund des Geschlechts dar. Denn auch bei einer auf natürlichem Wege entstandenen 
Schwangerschaft bestehe in diesem Stadium noch keine Schutzwirkung. Wenn die Kündigung allerdings 
aufgrund des Motivs der Arbeitnehmerin, sich im Wege der In-vitro-Fertilisation befruchten zu lassen, er­
gangen sei, sei die Genderrichtlinie Beschäftigung aufgrund des Zusammenhangs mit einer Schwanger­
schaft jedoch anwendbar.134

Auf eine Ersatzmutterschaft, mit welcher eine Arbeitnehmerin Mutter geworden sei, finde die Gender­
richtlinie Beschäftigung ebenfalls keine Anwendung. Die Schutzbedürftigkeit werde durch die besondere 
Verletzlichkeit der Schwangerschaft begründet.135 Diese fehle bei einer Frau, deren Kind nicht in ihrem ei­
genen Bauch herangewachsen sei.

129	 LAG Rheinland-Pfalz, 5 Sa 509/13, 14.08.2014.
130	 McColgan/Vickers (2017): Country Report Non-discrimination United Kingdom, S. 27; Ellul (2017):  

Country Report Non-discrimination Malta, S. 29.
131	 EuGH, Handels- og kontorfunktionaerernes Forbund, C-177/88, ECLI:EU:C:1990:383, 08.11.1990.
132	 Ebd.
133	 Ebd.
134	 EuGH, Mayr, C-506/06, ECLI:EU:C:2008:119, 26.02.2008.
135	 EuGH, C.D./S.T., C-167/12, ECLI:EU:C:2014:169, 18.03.2014.
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Die nationale Rechtsprechung hat in ähnlicher Weise entschieden, dass der Schutzbereich in dem Fall, in 
welchem der_die Arbeitgeber_in nichts von der Schwangerschaft weiß und eine Kündigung ausspricht, 
nicht eröffnet sei.136

Vom Schutzbereich dieses Diskriminierungsmerkmals kann auch die Mutterschaft umfasst sein. Werde 
eine Person aufgrund der Tatsache, dass diese Mutter sei, diskriminiert, so werde wegen der ausschließli­
chen Zuordnungsfähigkeit von Mutter und Frau eine geschlechterspezifische Diskriminierung angenom­
men, da sich Männer und die Eigenschaft der Mutterschaft ausschließen. So wurde die Ablehnung einer 
Bewerbung aufgrund der Tatsache, dass die Arbeitnehmerin Mutter war, als Diskriminierung wegen des 
Geschlechts qualifiziert.137 Dieser Entscheidung lag der Sachverhalt zugrunde, dass eine Stellenbewerberin 
ein Ablehnungsschreiben erhalten hatte. Auf den dazugehörigen Bewerbungsunterlagen befand sich ein 
kleiner Zettel mit folgendem handschriftlichen Vermerk: „Ein Kind, sieben Jahre alt!“ Durch den Vermerk 
sei eine Verbindung zwischen der begehrten Anstellung und der Aufgabe der Kinderbetreuung entstanden. 
Dass es sich hierbei um eine entscheidungserhebliche Tatsache für den_die Arbeitgeber_in gehandelt habe, 
würde durch den eigens betriebenen Aufwand der Errechnung des nicht mitgeteilten Kindesalters deut­
lich. Der/die Arbeitgeber_in habe in seiner/ihrer Entscheidung auf die traditionelle Rollenverteilung zu­
rückgegriffen und so per se angenommen, dass eine Frau für die Kinderbetreuung zuständig und in der 
Folge weniger flexibel sei. Im Ergebnis läge somit eine unmittelbare Diskriminierung vor.138

Durch die gesetzliche Regelung des § 3 Absatz 1 Satz 2 AGG bietet das nationale Recht vollumfänglichen, 
unmittelbaren Schutz für eine schwangere Arbeitnehmerin.

In Konstellationen, in welchen nicht ausdrücklich ein Geschlecht benachteiligt wird, jedoch faktisch we­
gen einer bestimmten Regelung ausschließlich oder zum Großteil nur ein Geschlecht betroffen ist, kann 
eine mittelbare Diskriminierung vorliegen. Denn auch in diesen Fällen stellt der Anknüpfungspunkt der 
Ungleichbehandlung eine geschlechterspezifische Stigmatisierung dar, sodass der Schutzbereich des Dis­
kriminierungsmerkmals des Geschlechts eröffnet ist.

So hat sich der Europäische Gerichtshof in vielen Urteilen mit dem Thema von Vollzeit- und Teilzeitarbeit 
auseinandergesetzt. In einigen Ländern handelt es sich hierbei um selbstständige Diskriminierungsmerk­
male der jeweiligen nationalen Gesetze, so etwa in Österreich139, Polen140 und Ungarn.141

Auf europäischer Ebene werden teilweise Regelungen, welche Nachteile von Teilzeitbeschäftigten mit sich 
bringen, aufgrund der Tatsache, dass Teilzeitstellen zu einem Großteil von Frauen ausgeübt werden, als 
mittelbare Diskriminierung wegen des Geschlechts qualifiziert.142 So verhält es sich zumindest in Fällen, in 
denen sich Frauen auf eine Ungleichbehandlung berufen haben.

Eine Geschlechterdiskriminierung greift aufgrund der Tatsache, dass verhältnismäßig deutlich mehr Frau­
en eine Teilzeitstelle ausüben als Männer. Im Falle eines in Teilzeit tätigen Mannes lässt sich eine Ge­
schlechterdiskriminierung durch diese Begründung jedoch nicht herleiten. Das deutet darauf hin, dass die 
Subsumtion der Voll- oder Teilzeitarbeit unter das Diskriminierungsmerkmal des Geschlechts keinen voll­
umfänglichen Schutz für die geschilderte Situation bietet.

136	 BAG, 8 AZR 742/12, 17.10.2013.
137	 LAG Hamm, 11 Sa 194/15, 11.06.2015.
138	 Ebd.
139	 Schindlauer (2017): Country Report Non-discrimination Austria, S. 32.
140	 Bojarski (2017): Country Report Non-discrimination Poland, S. 32.
141	 Kádár (2017): Country Report Non-discrimination Hungary, S. 32.
142	 EuGH, Espadas Recio, C-98/15, ECLI:EU:C:2017:833, 09.11.2017; EuGH, Elbal Moreno, C-385/11, ECLI:EU:C:2012:746, 22.11.2012.



26 Bestandsaufnahme des 
aktuellen Diskriminierungsschutzes

Auf nationaler Ebene besteht allerdings kein Bedürfnis für einen Rückgriff auf die Diskriminierungsmerk­
male des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. Gemäß § 4 Absatz 1 Satz 1 des Teilzeit- und Befristungs­
gesetzes (TzBfG) darf ein/e teilzeitbeschäftigter/e Arbeitnehmer_in wegen der Teilzeitarbeit nicht schlech­
ter behandelt werden als ein/e vergleichbarer/e vollzeitbeschäftigter/e Arbeitnehmer_in, es sei denn, dass 
sachliche Gründe eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. Die bestehende gesetzliche Lage geht 
also noch über den Zustand, der bei Vorliegen des Diskriminierungsmerkmals Vollzeit- oder Teilzeitstelle 
im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz bestehen würde, hinaus. Es besteht ein Gleichstellungs- sowie 
ein Erfüllungsanspruch.

Als weitere mittelbare Diskriminierung kann die Körpergröße als Einstellungsvoraussetzung qualifiziert 
werden. Diese kann als keine unmittelbar an das Geschlecht anknüpfende Eigenschaft angesehen werden. 
Dennoch kann die Körpergröße eine geschlechtsspezifische Ungleichbehandlung von Frauen darstellen. 
Dies komme in Betracht, wenn eine Mindestkörpergröße zur Voraussetzung gemacht werde, Frauen diese 
aber üblicherweise nicht erreichen. So werde in Konstellationen, in welchen zum Beispiel als Vorausset­
zung für den Zugang zu dem Polizeidienst,143 als Zugbegleiter_in144 oder als Flugzeugführer_in145 eine Min­
destkörpergröße gefordert werde, diese sowohl von der europäischen als auch von der nationalen Recht­
sprechung als eine mögliche mittelbare Diskriminierung angesehen. Einschlägige Regelungen träfen 
Frauen unverhältnismäßig häufiger als Männer, weisen diese doch im statistischen Durchschnitt kleinere 
Körpergrößen auf. Anknüpfungspunkt der Ungleichbehandlung stelle hierbei die geringere Körpergröße 
als eine weibliche spezifizierende Geschlechtseigenschaft dar. Ob es sich in den Einzelfällen tatsächlich um 
eine Diskriminierung handele, hänge schließlich von der Rechtfertigungsebene ab.

Nicht ganz einheitlich stellt sich die Definition des Schutzbereiches für Trans*- und Inter*Personen dar. 
Bezüglich der Zuordnung unter das Merkmal Geschlecht besteht ein Dissens zwischen der Literatur und 
der Gesetzesbegründung.

Fast einheitlich werden im Rahmen des Schrifttums Benachteiligungen von Trans*sexuellen dem Ge­
schlecht und nicht wie aus der Gesetzesbegründung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes hervor­
geht, der sexuellen Identität zugeordnet. Die Argumentation für diese Zuweisung entspringt dem Gedan­
ken, dass die Geschlechtsidentität von der sexuellen Orientierung zu unterscheiden sei. Die 
Geschlechtsidentität beinhalte „das Gefühl, männlich, weiblich oder hermaphroditisch zu sein. Fällt die 
Geschlechtsidentität nicht mit dem anatomischen Geschlecht zusammen, spricht man von Transsexuali­
tät“.146 Aus diesem Grund soll die Ungleichbehandlung von trans*sexuellen Personen auch eine Diskrimi­
nierung wegen des Geschlechts darstellen.147

Der Europäische Gerichtshof beschränkt den Anwendungsbereich des Merkmals Geschlecht nicht auf Dis­
kriminierungen, die sich aus der Zugehörigkeit zu dem weiblichen oder männlichen Geschlecht ergeben. 
Wegen der deutlicheren Abgrenzung von sexueller Ausrichtung zum Geschlecht im Rahmen der Gender­
richtlinien, wobei die sexuelle Ausrichtung lediglich den Sinngehalt der sexuellen Orientierung beinhalte, 
im Vergleich zu der sexuellen Identität im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz würden auch jene unter 
den Schutzbereich des Geschlechts gefasst werden, die aufgrund einer Geschlechtsangleichung diskrimi­

143	 OVG Berlin-Brandenburg, 4 S 48/16, 27.01.2017; EuGH, Kalliri, C-409/16, ECLI:EU:C:2017:767, 18.10.2017.
144	 LAG Baden-Württemberg, 19 Sa 45/15, 29.04.2016.
145	 ArbG Köln, 15 Ca 3879/13; 28.11.2013.
146	 Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 55.
147	 Ebd.; Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 48; von Steinau-Steinrück/

Schneider/Nomos Kommentar Gesamtes Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 12.
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niert würden. Denn hauptsächlich beruhten diese Diskriminierungen auf dem Geschlecht des_der Betrof­
fenen.148

So stelle die Verweigerung des_der Arbeitgebers_in, einer Trans*sexuellen im gleichen Alter wie einer Frau 
eine Rente zu gewähren, nach dem Europäischen Gerichtshof eine Diskriminierung dar.149 Der Trans*se­
xuellen werde hier nicht die gleiche Behandlung zuteil wie einer Frau, deren Geschlechtsangehörigkeit 
nicht Ergebnis einer Operation sei.

In einer gesetzlichen Regelung, wonach Trans*sexuellen nach der Geschlechtsangleichung verboten wer­
de, zu heiraten und damit die notwendige Voraussetzung für eine Hinterbliebenenrente nicht gewährt 
werde, liege ebenfalls eine geschlechterbezogene Ungleichbehandlung vor.150

Nach der deutschen Rechtsprechung könne Trans*sexualität sowohl unter dem Merkmal der sexuellen 
Identität als auch unter dem Merkmal des Geschlechts berücksichtigt werden.151 Dies folge aus einer uni­
onsrechtskonformen Auslegung von § 1 AGG. Dem stehe es auch nicht entgegen, dass der nationale Ge­
setzgeber Trans*sexualität der sexuellen Identität zuordne.152 Der Begriff umfasse im Vergleich zu dem 
unionsrechtlichen Begriff der sexuellen Ausrichtung neben der sexuellen Orientierung auch die Entschei­
dung, welchem Geschlecht sich eine Person zugehörig fühle. Im Rahmen der sexuellen Ausrichtung werde 
eine klare Trennung der beiden Begriffe vorgenommen und die Geschlechtsidentität folglich dem Diskri­
minierungsmerkmal des Geschlechts zugeordnet.153

Wirft man einen Blick auf die EU-Mitgliedstaaten, so stellt man fest, dass zum Beispiel in Frankreich und 
Kroatien neben dem Geschlecht und der sexuellen Orientierung auch die geschlechtliche Identität ge­
schützt wird.154 In Großbritannien und Malta stellt eine Geschlechtsangleichung ein eigenes Diskriminie­
rungsmerkmal dar und in Schweden wird Transgender-Identität sogar explizit geschützt.155

Eine Einordnung von Trans*sexualität unter den Schutzbereich des Geschlechts würde eine Vereinheitli­
chung der nationalen und europäischen Rechtsprechung bedeuten. Zudem ist an dieser Stelle auf die be­
reits dargestellten Stimmen der Literatur zu verweisen, welche die Einordnung von trans*sexuellen Perso­
nen in der Gesetzesbegründung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes unter die sexuelle Identität 
ablehnen.156 Der Begriff des Geschlechts werde zu eng ausgelegt und die Heterosexualität als gesellschaft­
lich anerkannter Maßstab etabliert. Alles andere werde gemeinsam kategorisiert – als homo-, bi-, trans*- 
und intersexuell. Dabei werde aber der Unterschied zwischen dem Geschlecht an sich und der davon ab­
geleiteten sexuellen Identität einer Person verkannt. Ein trans*sexueller Mensch könne schließlich auch 
hetero- sowie homosexuell sein.157

Unterstrichen wird dies auch durch den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts aus 2017: Dieser er­
kennt erstmals die Existenz eines dritten Geschlechts rechtlich an. Unmittelbar betroffen durch den Be­
schluss sind somit Inter*sexuelle. Schließlich werde dieser Personenkreis internationalen Studien zufolge 

148	 EuGH, P/S und Cornwall County Council, C-13/94, ECLI:EU:C:1996:170, 30.04.1996.
149	 EuGH, Richards, C-423/04, ECLI:EU:C:2006:256, 27.04.2006.
150	 EuGH, England and Wales, C-117/01, ECLI:EU:C:2004:7, 07.01.2004.
151	 BAG, 8 AZR 421/14, 17.12.2015.
152	 Ebd.
153	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 152.
154	 Latraverse (2017): Country Report Non-discrimination France, S. 32; Bojić (2017): Country Report Non-discrimination Croatia, S. 22.
155	 McColgan/Vickers (2017): Country Report Non-discrimination United Kingdom, S. 21; Ellul (2017): Country Report Non-discrimina­

tion Malta, S. 22; Norberg (2017): Country Report Non-discrimination Sweden, S. 7.
156	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 100; Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 88; 

Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, AGG, § 1, Rn. 48.
157	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 100.1.
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doch vielfach Opfer von „Diskriminierung“.158 Ob auch Trans*sexuellen die selbstbestimmte Zuordnung 
zum dritten Geschlecht möglich ist, ist jedoch nicht ausdrücklich geklärt worden. Das Bundesverfassungs­
gericht hat aber dargelegt, dass es auf eine dauerhafte Zuordnung zu einem Geschlecht ankomme. Es hat 
anerkannt, dass soziale und psychische Faktoren das Geschlecht mitbestimmen. Es komme darauf an, wel­
chem Geschlecht sich der Einzelne zugehörig fühle.159 Folgt man dieser Subsumtion, ist es auch für 
Trans*sexuelle möglich, sich dieser Geschlechtskategorie zuzuordnen.160 Aus arbeitsrechtlicher Sicht wird 
der Beschluss beispielsweise Auswirkungen auf die Formulierung von Stellenausschreibungen haben: 
Wurden vorher „w/m“ als potenzielle Arbeitnehmer_innen adressiert, so muss von nun an zwecks Berück­
sichtigung des dritten Geschlechts ein Zusatz wie „w/m/x“ oder ähnliches verwendet werden. Darüber 
hinaus muss ein ein/e Arbeitgeber_in bei der Nutzung von Bewerberformularen darauf achten, dass dieses 
nicht nur die Optionen männlich oder weiblich beinhaltet. Bei Nichtbeachtung der neuen Anforderungen 
liegt ein Indiz für eine Diskriminierung vor.161

Im Rahmen der Forschung werden aus Klarstellungsgründen die Stimmen nach einer Erweiterung bezie­
hungsweise einer näheren Erläuterung des Geschlechtsbegriffs zunehmend lauter. Viele fordern, dass der 
Begriff der „Geschlechtsidentität“ in den Merkmalskatalog des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
mitaufgenommen werden solle.162 So würden bestehende Rechtsunsicherheiten im Kontext von Trans*- 
oder Inter*sexualität endgültig aus dem Weg geräumt und diese eindeutig als Diskriminierungsform des 
Geschlechts eingestuft.163 Dabei solle das Ordnungsmodell des traditionellen Zweigeschlechtermodells 
verworfen und durch einen modernen Geschlechtsbegriff ersetzt werden.164

Daneben fordert eine unabhängige Expert_innengruppe der Antidiskriminierungsstelle des Bundes165, 
dass zusätzlich noch der Geschlechtsausdruck und das Geschlechtsmerkmal aufgenommen werden soll­
ten.166 Die dahinterstehende Intention ist eine Zuordnungsfähigkeit aller möglichen und verschiedenen 
Erscheinungs- und Ausdrucksformen der Geschlechtszugehörigkeit zum Schutzbereich des Merkmals Ge­
schlecht. Teilweise zählten Personen sich selbst weder zum männlichen noch zum weiblichen Geschlecht. 
Vielmehr sehen sie sich selbst als nicht kategorisierbar an.167 Das Bundesverfassungsgericht hat diese Zwi­
schengeschlechtlichkeit in seinem bereits genannten Beschluss anerkannt.168 Das Allgemeine Persönlich­
keitsrecht (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 GG) schütze die geschlechtliche Identität. 
Diese umfasse aber nicht nur den weiblichen und männlichen Geschlechtsausdruck, sondern schütze 
auch jene, die sich keinem der beiden Geschlechtertypen zugehörig fühlen. Das Diskriminierungsverbot 

158	 Ghattas (2013): Menschenrechte zwischen den Geschlechtern – Vorstudie zur Lebenssituation von Inter*Personen, S. 28.
159	 BVerfG, 1 BvR 2019/16, 10.10.2017. 
160	 Körlings, Das dritte Geschlecht und die diskriminierungsfreie Einstellung, NZA 2018, Heft 5, S. 282.
161	 Jacobs, Aktuelle Entwicklungen im deutschen und europäischen Antidiskriminierungsrecht, RdA 2018, Heft 5, S. 269.
162	 Antrag der Abgeordneten Beck, Schauws, Müller-Gemmeke u. a. und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 10 Jahre nach dem 

Inkrafttreten des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes – Eine Reform ist überfällig, BT-Drs. 18/9055, S. 1; Berghahn/Klapp/
Tischbirek (2016): Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, erstellt im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes, S. 44.

163	 Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland stärken, S. 12; Liebscher/Klose (2014):  
Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 5.

164	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Diskriminierung in Deutschland. Dritter Gemeinsamer Bericht der Antidiskriminie­
rungsstelle des Bundes und der in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen 
Bundestages, S. 297.

165	 Expert_innenkommission der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2015): Gleiche Rechte – gegen Diskriminierung  
aufgrund des Geschlechts. Bericht der unabhängigen Expert_innenkommission der Antidiskriminierungsstelle des Bundes  
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/Literatur_Themenjahr_Geschlecht/
Handlungsempfehlungen_Kommission_Geschlecht.pdf?__blob=publicationFile&v=1 (Zugriff: 21.06.2019).

166	 Berghahn/Klapp/Tischbirek (2016): Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, erstellt im Auftrag  
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S. 44.

167	 Ebd.
168	 BVerfG, 1 BvR 2019/16, 10.10.2017.

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/Literatur_Themenjahr_Geschlecht/
Handlungsempfehlungen_Kommission_Geschlecht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/Literatur_Themenjahr_Geschlecht/
Handlungsempfehlungen_Kommission_Geschlecht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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des Artikels 3 Absatz 3 GG umfasse auch die sogenannten „zwischengeschlechtlichen“ Personen.169 Viel zu 
lange wäre an der „natürlichen Zweigeschlechtlichkeit“ festgehalten worden. Die medizinische Vorgehens­
weise bei dem Vorliegen nicht eindeutiger Geschlechtsmerkmale verdeutliche diese Praxis. Viele Ärzte wä­
ren stets auf der Suche der „wahren“ Geschlechtsidentität gewesen, um diese im Anschluss zu „konstruie­
ren“ beziehungsweise zu korrigieren.170 Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts171 komme insoweit 
der Forderung innerhalb der Forschung nach der Abkehr von einer binären zu einer variablen Betrach­
tungsweise des Geschlechterbegriffs nach.172

169	 Ebd.
170	 Lang (2006): Intersexualität – Menschen zwischen den Geschlechtern, S. 53.
171	 BVerfG, 1 BvR 2019/16, 10.10.2017.
172	 Lang (2006): Intersexualität – Menschen zwischen den Geschlechtern, S. 19.
173	 Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 52.
174	 Ebd.
175	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 71. 
176	 Langer: Judentum als „Herkunftsgemeinschaft“ und „Religion“, Handbuch jüdische Kulturgeschichte,  

http://hbjk.sbg.ac.at/kapitel/judentum-als-herkunftsgemeinschaft-und-religion/ (Zugriff: 18.04.2018).
177	 Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 52.
178	 Braun/Nomos Kommentar Arbeitsrecht, Individualarbeitsrecht mit kollektivrechtlichen Bezügen,  

Handkommentar, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 11.
179	 BVerfG, 2 BvR 1500/97, 19.12.2000.
180	 BAG, 5 AZB 21/94, 22.03.1995.

3.1.3	Religion oder Weltanschauung

Die Diskriminierungsmerkmale Religion und Weltanschauung werden weder in der Rahmenrichtlinie Be­
schäftigung noch in der deutschen Gesetzesbegründung definiert oder näher erläutert.

Was unter Religion zu verstehen ist und was hiervon konkret erfasst wird, lässt sich nicht abschließend 
klären. Um eine uferlose Ausweitung des Schutzbereiches zu vermeiden, erscheint es jedoch nicht sinnvoll, 
allein auf subjektive Überzeugungen abzustellen. Eine Beschränkung auf objektive Kriterien und die da­
mit verbundene traditionelle Sicht des Religiösens würde den Anwendungsbereich hingegen zu sehr ein­
engen.173 Nach Auffassung der Literatur werden unstreitig die „großen Weltreligionen, also das Christen­
tum, die jüdische Religion, der Islam, der Buddhismus, der Hinduismus und der Shintoismus erfasst“.174

Bei Benachteiligungen von Juden und Jüdinnen bestehe die Besonderheit, dass diese nicht nur der Religion, 
sondern auch der ethnischen Herkunft zugeordnet werden und somit den Schutzbereich des Katalogs in 
doppelter Weise eröffnen könne. Das liege insbesondere daran, dass Juden und Jüdinnen wegen der „prä­
genden Wirkung antisemitischer Rassentheorien als ethnische Gruppe wahrgenommen werden“.175 Auch 
innerhalb der theologischen und kulturwissenschaftlichen Forschung besteht eine Diskussion über die Zu­
ordnung des Judentums als eine Herkunftsgemeinschaft beziehungsweise Ethnie oder als Religion.176

Der Religionsbegriff umfasse aber auch die jeweiligen Untergliederungen der genannten Glaubensrich­
tungen.177 Dazu zählten beispielsweise die Katholiken und Protestanten oder auch Sunniten und Schiiten. 
Schließlich würden auch solche Religionen erfasst, deren Gemeinschaften als öffentliche Körperschaften 
anerkannt seien.178 Dazu zählten neben den Zeugen Jehovas179 vor allem auch die Neuapostolische Kirche 
und die Heilsarmee. Das Bundesarbeitsgericht versteht unter Religion oder Weltanschauung „eine nur mit 
der Person des Menschen verbundene Gewissheit über bestimmte Aussagen zum Weltganzen sowie zur 
Herkunft und zum Ziel des menschlichen Lebens. […] Die Religion legt dabei eine den Menschen über­
schreitende und umgreifende transzendente Wirklichkeit zugrunde, während sich die Weltanschauung 
auf innerweltliche immanente Bezüge beschränkt“.180 Auch in der Literatur wird bei der Abgrenzung von 

http://hbjk.sbg.ac.at/kapitel/judentum-als-herkunftsgemeinschaft-und-religion/
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Weltanschauung und Religion auf die fehlende Transzendenz sowie das Fehlen von Ritualen und Zeremo­
nien abgestellt.181 Die Weltanschauung sei zudem auch im Hinblick auf andere weltliche Überzeugungen 
abzugrenzen, da nicht jede persönliche Haltung oder Lebenseinstellung erfasst werden solle.182 Hinsicht­
lich der Reichweite des Schutzbereiches werde sowohl das Recht, eine Überzeugung zu haben, als auch das 
Recht, diese in der Öffentlichkeit zu bekunden, erfasst.183

Auch im Bereich der Religion und Weltanschauung kann in Einzelfällen eine Konkretisierung des Schutz­
bereiches erforderlich sein. So ist ein ausdrücklicher Schutz vor Benachteiligungen aufgrund der politi­
schen Überzeugung und Betätigung nicht im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz geregelt.

Einige der europäischen Mitgliedstaaten, beispielsweise Frankreich184 und Belgien185, haben die politische 
Überzeugung hingegen in ihren Merkmalskatalog aufgenommen. Die politische Einstellung oder Betäti­
gung wird in Deutschland nur in § 75 Absatz 1 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) explizit genannt. Da­
nach besteht für den_die Arbeitgeber_in und den Betriebsrat die Pflicht, sicherzustellen, dass kein/e Ar­
beitnehmer_in aufgrund seiner/ihrer politischen Ansichten Benachteiligungen erfährt. Der Schutz des 
§ 75 Absatz 1 BetrVG greift jedoch nur bei Betrieben, die einen Betriebsrat gebildet haben. Im Ergebnis wird 
somit nur ein geringer Teil der Arbeitnehmer_innen geschützt.

Möglicherweise könnte aber die Weltanschauung die politische Überzeugung erfassen. Das Bundesarbeits­
gericht hat diese Frage bislang offengelassen.186 Der Bundesgerichtshof hat sich ebenfalls mit dieser Frage 
befasst und entschieden, dass politische Betätigungen oder Überzeugungen nicht unter das Merkmal der 
Weltanschauung zu subsumieren seien.187 Im Jahr 2013 hatte das Bundesarbeitsgericht zu entscheiden, in­
wieweit Sympathien für ein Land oder eine politische Partei unter das Merkmal der Weltanschauung ge­
fasst werden könnten. Hintergrund der Klage war ein nicht verlängerter Arbeitsvertrag einer Han-Chine­
sin. Die Klägerin machte geltend, dass die Beklagte ihr eine Sympathie für die Volksrepublik China und 
damit die Unterstützung der Kommunistischen Partei Chinas, mithin eine bestimmte Weltanschauung 
unterstellt habe. Das Bundesarbeitsgericht hat entschieden, dass „Sympathien für ein Land, seine Regie­
rung oder die diese Regierung tragende Partei nicht unter das Merkmal der Weltanschauung fallen“.188

Doch auch wenn das Bundesarbeitsgericht in dem konkreten Einzelfall die unterstellte Sympathie für ein 
Land und die dort vorherrschende politische Ideologie als nicht ausreichend für eine Diskriminierung auf­
grund der Weltanschauung des_der Betroffenen erachtet hat, bedeutet dies nicht, dass es keine politischen 
Weltanschauungen gibt.189

181	 Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 58; Stein/Allgemeines Gleichbehand­
lungsgesetz, Kommentar, § 1, Rn. 37.

182	 Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 71.
183	 Schleusener/AGG, Kommentar zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 54.
184	 Latraverse (2017): Country Report Non-discrimination France, S. 22.
185	 Bribosia/Rorive (2017): Country Report Non-discrimination Belgium, S. 22.
186	 BAG, 2 AZR 479/09, 12.05.2011; BAG, 7 AZR 150/10, 21.09.2011.
187	 BGH, V ZR 115/11, 09.03.2012.
188	 BAG, 8 AZR 482/12, 20.06.2013.
189	 Beispielsweise: Heinrichs/Weinbach (2016): Weltanschauung als Diskriminierungsgrund – Begriffsdimensionen 

 und Diskriminierungsrisiken, S. 14.
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Als eine solche politische Weltanschauung gilt beispielsweise die marxistisch-leninistische Überzeugung,  
bei der es sich um eine „gesamtgesellschaftliche welterklärende Überzeugung, die sich auf innerweltliche 
Bezüge stützt“, handele.190 Demnach erfülle der Marxismus die Kriterien des Weltanschauungsbegriffs.191

Gleiches gelte für den Kommunismus, der neben dem rein politischen Programm auch eine bestimmte 
Vorstellung des Menschen und seiner Entwicklung sowie der individuellen Lebensgestaltung und -füh­
rung des Einzelnen im Sinne des kommunistischen Leitbildes vermittle.192

Bezüglich der Aufnahme des Schutzes von politischen Auffassungen als eigenständiges Diskriminierungs­
merkmal zeichnet sich eher ein ablehnendes Gesamtbild ab. So würde „quasi jede beliebige Auffassung 
geschützt. […] Das entspricht nicht der Analogie zur sachlichen Heraushebung grundlegender subjektiver 
Auffassungen, wie sie mit dem Schutz vor Diskriminierungen wegen der Religion oder Weltanschauung 
ausgedrückt werden soll“.193 Außerdem handele es sich bei der politischen Anschauung nicht um eine der­
art eng mit der persönlichen Identität verknüpfte Einstellung, welche dem Diskriminierungsschutz unter­
liegen solle.194

Auch die Gewerkschaftszugehörigkeit stellt in einigen europäischen Mitgliedstaaten wie Belgien195 oder 
Frankreich196 ein Diskriminierungsmerkmal dar. In Deutschland werden Benachteiligungen aufgrund der 
Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft nicht ausdrücklich von § 1 AGG erfasst. Lediglich in § 75 Absatz 1 
BetrVG wird die gewerkschaftliche Betätigung oder Einstellung geschützt. Dieser Schutz kommt jedoch 
nur Arbeitnehmern_innen eines Betriebs zugute, in denen ein Betriebsrat existiert. Somit stellt sich auch 
hier die Frage, ob die Gewerkschaftszugehörigkeit unter das Merkmal der Weltanschauung zu subsumie­
ren ist und eine Schutzbereichseröffnung zur Folge hat.

Mit dieser Frage hatte sich das Amtsgericht München im Jahr 2012 befasst.197 Das Gericht fasste die Ge­
werkschaftszugehörigkeit nicht unter das Merkmal der Weltanschauung und konnte somit keinen Verstoß 
gegen § 1 AGG feststellen. Auch das bloße Engagement in einem Betriebsrat stelle nach Ansicht des Ar­
beitsgerichts Wuppertal keine Weltanschauung dar.198 Die Tätigkeit in einem Betriebsrat sei weder Aus­
druck einer Religion noch einer Weltanschauung. Begründet wurde diese Entscheidung damit, dass „die 
feste Überzeugung, einen gerechten Ausgleich zwischen dem Interesse des_der Arbeitgebers_in auf freie 
Ausübung seines Wollens und dem Interesse des_der Arbeitnehmers_in auf Schutz vor Eingriffen in das 
Arbeitsverhältnis sicherzustellen, eine individuelle Wertehaltung und keine Weltanschauung darstelle“.199 
Der Begriff der Weltanschauung sei umfassend und beschränke sich nicht nur auf einzelne Teilbereiche 
des Lebens.

Weltanschauungs- oder Religionsgemeinschaften müssen bestimmte Kriterien erfüllen, um von dem 
Schutzbereich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes erfasst zu werden. „Nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zu Artikel 4 Absatz 1 und 2 GG ist ein Zusammenschluss dann als Religions- 

190	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Handbuch „Rechtlicher Diskriminierungsschutz“, S. 47;  
ArbG Berlin, 33 Ca 5772/09, 30.07.2009.

191	 Ebd.; Heinrichs/Weinbach (2016): Weltanschauung als Diskriminierungsgrund – Begriffsdimensionen und  
Diskriminierungsrisiken, S. 14.

192	 Heinrichs/Weinbach (2016): Weltanschauung als Diskriminierungsgrund – Begriffsdimensionen und Diskriminierungsrisiken, S. 14.
193	 Berghahn/Klapp/Tischbirek (2016): Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes,  

erstellt im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S. 47.
194	 Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 125.
195	 Bribosia/Rorive (2017): Country Report Non-discrimination Belgium, S. 22.
196	 Latraverse (2017): Country Report Non-discrimination France, S. 22.
197	 AG München, 423 C 14869/12, 18.10.2012.
198	 ArbG Wuppertal, 6 Ca 3382/11, 01.03.2012. 
199	 Ebd.
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oder Weltanschauungsgemeinschaft im Sinne des Artikels 4 GG anzusehen, wenn seine Mitglieder bezie­
hungsweise Anhänger auf der Grundlage gemeinsamer religiöser oder weltanschaulicher Auffassungen 
einen unter ihnen bestehenden Konsens über Sinn und Bewältigung des menschlichen Lebens bezeu­
gen“.200 Dabei komme es vor allem darauf an, dass zwischen den Personen eine religiöse oder auch weltan­
schauliche Übereinstimmung bestehe. Ob die Scientology Kirche als eine Weltanschauungs- oder Religi­
onsgemeinschaft zu qualifizieren ist, ist umstritten. Nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts wird dies 
verneint, da die religiösen oder weltanschaulichen Lehren nur als Vorwand für die Verfolgung wirtschaft­
licher Ziele dienen würden.201 Sowohl das Bundesverfassungsgericht202 als auch das Bundesverwaltungs­
gericht203 haben diese Frage jedoch bisher offengelassen.

200	 Scholz, “Neue Jugendreligionen“ und Grundrechtsschutz nach Art. 4 GG, NVwZ 1992, Heft 12, S. 1152.
201	 BAG, 5 AZB 21/94, 22.03.1995.
202	 BVerfG, 2 BvR 307/01, 28.03.2002.
203	 BVerwG, 7 C 20/04, 15.12.2005. 
204	 Braun/Nomos Kommentar Arbeitsrecht, Individualarbeitsrecht mit kollektivrechtlichen Bezügen, Handkommentar,  

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 14.
205	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Verwirklichung  

des Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 30.
206	 Ebd., S. 31.
207	 Ebd., S. 31.
208	 BAG, 8 AZR 580/09, 27.01.2011.
209	 Braun/Nomos Kommentar Arbeitsrecht, Individualarbeitsrecht mit kollektivrechtlichen Bezügen, Handkommentar,  

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 14.
210	 Däubler/Nomos Kommentar Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 82.
211	 Bribosia/Rorive (2017): Country Report Non-discrimination Belgium, S. 22.

3.1.4	Behinderung

Das Merkmal der Behinderung ist weder im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz noch in der Rahmen­
richtlinie Beschäftigung definiert.204 Der Gesetzgeber ging zum Zeitpunkt der Gesetzesbegründung davon 
aus, dass sich die in § 1 AGG genannten Merkmale „ohne besondere Erläuterung“ erschließen.205 Hinsicht­
lich des Merkmals der Behinderung stellt die Gesetzesbegründung klar, dass man sich der gesetzlichen 
Definitionen aus § 2 Absatz 1 SGB IX a. F. und § 3 Absatz 1 Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderungen (BGG) bedient hat.206 Danach liegt eine Behinderung einer Person vor, „wenn ihre körper­
liche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft beeinträchtigt ist“.207 Auf einen bestimmten Grad der Behinderung komme es nicht an, 
vielmehr schütze das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz auch einfach-behinderte Menschen, deren Be­
hinderung unterhalb eines Grades der Behinderung von 50 liege und die auch nicht schwerbehinderten 
Menschen gleichgestellt wurden.208 Insoweit ist der Begriff der Behinderung weiter als jener im Sinne von 
§ 2 Absatz 2 SGB IX, welcher vom Vorliegen einer Schwerbehinderung ab einem Grad der Behinderung von 
50 ausgeht.209 Die neue Fassung des § 2 Absatz 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) orientiert sich an der 
Definition der Weltgesundheitsorganisation und der UN-Behindertenkonvention. Die Definition ent­
spricht nicht länger nur einem medizinischen, sondern einem medizinisch-sozialen Begriffsverständnis. 
Diese weitere Definition ist auch dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz zugrunde zu legen.210

Im Gegensatz zu verschiedenen Rechtsordnungen anderer EU-Mitgliedstaaten beschränkt Deutschland 
den gesetzlichen Schutz vor Diskriminierungen auf das Vorliegen einer Behinderung im oben genannten 
Sinn. In anderen Mitgliedstaaten hingegen sind neben der Behinderung auch der tatsächliche oder zu­
künftige Gesundheitszustand sowie körperliche oder genetische Eigenschaften geschützt, beispielsweise 
in Belgien.211 Ebenso schützen Kroatien, Lettland, Luxemburg und Ungarn den Gesundheitszustand an 
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sich.212 Die Slowakei schützt hingegen nur den „schlechten Gesundheitszustand“.213 Portugal schützt neben 
der Behinderung auch das genetische Erbe, chronische Erkrankungen und ein bestehendes Krankheitsri­
siko.214 Die chronische Krankheit ist auch in Griechenland und in den Niederlanden als eigenständiges 
Diskriminierungsmerkmal geschützt.215 Nicht ansteckende chronische Krankheiten sowie die HIV- 
Erkrankung werden in Rumänien explizit vom gesetzlichen Diskriminierungsverbot umfasst.216

Die Literatur setzt sich vereinzelt mit der Erweiterung des Merkmals der Behinderung auseinander. Einzel­
ne Stimmen diskutieren, ob Suchtkrankheiten unter dem Merkmal der Behinderung zu fassen sind.217

Um eine einheitliche Begriffsverwendung auf europäischer Ebene zu gewährleisten, hat der Europäische 
Gerichtshof den Begriff der Behinderung konkretisiert.218 Danach sei der Begriff der Behinderung so zu 
verstehen, „dass er eine Einschränkung erfasst, die insbesondere auf physische, geistige oder psychische 
Beeinträchtigungen zurückzuführen ist und die ein Hindernis für die Teilhabe des Betreffenden am Be­
rufsleben bildet“.219 Zusätzlich müsse eine Wahrscheinlichkeit dafür bestehen, dass die „Einschränkung“ 
von langer Dauer sein wird.220

Wenngleich die Feststellung einer etwaigen diskriminierungsauslösenden Behinderung nicht immer ganz 
einfach ist, so gibt es doch einige Konstellationen, in welchen eine eindeutige unmittelbare Diskriminie­
rung vorliegt. So sei der Schutzbereich eröffnet, wenn sich eine schwerbehinderte Person auf eine Stelle bei 
eine_r öffentlichen Arbeitgeber_in unter Mitteilung ihres Behindertengrades bewirbt und, mit Ausnahme 
der offensichtlich fehlenden fachlichen Eignung, nicht zum Vorstellungsgespräch eingeladen wird.221 
Grundsätzlich wird eine Benachteiligung vermutet, wenn ein/e Arbeitgeber_in es versäumt hat, die 
Schwerbehindertenvertretung über eine entsprechend eingegangene Bewerbung zu informieren.222 Der/
die Arbeitgeber_in muss sich in diesem Zusammenhang an die strengen Anforderungen des Neunten Bu­
ches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen – halten. 

Der Schutzbereich ist darüber hinaus nicht nur auf Diskriminierungen gegenüber der behinderten Person 
selbst beschränkt.223 Eine unmittelbare Benachteiligung kann auch bei Angehörigen eines behinderten 
Kindes vorliegen.224 So hat der Europäische Gerichtshof eine entsprechende Diskriminierung in einem Fall 
angenommen, bei dem die Mutter am Arbeitsplatz benachteiligt wurde, weil sie für ihren behinderten 
Sohn Pflegeleistungen erbracht hat.225

212	 Bojić (2017): Country Report Non-discrimination Croatia, S. 22; Kamenska (2017): Country Report Non-discrimination Latvia, S. 22; 
Hoffmann (2016): Country Report Non-discrimination Luxembourg, S. 18; Kádár (2017): Country Report Non-discrimination 
Hungary, S. 22.

213	 Debrecéniová/Durbáková (2017): Country Report Non-discrimination Slovakia, S. 25.
214	 Guerra Martins (2017): Country Report Non-discrimination Portugal, S. 22 f.
215	 Theodoridis (2017): Country Report Non-discrimination Greece, S. 20; Holtmaat/Loenen (2017): Country Report Non-discrimination 

Netherlands, S. 23.
216	 Iordache (2017): Country Report Non-discrimination Romania, S. 28.
217	 Von Steinau-Steinrück/Schneider/Nomos Kommentar Gesamtes Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 14; Däubler/Allgemeines  

Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 81.
218	 Braun/Nomos Kommentar Arbeitsrecht, Individualarbeitsrecht mit kollektivrechtlichen Bezügen, Handkommentar,  

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 14; EuGH, Chacón Navas, C – 13/05, ECLI:EU:C:2006:456, 11.07.2006.
219	 EuGH, Chacón Navas, C – 13/05, ECLI:EU:C:2006:456, 11.07.2006.
220	 Ebd.
221	 BAG, 8 AZR 384/14, 22.10.2015.
222	 Fuchs/BeckOK BGB, AGG, § 1, Rn. 42. 
223	 EuGH, Coleman-Attridge-Law, C – 303/06, ECLI:EU:C:2008:415, 17.07.2008.
224	 Dette/Nomos Kommentar, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 7, Rn. 131.
225	 EuGH, Coleman-Attridge-Law, C – 303/06, ECLI:EU:C:2008:415, 17.07.2008.
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Des Weiteren sei der Schutzbereich wegen einer unmittelbaren Diskriminierung bei einer prozentualen 
Herabsetzung der Vergütung eine_r behinderten Arbeitnehmers_in eröffnet, obwohl diese_r die gleiche 
Tätigkeit wie andere Arbeitnehmer_innen ausübe.226

Schon zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes stellte sich die Pro­
blematik zwischen der Abgrenzung der Begriffe Behinderung und Krankheit, da der Grad der Behinde­
rung für das Begriffsverständnis nicht maßgeblich ist.227 Insoweit war der Begriff der Behinderung schon 
damals weiter als jener der Schwerbehinderung im Sinne von § 2 Absatz 2 SGB IX.

Das Merkmal der Krankheit stellt weder im Völker- und Unionsrecht noch im Allgemeinen Gleichbehand­
lungsgesetz ein eigenes geschütztes Merkmal dar.228 Wie bereits oben aufgeführt, umfassen einige Rechts­
ordnungen verschiedener EU-Mitgliedstaaten die chronische Krankheit oder den Gesundheitszustand als 
eigenständiges Merkmal.229 Der Europäische Gerichtshof hat klargestellt, dass nicht jede Krankheit eine 
Behinderung darstelle und dass somit die Begrifflichkeiten nicht gleichzusetzen seien.230 Das hat zur Folge, 
dass eine Krankheit nicht unmittelbar unter den Diskriminierungsschutz des Merkmals Behinderung fällt, 
sondern im Einzelfall entschieden werden muss.

Auch unter dem nationalen Begriffsverständnis sind chronische Krankheiten bislang nicht eindeutig un­
ter das Merkmal der Behinderung zu subsumieren, weil nicht jede chronische Krankheit zu einer Ein­
schränkung in der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben führt oder eine Beeinträchtigung aufgrund der 
Reaktion der Gesellschaft entsteht.231 Mit einigen Entscheidungen hat der Europäische Gerichtshof klar­
gestellt, dass chronische Krankheiten unter den Begriff der Behinderung fallen können. Die Urteile betra­
fen jeweils Kündigungen infolge von Arbeitsunfähigkeit wegen Erkrankung. Mit den Entscheidungen hat 
der Europäische Gerichtshof die Merkmalsdefinition der Behinderung erweitert.232 Danach ist der Begriff 
der Behinderung dahingehend auszulegen, dass er einen „Zustand einschließt, der durch eine ärztlich dia­
gnostizierte heilbare oder unheilbare Krankheit verursacht wird, wenn diese Krankheit eine Einschrän­
kung mit sich bringt, die insbesondere auf physische, geistige oder psychische Beeinträchtigungen zurück­
zuführen ist, die in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren den Betreffenden an der vollen und 
wirksamen Teilhabe am Berufsleben, gleichberechtigt mit den anderen Arbeitnehmern, hindern können, 
und wenn diese Einschränkung von langer Dauer ist“.233

Mit diesem Begriffsverständnis hat der Europäische Gerichtshof seine Rechtsprechung dahingehend ge­
ändert, dass die Beurteilung einer Behinderung auch von der Wechselwirkung mit verschiedenen Barrie­
ren abhängig sei. Der Europäische Gerichtshof hat außerdem klargestellt, dass eine Differenzierung nach 
der Ursache der Behinderung nicht relevant sein könne, sodass sowohl heilbare als auch unheilbare Krank­
heiten unter den Begriff der Behinderung fielen.234

226	 BAG, 9 AZR 226/10, 21.06.2011.
227	 Von Steinau-Steinrück/Schneider/Nomos Kommentar Gesamtes Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 14; BAG, 8 AZR 697/10, 16.02.2012;  

BAG, 9 AZR 823/06, 03.04.2007.
228	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2014): Sind chronisch kranke Menschen vor Diskriminierung geschützt?,  

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Aktuelles/DE/_Archiv/2014/BAG_Chronische_Krankeheit_20140331.html 
(Zugriff: 22.03.2018).

229	 Beispielsweise: Portugal die chronische Erkrankung, vergleiche Martins (2017): Country Report Non-discrimination Portugal, S. 22 f.; 
Kroatien den Gesundheitszustand, vergleiche Bojić (2017): Country Report Non-discrimination Croatia, S. 22.

230	 EuGH, Chacón Navas, C – 13/05, ECLI:EU:C:2006:456, 11.07.2006.
231	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2014): Sind chronisch kranke Menschen vor Diskriminierung geschützt?,  

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Aktuelles/DE/_Archiv/2014/BAG_Chronische_Krankeheit_20140331.html 
(Zugriff: 22.03.2018).

232	 EuGH, Ring, C – 335/11, ECLI:EU:C:2013:222, 11.04.2013; EuGH, Skouboe Werge, C – 337/11, ECLI:EU:C:2013:222, 11.04.2013.
233	 Ebd.
234	 Ebd.
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Der Begriff erfordere nach Ansicht des Europäischen Gerichtshofes nicht die Unmöglichkeit an der Teil­
habe am Arbeitsleben, sondern die Beeinträchtigung der Ausübung der beruflichen Tätigkeit.235 Ansonsten 
werde der Zweck der Rahmenrichtlinie Beschäftigung, Menschen mit Behinderung den Zugang und die 
Ausübung der Beschäftigung zu ermöglichen, konterkariert.236

Insoweit hat der Europäische Gerichtshof die Merkmalsdefinition der Behinderung dem Begriffsverständ­
nis der UN-Behindertenrechtskonvention angeglichen.237 Nach Artikel 1 Satz 2 der Konvention gehören zu 
der Gruppe von Menschen mit Behinderung „Menschen, die langfristige körperliche, seelische, geistige, 
oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der 
vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können“.

Im Rahmen der Forschung wird gefordert, dass klargestellt wird, dass das Allgemeine Gleichbehandlungs­
gesetz sich dem Begriff der UN-Behindertenkonvention verpflichtet fühlt.238 Mit der Aufnahme des  
Begriffs der „angemessenen Vorkehrungen“ in das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz würde die Ver­
sagung derselben eine verbotene Diskriminierung darstellen.239 Dies fordert ein im Auftrag der Antidis­
kriminierungsstelle des Bundes erstelltes Rechtsgutachten, das die Versagung angemessener Vorkehrun­
gen als eine Form der Diskriminierung ins AGG aufnehmen will.240

Im Zusammenhang mit Suchtkrankheiten hat sich bereits das Bundesarbeitsgericht mit der Fragestellung 
auseinandergesetzt, ob eine Drogensucht eine Behinderung darstellt. Das maßgebliche Urteil241 betraf 
zwar nicht die Thematik der Ungleichbehandlung im Sinne des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, 
es gibt jedoch grundsätzlich Aufschluss darüber, wie das Bundesarbeitsgericht Fälle von Drogensucht ein­
ordnet. Demnach seien Drogenabhängige Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 Absatz 1 SGB IX. 
Vorstellbar ist, dass die Rechtsprechung bei Ungleichbehandlungen wegen einer Suchtkrankheit diese Be­
urteilung als Anhaltspunkt für die Bewertung im Sinne des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes neh­
men wird.

Das Unionsrecht enthält auch kein allgemeines Verbot der Diskriminierung wegen der Erkrankung an 
Adipositas.242 Nach einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes soll Adipositas dann eine Behinde­
rung darstellen, „wenn sie eine Einschränkung mit sich bringt, die insbesondere auf physische, geistige 
oder psychische Beeinträchtigungen zurückzuführen ist, die in Wechselwirkung mit verschiedenen Bar­
rieren den Betreffenden an der vollen und wirksamen Teilhabe am Berufsleben, gleichberechtigt mit den 
anderen Arbeitnehmern, hindern können“.243 Durch dieses Urteil hat der Europäische Gerichtshof sein 
erweitertes Begriffsverständnis bestätigt.244 Gleichzeitig hat er festgestellt, dass Adipositas grundsätzlich 
keine Behinderung im Sinne der Rahmenrichtlinie Beschäftigung sei, weil mit ihr nicht zwangsläufig eine 
Einschränkung der vollen und wirksamen Teilhabe am Berufsleben erfolge.245

235	 Ebd.
236	 Ebd.
237	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2014): Sind chronisch kranke Menschen vor Diskriminierung geschützt?,  

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Aktuelles/DE/_Archiv/2014/BAG_Chronische_Krankeheit_20140331.html 
(Zugriff: 22.03.2018).

238	 Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland stärken, S. 13.
239	 Berghahn/Klapp/Tischbirek (2016): Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, erstellt im Auftrag  

der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S. 5, 33.
240	 Eichenhofer (2018): Angemessene Vorkehrungen als Diskriminierungsdimension im Recht, erstellt im Auftrag  

der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S. 74.
241	 BAG, 10 AZR 188/03, 14.01.2004.
242	 EuGH, Kaltoft, C – 354/13, ECLI:EU:C:2014:2463, 18.12.2014; Bauschke, Adipositas als Behinderung – Hinweise zur Bedeutung  

der aktuellen Rechtsprechung des EuGH und zu Auswirkungen auf deutsches Recht, öAT 2015, Heft 4, S. 67.
243	 Ebd.
244	 Ebd.
245	 EuGH, Kaltoft, C – 354/13, ECLI:EU:C:2014:2463, 18.12.2014.
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Dieses Begriffsverständnis wurde auch durch weitere Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes ge­
festigt.246

Mit der aktuellsten Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes wurde zusätzlich klargestellt, dass die 
Anerkennung einer Behinderung nach nationalem Recht nicht bedeute, dass eine Behinderung im Sinne 
der Rahmenrichtlinie Beschäftigung vorliege.247

Das Arbeitsgericht Darmstadt hat bezüglich einer Schutzbereichseröffnung des Allgemeinen Gleichbe­
handlungsgesetzes bei Übergewicht entschieden, dass das Vorliegen von bloßem Übergewicht allein keine 
Behinderung darstelle. Die Klägerin hatte sich mit einer Damenkleidergröße 42 bei dem Beklagten, einem 
gemeinnützigen Verein zum Zwecke der Gesundheitsförderung, beworben. Nach dem ersten Bewerbungs­
gespräch wurde sie auf die Gründe ihres starken Übergewichts angesprochen. Fachlich passe sie „prima“ in 
das Aufgabenspektrum, aber sie würde in Bezug auf die Empfehlungen des Beklagten für Ernährung und 
Sport widersprüchlich wirken. Die Klägerin hat eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung gel­
tend gemacht. Eine solche wurde mit der Begründung verneint, dass das Überwicht der Klägerin zu keinen 
körperlichen Einschränkungen führe und sie, auch nach der Wahrnehmung des Beklagten, beruflich er­
folgreich und gesellschaftlich gut integriert sei.248 Eine Einschränkung der Teilhabe an dem beruflichen 
oder gesellschaftlichen Leben aufgrund ihres Übergewichts sei nicht erkennbar, somit liege keine Behin­
derung vor.

Damit übereinstimmend hat auch das Oberverwaltungsgericht Lüneburg bei einer drittgradigen Adiposi­
tas einer Lehramtsbewerberin allein keine Behinderung im Sinne des § 1 AGG angenommen, sofern damit 
keine Einschränkung an der Teilhabe am Berufsleben einhergehe.249

Chronische Krankheiten werden letztlich von dem Merkmal der Behinderung erfasst, sofern sie unter den 
supranationalen oder nationalen Begriff subsumierbar sind. Insofern ist das von der Rechtsprechung ent­
wickelte Begriffsverständnis unter anderem dadurch geprägt, dass eine Einschränkung an der Teilhabe am 
Berufsleben oder gesellschaftlichen Leben vorliegen muss.

Das Bundesarbeitsgericht hat sich mit der möglichen Diskriminierung wegen einer symptomlosen 
HIV-Infektion beschäftigt.250 Diese wurde als eine Behinderung im Sinne des Allgemeinen Gleichbehand­
lungsgesetzes gewertet. Eine verbotene Diskriminierung liegt vor, solange der_die Arbeitgeber_in durch 
angemessene Vorkehrungen in der Lage wäre, den_die Arbeitnehmer_in trotz seiner/ihrer Infektion zu 
beschäftigen.251

Das Bundesarbeitsgericht hat seine Entscheidung mit der Stigmatisierung in der Gesellschaft und das da­
rauf zurückzuführende Vermeidungsverhalten, welches sich auf die Teilhabe an der Gesellschaft auswirke, 
begründet.252 Die Stigmatisierungen durch die Umwelt bewirkten die Behinderung.253 Aus diesem Grund 
bestehe die Einschränkung auch so lange, wie die Stigmatisierungen und das Vermeidungsverhalten des 

246	 EuGH, Milkova, C – 406/15, ECLI:EU:C:2017:198, 09.03.2017; EuGH, Daouidi, C – 395/15, ECLI:EU:C:2016:917, 01.12.2016.
247	 EuGH, Conejero, C – 270/16, ECLI:EU:C:2018:17, 18.01.2018.
248	 ArbG Darmstadt, 6 Ca 22/13, 12.06.2014.
249	 OVG Lüneburg, 5 LC 216/10, 31.07.2012.
250	 BAG, 6 AZR 190/12, 19.12.2013; auch Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2014): Sind chronisch kranke Menschen vor  

Diskriminierung geschützt?, https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Aktuelles/DE/_Archiv/2014/ 
BAG_Chronische_Krankeheit_20140331.html (Zugriff: 22.03.2018).

251	 BAG, 6 AZR 190/12, 19.12.2013.
252	 Ebd.
253	 Ebd.; Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 140.
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gesellschaftlichen Umfeldes andauerten.254 Seitdem geht das Bundesarbeitsgericht von einem dynami­
schen Begriffsverständnis aus und bringt das nationale Verständnis mit dem supranationalen Verständnis 
in Einklang.255 Das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz hat mit Verweis auf die höchstrichterliche Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts eine chronische Hepatitis-C-Erkrankung ebenfalls als Behinderung 
im Sinne des § 1 AGG angesehen.256

Trotz der Angleichung der Begriffsverständnisse verbleiben Unterschiede.257 Der Unionsbegriff umfasst 
nur die eingeschränkte Teilhabe am Arbeitsleben, der nationale Begriff hingegen eine Einschränkung der 
gesellschaftlichen Teilhabe. „Langfristig“ im Sinne des nationalen Verständnisses richtet sich weiterhin 
nach der Regelung des § 2 Absatz 1 SGB IX, das heißt Beeinträchtigungen, welche mit hoher Wahrschein­
lichkeit länger als sechs Monate andauern – nach dem Unionsrecht hingegen bedarf es einer einzelfallbe­
zogenen Betrachtung, sodass die Definition der „Langfristigkeit“ nach dem nationalen Verständnis nicht 
mit dem unionsrechtlichen Verständnis übereinstimmen muss.258

Außerdem verlangt der nationale Begriff eine Abweichung des Körper- und Gesundheitszustands von dem 
für das Lebensalter typischen Zustand, der Unionsbegriff hingegen nicht.

Die Anwendbarkeit der verschiedenen Ausprägungen des Behindertenbegriffs richtet sich jeweils danach, 
welcher Begriff weiter gefasst ist. Teilweise sind die Definitionen weiter, teilweiser enger gefasst, sodass im 
Einzelfall entschieden werden muss, welche Begriffsdefinition maßgeblich ist. Dort, wo das nationale Be­
griffsverständnis über das europäische Verständnis hinausgeht, ist auch der nationale Begriff anzuwenden. 
Anderenfalls findet das supranationale Verständnis Anwendung.259

Chronische Krankheiten und Adipositas sind somit nicht per se von dem Diskriminierungsmerkmal der 
Behinderung umfasst, sondern es gelten die Anforderungen des Behindertenbegriffs, die zu erfüllen sind. 
Im Hinblick darauf ist der Umfang des Diskriminierungsschutzes im Allgemeinen Gleichbehandlungsge­
setz zu beleuchten.

Einer Studie nach haben drei Viertel der deutschen Bevölkerung stigmatisierende Vorurteile gegenüber 
Menschen mit Übergewicht. Insbesondere am Arbeitsmarkt spielten Diskriminierungen aufgrund von 
Übergewicht eine große Rolle: Übergewichtige seien in Europa häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen als 
normalgewichtige Menschen. Darüber hinaus würden sie oft schlechter bezahlt, hätten schlechtere Auf­
stiegschancen und würden am Arbeitsplatz häufiger schikaniert.260 Oftmals stehe der Vorwurf im Raum, 
dass Menschen mit höherem Körpergewicht faul und disziplinlos wären.261 Eine Studie, die in den USA, 
Kanada und Island erhoben wurde, ergab, dass die Gewichtsdiskriminierung von Schülern als mit Abstand 
häufigste Diskriminierungsart empfunden werde. Ungleichbehandlungen etwa wegen der „Ethnie, Reli­

254	 BAG, 6 AZR 190/12, 19.12.2013.
255	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2014): Sind chronisch kranke Menschen vor Diskriminierung geschützt?,  

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Aktuelles/DE/_Archiv/2014/BAG_Chronische_Krankeheit_20140331.html 
(Zugriff: 22.03.2018); BAG, 6 AZR 190/12, 19.12.2013.

256	 LAG Rheinland-Pfalz, 2 Sa 440/16, 09.03.2017.
257	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2014): Sind chronisch kranke Menschen vor Diskriminierung geschützt?,  

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Aktuelles/DE/_Archiv/2014/BAG_Chronische_Krankeheit_20140331.html 
(Zugriff: 22.03.2018).

258	 EuGH, Daouidi, C – 395/15, ECLI:EU:C:2016:917, 01.12.2016.
259	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2014): Sind chronisch kranke Menschen vor Diskriminierung geschützt?,  

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Aktuelles/DE/_Archiv/2014/BAG_Chronische_Krankeheit_20140331.html 
Zugriff: 22.03.2018).

260	 Von Liebenstein (2017): Dickenaktivismus in Deutschland, Die Gesellschaft gegen Gewichtsdiskriminierung e. V., Fat Studies in 
Deutschland, S. 53.

261	 Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland stärken, S. 14.
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gion, geschlechtlicher Orientierung, Schulleistungen, Familieneinkommen, Behinderung und anderen 
Gründen“ würden hingegen seltener wahrgenommen.262 Im Rahmen einer Befragung von deutschen 
Schülern in Hannover wurde festgestellt, dass diese das „Dicksein“ nicht in Relation mit anderen, ver­
meintlich einhergehenden Diskriminierungsgründen wie beispielsweise der sozialen Klasse, der Ge­
schlechterdifferenz oder einer ethnischen Herkunft setzten, sondern vielmehr als eigenständige Diskrimi­
nierungsform wahrgenommen werde. „Das Strukturprinzip des Körpers werde als so dominant erfahren, 
dass in ihren Sichtweisen und Standpunkten einzig auf die darin enthaltenen Klassifikationen und Klassi­
fizierungen reagiert würde“.263

Aus diesen Gründen ist eine Bewegung entstanden, die sich den Schutz von Übergewichtigen zur Aufgabe 
gemacht hat und sich in diesem Zuge für „eine Etablierung eines gesetzlichen Schutzes gegen Gewichtsdis­
kriminierung“264 einsetzt. Ein gesetzlicher Schutz kommt jedoch gegenwärtig Übergewichtigen nur dann 
zu, wenn das Übergewicht zugleich eine Behinderung darstellt. Dies stelle jedoch eine umständliche Kons­
truktion dar.265 Menschen, die einfach übergewichtig sind, können sich nicht auf einen entsprechenden 
Schutz berufen.

Es sind Fallgestaltungen denkbar, in denen Betroffene aufgrund ihres einfachen Übergewichts bezie­
hungsweise äußeren Erscheinungsbildes nicht eingestellt werden. In derartigen Fällen kann nach der ak­
tuellen Gesetzeslage in Deutschland lediglich auf das Merkmal der Behinderung als Anknüpfungspunkt 
zurückgegriffen werden, weil das Übergewicht durchaus sowohl körperliche Funktionen als auch die see­
lische Gesundheit einschränken kann. Soweit das Gericht dann beispielsweise keine Einschränkung an der 
Teilhabe am Berufsleben oder am Gesellschaftsleben feststellt, genießen die Betroffenen keinen Schutz vor 
Ungleichbehandlungen. Aus diesem Grund ist zu diskutieren, ob die Merkmalserweiterung des Allgemei­
nen Gleichbehandlungsgesetzes um das Merkmal des äußeren Erscheinungsbildes sinnvoll erscheint. Un­
terschiedliche Behandlungen aufgrund des Aussehens stellen zwar gewiss eine Abwertung dar, zu fragen 
ist aber, ob diese auch die Qualität einer verbotenen Diskriminierung haben können.266 Das äußere Er­
scheinungsbild wird neben krankheitsbedingten äußerlichen Erscheinungen, wie beispielsweise Narben, 
Akne, Haarausfall, Übergewicht, auch von Körperschmuck wie Tätowierungen und Piercings geprägt. In 
anderen Mitgliedstaaten wird die äußere Erscheinung teilweise gesetzlich geschützt, wie beispielsweise in 
Frankreich.267

Wie bereits die Entwicklung der Rechtsprechung zeigt, ist das Begriffsverständnis der Behinderung nicht 
statisch, sondern integriert gesellschaftliche und soziale Entwicklungen. Es kann festgehalten werden, 
dass eine Krankheit nach wie vor nicht mit einer Behinderung gleichzusetzen ist. Das Allgemeine Gleich­
behandlungsgesetz erfasst lediglich die Behinderung als geschütztes Merkmal. Unter Zugrundelegung der 
supranationalen Definition können auch „chronische Krankheiten“ erfasst werden, wenn sie subsumier­
bar sind. Sofern das äußere Erscheinungsbild zwar auf einer Erkrankung beruht, aber nicht die Anforde­
rungen an den Behindertenbegriff erfüllt, sind Betroffene schutzlos.

Um einen klar abgrenzbaren Schutzbereich, der mehr Rechtssicherheit bietet, zu erreichen, wird in der 
Forschung beispielsweise eine „klarstellende Legaldefinition“268 gefordert, welche auch chronische Krank­

262	 Puhl/Latner/O´Brien/Luedicke/Forhan/Danielsdottir (2015): Cross-national perspectives about weight-based bullying in youth: 
nature, extent and remedies, World Obesity, Pediatric Obesity, Original Research, S. 6.

263	 Barlösius (2014): Dicksein: Wenn der Körper das Verhältnis zur Gesellschaft bestimmt, Fat Studies S. 115 f.
264	 Schorb (2017): Dick ist kein Schimpfwort!, Fat Studies, S. 36. 
265	 Egenberger (2017): Dossier „10 Jahre Diskriminierungsschutz in Deutschland“, S. 29.
266	 Duchstein, Ästhetische Kriterien in der Personalauswahl, NJW 2013, Heft 42, S. 3066. 
267	 Latraverse (2017): Country Report Non-discrimination France, S. 22.
268	 Berghahn/Klapp/Tischbirek (2016): Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, erstellt im Auftrag  

der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S. 47 f.



39Bestandsaufnahme des 
aktuellen Diskriminierungsschutzes

heiten dem Schutz des Behindertenbegriffs unterordnet. Auch in Bezug auf Personen mit genetischen 
Dispositionen, also einer Krankheit, die noch nicht sichtbar ist und zum Ausbruch einen Auslöser benötigt, 
bestehen immer noch Schutzlücken.269 Personen, die zwar unter keinen oder nur geringfügigen körperli­
chen Einschränkungen leiden, jedoch bereits eine Krankheit diagnostiziert bekommen haben und Krank­
heitssymptome aufweisen, die im späteren Verlauf zu einer „anerkannten Behinderung“ führen können, 
sind nicht geschützt.270 Der Lösungsvorschlag beinhaltet eine Katalogerweiterung um „chronische Krank­
heit“ und „genetische Disposition“.271

269	 Egenberger (2015): Diskriminierungsschutz weiterentwickeln – Argumente für eine Novellierung des Allgemeinen  
Gleichbehandlungsgesetzes, S. 15.

270	 Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 13. 
271	 Ebd.
272	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur  

Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 31.
273	 Ebd.
274	 Ebd.
275	 Braun/Nomos Kommentar Arbeitsrecht, Individualarbeitsrecht mit kollektivrechtlichen Bezügen, Handkommentar, Allgemeines 

Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 15; Däubler/Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 84; Schlachter/
Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 12; Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehand­
lungsgesetz, § 1, Rn. 85; Linck/Arbeitsrechts-Handbuch, § 36, Rn. 16.

276	 Däubler/Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, Handkommentar, § 1, Rn. 84; Schlachter/Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, 
AGG, § 1, Rn. 12; Leuchten, Der Einfluss der EG-Richtlinien zur Gleichbehandlung auf das deutsche Arbeitsrecht, NZA 2002, Heft 22, 
S. 1257.

277	 Vergleiche insbesondere die Rahmenrichtlinie Beschäftigung.
278	 Sacksofsky (2010): Mittelbare Diskriminierung und das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, S. 11.

3.1.5	Alter

Die Gesetzesbegründung enthält zwar keine Definition des Merkmals Alter, aber die weiterführende Er­
gänzung, dass unter dem Begriff des Alters das Lebensalter zu verstehen ist.272 Weiter heißt es in der Geset­
zesbegründung, dass das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz „gegen ungerechtfertigte unterschiedliche 
Behandlungen, die an das konkrete Lebensalter anknüpfen“273, schützt. Damit stellt der Gesetzgeber bereits 
in den Anfängen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes klar, dass sich der Diskriminierungsschutz 
nicht nur auf ältere Menschen bezieht, sondern auch den Schutz vor Diskriminierungen von jüngeren 
Menschen umfasst. Der Gesetzgeber geht in der Gesetzesbegründung jedoch davon aus, dass die Altersdis­
kriminierung den Schwerpunkt des Anwendungsbereiches bilden wird.274

In der Literatur wird das Merkmal Alter ebenso im Sinne des Lebensalters (kalendarisches Alter) aner­
kannt.275 Insofern besteht in der Literatur von Anfang an insgesamt die übereinstimmende Auffassung, 
dass das Lebensalter geschützt werde.276

Auch in den Rechtsordnungen der weiteren 27 EU-Mitgliedstaaten wird der Schutz des Diskriminierungs­
merkmals Alter entsprechend der Gleichbehandlungsrichtlinien umgesetzt.277

Sowohl die nationale als auch die europäische Rechtsprechung geht von demselben Begriffsverständnis 
aus wie der nationale Gesetzgeber und die Literaturmeinungen: Die Rahmenrichtlinie Beschäftigung 
schützt das Lebensalter. Die Rechtsprechung auf europäischer und nationaler Ebene hat sich in einer Viel­
zahl von Fällen mit dem Merkmal des Alters beschäftigt. Ein Anhaltspunkt für die Häufigkeit der gericht­
lichen Verfahren könnte sein, dass die deutsche Rechtsordnung das Alter häufig als Differenzierungsmerk­
mal verwendet.278 Die Auswertung der Rechtsprechung zeigt, dass in vielen Fällen eine Ungleichbehandlung 
aufgrund des Differenzierungsmerkmals Alter zwar eindeutig feststellbar ist, die Rechtfertigungskompo­
nente jedoch letztendlich im Mittelpunkt jener Entscheidungen steht.
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Schwerpunktmäßig ist der Lebensbereich der Beschäftigung und Beruf von Ungleichbehandlungen we­
gen des Alters betroffen. Häufige Themenkomplexe bilden hierbei im Zusammenhang mit dem Merkmal 
Alter die Berufserfahrung, das Dienstalter oder die Betriebszugehörigkeit. Darüber hinaus sind Höchstal­
tersgrenzen für den Zugang zu bestimmten Berufen sowie Regelaltersgrenzen für den Renteneinritt Ge­
genstand der Auseinandersetzungen.

So hat das Bundesarbeitsgericht entschieden, dass eine Formulierung, wonach ein „junger“ Volljurist oder 
eine „junge“ Volljuristin gesucht wird, andere Interessenten unmittelbar diskriminiere.279 Schließlich stelle 
auch die Suche nach eine_r Call-Center-Angestellten_in, welcher/welche zwischen 18–35 Jahre alt sein 
sollte, eine unmittelbare Diskriminierung dar.280

Mittelbare Diskriminierungen stellen zwar nicht explizit auf ein bestimmtes Alter ab, können jedoch Per­
sonen wegen des Alters in besonderer Weise benachteiligen. Das Bundesarbeitsgericht hat die Suche nach 
einer Person mit fehlender oder erst kurzer Berufserfahrung als mittelbare Diskriminierung nach § 3 Ab­
satz 2 AGG eingestuft. Weist der angesprochene Personenkreis doch zumeist ein geringes Alter auf und 
kann ältere Interessenten von einer Bewerbung abhalten.281 Gleiches gilt für die Konstellation, dass jemand 
mit einem nicht länger als ein Jahr zurückliegenden Hochschulabschluss gesucht wird282 oder wenn der_
die Bewerber_in „frisch gebacken“ aus einer Ausbildung kommen soll.283

Umgekehrt kann aber auch die Suche nach eine_r Bewerber_in, der eine bestimmte Anzahl an Jahren in der 
betreffenden Branche gearbeitet haben muss, eine mittelbare Diskriminierung gegenüber jüngeren Be­
werbern darstellen.284 Oftmals wird dies allerdings wegen der Ausübung einer bestimmten Tätigkeit ge­
rechtfertigt sein. So hat das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein im Jahr 2014 entschieden, dass Stel­
lenbeschreibungen, die ausdrücklich Bewerber_innen mit Berufserfahrung ansprechen, in der Regel keine 
Indizwirkung für eine Diskriminierung gegenüber Berufsanfänger_innen hätten, weil das Kriterium der 
Berufserfahrung eine qualitativ hochwertige Arbeitsleistung fordere und als berufliche Anforderung eine 
Ungleichbehandlung rechtfertigen könne.285

Der Bezugspunkt Berufserfahrung tritt aber nicht nur im Kontext zu Stellenausschreibungen auf, sondern 
insbesondere auch bei Vergütungseinordnungen und Rentenberechnungssystemen.

Im Zusammenhang mit der Gehaltseinstufung von Flugbegleitern_innen hat der Europäische Gerichtshof 
die Nichtberücksichtigung von Berufserfahrungen bei einer anderen Konzerntochter als nicht-diskrimi­
nierend gehalten.286 Auch in seiner neueren Rechtsprechung tendiert der Europäische Gerichtshof dazu, 
dass Regelungen, die die Einstufung von der Berufserfahrung abhängig machen, nicht altersdiskriminie­
rend seien. So hat der Europäische Gerichtshof entschieden, dass bei unterschiedlichen Vorrückzeiträu­
men (Dienstzeit) innerhalb der einzelnen Bezugsstufen keine mittelbare Altersdiskriminierung vorliege.287 
In Bezug auf eine Ruhegehaltsfestlegung hat der Europäische Gerichtshof entschieden, dass die Nichtbe­
rücksichtigung der Anrechnung von Lehr- und Beschäftigungszeiten vor dem 18. Lebensjahr keine Alters­

279	 BAG, 8 AZR 530/09, 19.08.2010.
280	 BAG, 8 AZR 188/11, 21.06.2012.
281	 BAG, 8 AZR 4/15, 11.08.2016; Krieger/Rudnik, Vorsicht Falle! – Typische Fehler im Bewerbungsverfahren – Teil 1, ArbRAktuell 2017, 

Heft 18, S. 427 f. 
282	 BAG, 8 AZR 848/13, 26.01.2017; Krieger/Rudnik, Vorsicht Falle! – Typische Fehler im Bewerbungsverfahren – Teil 1, ArbRAktuell 2017, 

Heft 18, S. 427 f.
283	 BAG, 8 AZR 454/15, 15.12.2016; Krieger/Rudnik, Vorsicht Falle! – Typische Fehler im Bewerbungsverfahren – Teil 1, ArbRAktuell 2017, 

Heft 18, S. 427 f. 
284	 Ebd. 
285	 LAG Schleswig-Holstein, 1 Sa 215/14, 01.09.2014.
286	 EuGH, Tyrolean, C – 132/11, ECLI:EU:C:2012:329, 07.06.2012.
287	 EuGH, Bowman, C – 539/15, ECLI:EU:C:2016:977, 21.12.2016.
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diskriminierung begründe.288 Er hat seine Entscheidung damit begründet, dass ein Rentenbezugssystem 
ein betriebliches System der sozialen Sicherheit darstelle, welches die Risiken von Alter und Invalidität 
abdecke.289 Es darf sich bei nicht berücksichtigten Zeiträumen nur um solche handeln, in denen der_die 
Betroffene keine Beiträge zum Pensionssystem geleistet hat.290 Jeder Mitgliedstaat sei nach Artikel 6 Absatz 
2 Rahmenrichtlinie Beschäftigung frei, bei betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit Altersgrenzen 
als Voraussetzung für die Mitgliedschaft in einem Pensionssystem oder Altersrentensystem festzusetzen.291

Die Ermittlung einer Altersdiskriminierung stellt sich jedoch nicht immer als ganz eindeutig heraus. Es 
gibt unterschiedlichste Konstellationen, die eine einschlägige Diskriminierung im Sinne des Katalogs be­
gründen können.

Der Europäische Gerichtshof hat sich bereits 2009 mit der Thematik der Anrechnung von Vordienstzeiten 
als Berufserfahrung, welche vor dem 18. Lebensjahr erworben wurden, beschäftigt und entschieden, dass 
die Nichtberücksichtigung von Vordienstzeiten vor dem 18. Lebensjahr eine Altersdiskriminierung dar­
stelle. Es sei ungerechtfertigt, Berufserfahrung differenziert nach der Maßgabe zu betrachten, wann diese 
erworben wurde.292 Dieselbe Auffassung vertrat er auch in anderen Entscheidungen.293 Damit handelt es 
sich um eine andere Ausgangssituation wie im Rahmen von Pensionssystemen.294

Ein weiteres in der Rechtsprechung relevantes Thema ist die Höchstaltersgrenze für die Einstellung für 
einen bestimmten Beruf oder eine Ausbildung, welche eine unmittelbare Diskriminierung und damit eine 
Schutzbereichseröffnung des Diskriminierungsschutzes auslösen kann. So hat sich der Europäische Ge­
richtshof beispielsweise mit der Rechtmäßigkeit einer Höchstaltersgrenze von 30 Jahren für den örtlichen 
Polizeidienst beschäftigt.295 Er hielt die Alterszugangsgrenze von 30 Jahren für eine unmittelbare Altersdis­
kriminierung, weil die Regelung direkt an das Alter der Bewerber_innen anknüpfe und eine Rechtferti­
gung aufgrund besonderer körperlicher Eignung oder der Gewährleistung der Einsatzbereitschaft des 
Polizeidienstes und das „ordnungsgemäße Funktionieren dieser Polizeikräfte“ nicht einschlägig seien.296 
Dabei hat er in seiner Entscheidung betont, dass der örtliche Polizeidienst nicht immer mit den körperli­
chen Anforderungen an den feuerwehrtechnischen Dienst (insbesondere der Brandbekämpfung) zu ver­
gleichen sei.297

In einem Urteil aus dem Jahr 2016 hat der Europäische Gerichtshof eine Alterszugangsgrenze von 35 Jah­
ren für den Polizeivollzugsdienst der baskischen Polizei (Wahrnehmung von sämtlichen Einsatz- und Voll­
zugsaufgaben – besondere Polizeieinheit) hingegen als nicht-diskriminierend betrachtet.298 Die Ungleich­
behandlung könne durch die besonderen körperlichen Anforderungen an die Tätigkeit in der speziellen 
Polizeieinheit gerechtfertigt werden. Außerdem stellten diese wesentlichen und entscheidenden berufli­
chen Anforderungen mit dem Ziel, der Überalterung der baskischen Polizei entgegenzuwirken, hier keine 
Diskriminierung dar.299

288	 EuGH, Lesar, C – 159/15, ECLI: EU:C:2016:451, 16.06.2016.
289	 Ebd.
290	 Mohr/Kommentar zum europäischen Arbeitsrecht, RL 2000/78/EG Art. 6 Gerechtfertigte Ungleichbehandlung wegen des Alters, 

Rn. 61. 
291	 EuGH, Lesar, C – 159/15, ECLI: EU:C:2016:451, 16.06.2016.
292	 EuGH, Hütter, C – 88/08, ECLI:EU:C:2009:381 18.06.2009.
293	 EuGH, Starjakob, C – 417/13, ECLI:EU:C:2015:38, 28.01.2015.
294	 Siehe EuGH, Lesar, C – 159/15, ECLI: EU:C:2016:451, 16.06.2016.
295	 EuGH, Pérez, C – 416/13, ECLI:EU:C:2014:2371, 13.11.2014.
296	 EuGH, Pérez, C – 416/13, ECLI:EU:C:2014:2371, 13.11.2014.
297	 Ebd.
298	 EuGH, Sorondo, C – 258/15, ECLI:EU:C:2016:873, 15.11.2016.
299	 Ebd.
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Die Höchstaltersgrenze stand auch wiederholt bei nationalen Gerichten im Fokus. Hierbei wurde jedoch in 
vielen Urteilen eine Altersdiskriminierung letztendlich auf Rechtfertigungsebene abgelehnt.300

Das Merkmal des Alters ist allein durch die Wortbedeutung und die ergänzende Klarstellung in der Geset­
zesbegründung als Lebensalter eindeutig zu verstehen. Aus diesem Grund konnte keine weiterführende 
Merkmalsdefinition, -erweiterung und -eingrenzung durch die Rechtsprechung festgestellt werden.

Allerdings ist das Merkmal Alter in der Praxis häufig betroffen und Gegenstand zahlreicher Rechtspre­
chungen sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene.

Dabei geht die Rechtsprechung stets von einem einheitlichen Begriffsverständnis im Sinne des kalendari­
schen Lebensalters aus.

Um zu verdeutlichen, dass sich auch junge Menschen auf den Schutz des Allgemeinen Gleichbehandlungs­
gesetzes berufen können und der Schutzbereich in beide Richtungen, also für Jung und Alt, geöffnet ist, 
fordern einige die Ersetzung von „Alter“ zu „Lebensalter“.301

300	 BVerwG, 2 C 76/10, 23.02.2012; BVerwG, 2 C 31/08, 24.09.2009.
301	 Beispielsweise: Berghahn/Klapp/Tischbirek (2016): Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, erstellt im Auftrag der 

Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S. 5; Egenberger (2015): Diskriminierungsschutz weiterentwickeln – Argumente für eine 
Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 15.

302	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT Drs. 16/1780, S. 26.

303	 Ebd., S. 31.
304	 Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 88.
305	 Adomeit/Mohr/Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), Kommentar zum AGG und zu anderen Diskriminierungsverboten,  

§ 1, Rn. 163.
306	 Bauer/Krieger/AGG, Kommentar, § 1, Rn. 49.

3.1.6	Sexuelle Identität

Mit dem Merkmal der sexuellen Identität wird das Benachteiligungsverbot wegen der sexuellen Ausrich­
tung aus der Rahmenrichtlinie Beschäftigung ins deutsche Recht umgesetzt.302

Der Begriff entspreche der in § 75 BetrVG gewählten Wortwahl. Demnach sollen homosexuelle Menschen, 
Bisexuelle, Trans*sexuelle und zwischengeschlechtliche Menschen von dem Schutzbereich umfasst wer­
den.303

Der deutsche Gesetzgeber hat sich mit der „sexuellen Identität“ nicht an den in der Rahmenrichtlinie Be­
schäftigung genannten Begriff der „sexuellen Ausrichtung“ gehalten. Dies lässt sich auf die frühere Abwei­
chung im Rahmen der Umsetzung der Rahmenrichtlinie Beschäftigung in § 75 Absatz 1 BetrVG, bei der sich 
der Gesetzgeber ebenfalls für den Begriff der sexuellen Identität entschieden hatte, zurückführen.304 Dabei 
soll der Begriff der „Identität“ einerseits die „objektive sexuelle Veranlagung eines Menschen“305 andererseits 
auch die Sachverhalte umfassen, in denen die Zuordnung zu einem Geschlecht nicht eindeutig möglich sei. 
Dass der Gesetzgeber hier vom Wortlaut des Richtlinientextes abweicht, wobei er an anderen Stellen den 
Wortlaut der Richtlinie dezidiert übernimmt, wird als unverständlich und nicht nachvollziehbar kritisiert.306

Bei dem im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz enthaltenen Merkmal der sexuellen Identität werden 
die Geschlechtsidentität und die sexuelle Orientierung miteinander vermischt und die Trans*sexualität 
wird nach der Gesetzesbegründung der sexuellen Identität zugeordnet.
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Die Problematik bezüglich der Subsumtion von inter*- und trans*sexuellen Personen unter das Diskrimi­
nierungsmerkmal der sexuellen Identität wurde bereits im Zusammenhang mit dem Diskriminierungs­
merkmal Geschlecht dargestellt.

Um zu verdeutlichen, was der Schutzbereich des Merkmals der sexuellen Identität umfasst, wird in der 
Forschung eine Erweiterung des Gesetzestextes um „sexuelle Identität und Lebensweisen“ gefordert.307 Der 
Diskriminierungsschutz solle so „möglichst inklusiv gehalten werden“308. So könnten eine deutlichere Ab­
grenzung zum Geschlecht und klarer gefasste Schutzbereiche erreicht werden.

Eine Schutzbereichseröffnung im Wege einer unmittelbaren Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Identität findet typischerweise bei einer Kündigung des_der Arbeitnehmers_in wegen seines/ihres Sexual­
verhaltens statt.309

Auch stellen Konstellationen, in welchen gleichgeschlechtliche Paare im Vergleich zu heterosexuellen 
Eheleuten beziehungsweise Paaren eine Ungleichbehandlung erfahren, oft eine unmittelbare Diskrimi­
nierung dar.310 Ein Gesetz, wonach Eheleuten eine günstigere Berechnung im Rahmen einer Zusatzversor­
gung zugrunde liegt als für Lebenspartner, stellt beispielsweise eine unmittelbare Diskriminierung dar.311

Ausgesprochen viele Urteile auf europäischer und nationaler Ebene beschäftigen sich mit der Frage des 
Familienstandes als mögliche Diskriminierung und insbesondere mit der Ungleichbehandlung von gleich­
geschlechtlichen Lebenspartner_innen im Verhältnis zu verheirateten Eheleuten.

So vertritt der Europäische Gerichtshof im Rahmen seiner gefestigten Rechtsprechung die Auffassung, 
dass bei einer entsprechenden Ungleichbehandlung grundsätzlich keine Diskriminierung gegeben sei, 
wenn nicht an der sexuellen Orientierung selbst angeknüpft werde, sondern an den Ehestand.

Bestehe eine nationale Regelung, wonach die gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft der Ehe ver­
gleichbar sei, müsse eine unterschiedliche Behandlung an Rechtsgrundsätzen des AGG, insbesondere dem 
diskriminierungsrechtlichen Gleichbehandlungsanspruch, gemessen werden. Werden Leistungen an Ehe­
partner_innen gewährt und trotz Bestehens einer nationalen Regelung, die den Ehegatt_innen und Le­
benspartner_innen eine gleichartige Rechtsstellung verleiht, Lebenspartner_innen davon ausgenommen, 
handele es sich um eine Ungleichbehandlung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften und somit um eine 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung.312 Demnach stelle das Nichtgewähren der Witwen­
rente bei der Lebenspartnerschaft eine unmittelbare Diskriminierung dar, wenn wie im vorliegenden Fall 
nationales Recht vorliege, aufgrund dessen gleichgeschlechtliche Lebenspartner_innen in eine Situation 
versetzt werden, die bezüglich einer Hinterbliebenenversorgung mit der Situation des_der Ehegatten_in 
vergleichbar sei.313

Eine neutral formulierte Versicherungsbedingung, die einen Hinterbliebenenanspruch nur bei Bestehen der 
Ehe beziehungsweise Lebenspartnerschaft vor dem 60. Lebensjahr gewähre, stelle keine Diskriminierung we­
gen der sexuellen Ausrichtung dar. Das Inkrafttreten des nationalen Lebenspartnerschaftsgesetzes zu einem 
Zeitpunkt, an dem viele Betroffene diese Altersgrenze bereits überschritten haben und somit von einem  

307	 Egenberger (2015): Diskriminierungsschutz weiterentwickeln – Argumente für eine Novellierung des Allgemeinen Gleichbehand­
lungsgesetzes, S. 15; Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 14.

308	 Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 14.
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310	 BVerwG, 2 C 47/09, 28.10.2010.
311	 EuGH, Römer, C-147/08, ECLI:EU:C:2011:286, 10.05.2011.
312	 Schlachter/Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, AGG, § 1, Rn. 15.
313	 EuGH, Maruko, C-267/06, ECLI:EU:C:2008:179, 01.04.2008.
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etwaigen Hinterbliebenenanspruch ausgeschlossen seien, vermöge daran nichts zu ändern.314 Hier würden 
gleichgeschlechtliche Partner wegen ihrer sexuellen Ausrichtung nicht anders behandelt, schließlich betref­
fe die Regelung auch verschiedengeschlechtliche Paare und knüpfe vielmehr an den Ehestand an.315

Im Rahmen dieser Entscheidung hat der Europäische Gerichtshof außerdem klargestellt, dass eine Kom­
bination mehrerer Diskriminierungsmerkmale, die einzeln für sich nicht erfüllt seien, keine Mehrfachdis­
kriminierung begründen könne. Vielmehr müsse ein Diskriminierungsmerkmal vollständig erfüllt sein.316

Der Europäische Gerichtshof hat hingegen eine unmittelbare Diskriminierung für einen Fall angenom­
men, wonach Beschäftigten wegen Eheschließung Vergünstigungen gewährt werden, homosexuellen Paa­
ren allerdings nicht.317 Homosexuellen Paaren war zum Zeitpunkt der Benachteiligung nach französi­
schem Recht lediglich ein ziviler Solidarpakt vorbehalten. Wegen der vergleichbaren Situation und 
mangels Rechtfertigung kam der Europäische Gerichtshof zu dem Ergebnis einer unmittelbaren Benach­
teiligung.

Die nationale Rechtsprechung entspricht im Wesentlichen der europäischen Rechtsprechung.

So hat das Landesarbeitsgericht München zunächst entschieden, dass eine unterschiedliche Behandlung 
wegen des Anknüpfens an den Familienstand „verheiratet“ keine unmittelbare Diskriminierung der sexu­
ellen Identität darstelle. Der in einer gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft lebende Kläger hatte ei­
nen Auslandszuschlag begehrt, welcher nach dem Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes Angestellten mit 
dienstlichem Wohnsitz im Ausland in entsprechender Anwendung der §§ 55 bis 57 Bundesbesoldungsge­
setz (BBesG) gewährt wird. Gemäß § 55 Absatz 2 BBesG erhalten den Zuschlag aber nur verheiratete Beamt_
innen, Richter_innen und Soldat_innen, die mit ihre_r Ehegatt_in im ausländischen Dienstort leben.

Nach Ansicht des Landgerichts habe kein Grund bestanden, eine Gleichstellung anzunehmen. „Der Gesetz­
geber hat vielmehr bewusst davon abgesehen, Bestimmungen des Bundesbesoldungsgesetzes, die sich auf 
das Bestehen einer Ehe beziehen, sinngemäß auf eingetragene Lebenspartnerschaften anzuwenden“.318

Das Gericht hat jedoch die Möglichkeit einer mittelbaren Diskriminierung gesehen: Obwohl eine be­
stimmte sexuelle Orientierung nicht Voraussetzung für das Eingehen einer Ehe sei, so sei es doch typi­
scherweise so, dass verheiratete Menschen heterosexuell und Partner_innen, welche in einer eingetrage­
nen Lebenspartnerschaft leben, homosexuell seien.319 Im Ergebnis liege aber nach dem Landesarbeitsgericht 
München auch keine mittelbare Diskriminierung vor. Die Regelung benachteilige nicht eingetragene Le­
benspartnerschaften, sondern stelle nur eine zulässige Begünstigung der Ehe dar. Eine solche Regelung 
bilde zwei Personengruppen, nämlich zum einen die in einem Ehestand lebenden und zum anderen nicht­
verheiratete Personen. Bei diesen handele es sich aber neben Alleinlebenden und nicht ehelichen, un­
gleichgeschlechtlichen Liebesbeziehungen nur zu einem kleinen Teil um in eingetragener Lebenspartner­
schaft lebende Menschen. Daher seien diese nicht in einem besonderen Maße benachteiligt.320

Das Bundesarbeitsgericht revidierte das Urteil schließlich und sah in Leistungen, welche den Bestand der 
Ehe voraussetzen und homosexuellen Paaren vorenthalten beziehungsweise diesen nur in Form eines ge­

314	 EuGH, Parris, C-443/15, ECLI:EU:C:2016:897, 24.11.2016.
315	 Ebd.
316	 Ebd.
317	 EuGH, Hay, C-267/12, ECLI:EU:C:2013:823, 12.12.2013.
318	 LAG München, 2 Sa 1253/06, 10.05.2007.
319	 Ebd.
320	 LAG München, 2 Sa 1253/06, 10.05.2007.
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ringeren Auslandszuschlags zugestanden wird, eine mittelbare Ungleichbehandlung aufgrund der sexuel­
len Orientierung. Entsprechende Regelungen seien mit Artikel 3 Absatz 1 GG nicht vereinbar.321

In einem anderen Urteil hat der Bundesgerichtshof die Diskriminierung einer Person, die in einer einge­
tragenen Lebenspartnerschaft lebt, bestätigt. Konkret ging es in dem Urteil um eine betriebliche Hinter­
bliebenenversorgung. Die Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft für Ar­
beitnehmer_innen des öffentlichen Dienstes, die bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
zusatzversichert sind, sei mit Artikel 3 Absatz 1 GG nicht vereinbar. Es bestünden keine sachbezogenen und 
gemeinsamen Gründe der Tarifvertragsparteien, die eine Ungleichbehandlung rechtfertigen könnten.322

Der Familienstand kann innerhalb der beschriebenen Situation also eine Diskriminierung im Rahmen der 
sexuellen Identität begründen und eine Schutzbereichseröffnung auslösen. Insofern Mitgliedstaaten eine 
gesetzliche Regelung geschaffen haben, die eine gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaft der Ehe in ei­
ner entsprechenden Angelegenheit in eine vergleichbare Situation versetzt, kann eine Ungleichbehand­
lung eine unmittelbare Diskriminierung begründen.

Diese Konstellation trifft regelmäßig ein, soweit ein Land die eingetragene Lebenspartnerschaft eingeführt 
hat und eine vergleichbare Lage zwischen Eheleuten und Lebenspartner_innen besteht. In Deutschland ist 
die gleichgeschlechtliche Ehe seit dem 1. Oktober 2017 gemäß § 1353 Absatz 1 BGB gesetzlich verankert 
und damit erlaubt. Seit diesem Zeitpunkt können in Deutschland keine Lebenspartnerschaften mehr be­
gründet werden, vielmehr können sich homosexuelle Paare ausnahmslos für die Ehe entscheiden. Den 
bereits bestehenden eingetragenen Lebenspartnerschaften steht die Wahl zwischen dem Erhalt des Rechts­
instituts und der Umwandlung in eine Ehe offen. Insoweit können sich homosexuelle Paare, welche sich 
für den Ehestand entscheiden, in Zukunft auf dieselben Rechte und Pflichten wie verschiedengeschlecht­
liche Ehepartner_innen berufen. Ein Recht, welches an das Rechtsinstitut der Ehe anknüpft, kann im 
Grundsatz nicht länger eine Diskriminierung wegen eines etwaigen einhergehenden Ausschlusses gleich­
geschlechtlicher Partnerschaften darstellen.

Die beschriebene Problematik wird sich erwartungsgemäß in der Zukunft verringern. Auch in anderen 
EU-Mitgliedstaaten, insbesondere in Westeuropa, lässt sich eine steigende Tendenz hin zu der gleichge­
schlechtlichen Ehe verzeichnen. Zum derzeitigen Stand haben 16 europäische Staaten die gleichge­
schlechtliche Ehe gesetzlich verankert.323 

321	 BAG, 6 AZR 434/07, 18.03.2010.
322	 BGH, IV ZR 267/04, 07.07.2010.
323	 Lesben- und Schwulenverbund Deutschland, Öffnung der Ehe, https://www.lsvd.de/politik/oeffnung-der-ehe.html 

(Zugriff: 27.06.2019). 

3.2	 Fazit
Die dargestellte Bestandsaufnahme des aktuellen Diskriminierungsschutzes zeigt, dass im Rahmen der 
einzelnen Diskriminierungsmerkmale des § 1 AGG sowohl auf Ebene der Literatur und Forschung als auch 
auf Rechtsprechungsebene die Diskussion um mögliche Erweiterungen und Präzisierungen der Merkmale 
nicht erschöpft ist.

Zusammenfassend sei hierbei insbesondere auf den vielfach kritisierten Begriff der „Rasse“ und mögliche 
Formulierungsalternativen sowie die Diskussion um den Umgang mit der Herkunft aus unterschiedlichen 
Regionen und Bundesländern innerhalb Deutschlands im Rahmen der ethnischen Herkunft, allen voran 

https://www.lsvd.de/politik/oeffnung-der-ehe.html
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die Diskriminierung als „Ossi“, zu verweisen. Ebenso aktuell in jenem Zusammenhang sind, wie bereits 
dargestellt, mögliche Konkretisierungen beziehungsweise Erweiterungen im Hinblick auf die Staatsange­
hörigkeit, die Nationalität und das Geburtsland sowie schließlich die teils geforderte Änderung des Dis­
kriminierungsmerkmals der ethnischen Herkunft in das Merkmal der ethnischen Zuschreibung.

Auch Trans*- und Inter*Personen sind mittlerweile vom Schutzbereich des Diskriminierungsmerkmals 
Geschlecht geschützt Da sie nach der Gesetzesbegründung zunächst durch das Merkmal der sexuellen 
Identität vor Diskriminierungen geschützt werden sollten und es immer wieder zu Abgrenzungsschwie­
rigkeiten kommt, wird hier zum Teil eine Erweiterung beziehungsweise konkretisierende Erläuterung des 
Merkmals gefordert.

Im Zusammenhang mit dem Merkmal Religion und Weltanschauung stellt sich allen voran die Frage hin­
sichtlich einer möglichen Erweiterung um die politische Überzeugung und Betätigung, die in einigen 
EU-Mitgliedstaaten als selbstständige Diskriminierungsmerkmale geschützt werden.

Das Verbot der Diskriminierung von Menschen mit Behinderung lässt schließlich bislang keinen eindeu­
tigen Schluss dahingehend zu, inwieweit hiervon zum Beispiel auch mögliche Suchtkrankheiten, chroni­
sche Krankheiten, Fälle von Adipositas oder das äußere Erscheinungsbild erfasst werden sollen. Dies wird 
von der Rechtsprechung im jeweiligen Einzelfall je nach Grad der Beeinträchtigung entschieden. Grund­
sätzlich werden chronische Krankheiten oder Adipositas per se nicht als Behinderung im Sinne des Anti­
diskriminierungsrechts verstanden, sondern es kommt auf die Erfüllung der Voraussetzungen des Behin­
derungsbegriffs an. Dagegen wurde die symptomlose HIV-Infektion aufgrund der anhaltenden 
Stigmatisierung durch die Umwelt als Behinderung durch die Rechtsprechung klassifiziert.324 

Im Gegensatz zu den anderen dargestellten Diskriminierungsmerkmalen scheinen die Definition und der 
Schutzbereich des Merkmals Alter hingegen insgesamt abgeschlossen und unstrittig.

Im Rahmen der sexuellen Identität schließlich ist insbesondere die abweichende Umsetzung der EU-recht­
lichen Vorgaben sowie die Abgrenzung gegenüber dem Geschlecht hinsichtlich der Diskriminierung von 
Trans*- und Inter*Personen von besonderem Interesse. 

Insgesamt wird anhand der Auseinandersetzung mit den einzelnen Diskriminierungsmerkmalen deutlich, 
dass der durch § 1 AGG vermittelte Diskriminierungsschutz als konkretisierungs- oder gar erweiterungs­
bedürftig erachtet wird. Es werden zum Teil Erläuterungen, Umformulierungen, Ergänzungen oder Erwei­
terungen gefordert, die einen positiven Beitrag zu einem effektiveren Diskriminierungsschutz anstreben.

324	  BAG, 19.12.2013, 6 AZR 190/12.

3.3	 Ansätze zur Weiterentwicklung des  
Antidiskriminierungsrechts

Im Rahmen der Bestandsaufnahme des aktuellen Diskriminierungsschutzes sind auch solche Forschungs­
ansätze zu berücksichtigen, die sich mit möglichen Erweiterungen außerhalb des Merkmalskatalogs des 
§ 1 AGG auseinandersetzen.
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Insgesamt und insbesondere auch nach den geführten Interviews mit Rechtsexpert_innen auf europäi­
scher beziehungsweise supranationaler Ebene zeigt sich ein heterogenes Meinungsbild in Bezug auf eine 
Erweiterung der geschützten Diskriminierungsmerkmale. 

Teilweise wird der Schutz aufgrund der sechs in den EU-Richtlinien geschützten Merkmale als ausrei­
chend eingestuft, wenngleich auch zusätzliche Merkmale in Erwägung gezogen werden könnten.325 Teil­
weise wird angeführt, dass der auf europäischer Ebene vorliegende Katalog der Diskriminierungsgründe 
zu begrenzt sei und nach Inkrafttreten der ersten beiden Antidiskriminierungsrichtlinien im Jahr 2000 

„ein Erweiterungsbedürfnis nach neuen Diskriminierungsmerkmalen“ entstanden sei.326 Jedoch umfassen 
die Vorschläge für mögliche zusätzliche Diskriminierungsmerkmale ein breites Spektrum an Kriterien. Ei­
nige vorgeschlagenen Merkmale sind in anderen europäischen Ländern bereits geschützt, andere sind 
gänzlich neu. Zum Beispiel werden Transgender, Intersexualität, Wohnort, Eigentum327, sprachliche Iden­
tität, Schwangerschaft328, Geschlechtsidentität, Geschlechtsausdruck329, Migrationshintergrund oder der 
Schutz von Personen, die sich um die Pflege von Angehörigen (Eltern, Kindern, Partner) kümmern, emp­
fohlen.330 Besonders häufig wurden für eine Erweiterung des Diskriminierungsschutzes die Merkmale „so­
zialer Status/sozioökonomische Nachteile“ und „Familienstand“ genannt.331 Im Hinblick auf eine mögli­
che Erweiterung der gesetzlich geschützten Diskriminierungsgründe wird in diesem Zusammenhang 
vielfach auf Artikel 21 der EU-Grundrechtecharta verwiesen, der 14 Diskriminierungsmerkmale zählt und 
damit mehr Merkmale als die EU-Richtlinien schützt. Insoweit wird Artikel 21 der EU-Grundrechtecharta 
als Grundlage für Überlegungen empfohlen, welche Merkmale zusätzlich in die Antidiskriminierungsge­
setzgebung aufgenommen werden könnten.332

Neben den bislang dargestellten Vorschlägen zur Erweiterung des bestehenden Merkmalskatalogs sind 
auch Konzepte zu verzeichnen, die sich mit möglichen Modellen losgelöst von der Einteilung in verschie­
dene Diskriminierungsmerkmale beschäftigen.

So wird vorgeschlagen, den Diskriminierungsschutz nicht an der Zuordnung von Personen zu bestimmten 
Gruppen anhand bestimmter Merkmale auszurichten, was als gruppistischer Ansatz bezeichnet wird, son­
dern vielmehr an den Prozess der Benachteiligung, mithin an die benachteiligende Verhaltensweise der 
Umwelt, anzuknüpfen.333

Die Rechtswissenschaftlerin und Bundesverfassungsrichterin Baer weist darauf hin, dass die Einteilung 
bestimmter Personen in Gruppen bedeute, einzelne Individuen auf das jeweils ausschlaggebende über­
greifende Gruppenmerkmal zu reduzieren (beispielsweise „Die Frauen“), ohne hierbei auch mögliche Un­
terschiede zu berücksichtigen.334 Ausgangspunkt des postkategorialen Ansatzes ist laut Lembke/Liebscher 
die Befürchtung, dass durch die Einteilung in Gruppen mögliche Unterschiede innerhalb der einzelnen 
Gruppen homogenisiert werden könnten.335 Ebenso könnten Fälle von mehrdimensionalen Diskriminie­

325	 Telefoninterview: Solanke (2018).
326	 Telefoninterview: Lopez-Pietsch (2018); Khaitan (2018); Kadar (2018).
327	 Telefoninterview: Lopez-Pietsch (2018).
328	 Telefoninterview: Khaitan (2018).
329	 Telefoninterview: Kadar (2018).
330	 Telefoninterview: Solanke (2018).
331	 Telefoninterview: Lopez-Pietsch (2018); Khaitan (2018); Kadar (2018).
332	 Telefoninterview: Lopez-Pietsch (2018); Kadar (2018).
333	 Liebscher/Naguib/Plümecke/Remus, Wege aus der Existenzialismusfalle: Überlegungen zu einem Postkategorialen  

Antidiskriminierungsrecht, Kritische Justiz 2012, Heft 2, S. 212.
334	 Baer (2010): Chancen und Risiken Positiver Maßnahmen: Grundprobleme des Antidiskriminierungsrechts, S. 26 f. 
335	 Lembke/Liebscher (2014): Postkategoriales Antidiskriminierungsrecht? – Oder: Wie kommen Konzepte der Intersektionalität  

in die Rechtsdogmatik?, S. 1 f., 13.
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rungen nicht differenziert abgebildet und erfasst werden.336 Schließlich würden die durch die Betroffenen 
erfahrenen Diskriminierungen und Zuschreibungen im Rahmen des gerichtlichen Verfahrens reprodu­
ziert. Es würde nicht geprüft, ob die benachteiligende Handlung auf rassistischen, sexistischen oder ableis­
tischen Denkkonzepten und Vorurteilen der diskriminierenden Person oder Institution beruhe, sondern 
vielmehr, ob der_die Betroffene eine bestimmte „Rasse“ oder ethnische Herkunft habe, einem bestimmten 
Geschlecht angehöre oder eine Behinderung aufweise.337 Die Diskriminierungserfahrungen würden damit 
im Rahmen des Gerichtsverfahrens wiederholt.338

Aus den dargestellten Gründen schlagen Liebscher/Naguib/Plümecke/Remus vor, nicht das Geschlecht als 
Diskriminierungsmerkmal, sondern vielmehr den Begriff des (Hetero-)Sexismus beziehungsweise der  
(hetero)sexistischen Diskriminierung zu erfassen und damit bereits an das Einordnen in bestimmte Ge­
schlechtskategorien, allen voran weiblich und männlich, und hiermit verbundene Vorurteile und Zu­
schreibungen durch die Umwelt anzuknüpfen.339

Ebenso solle der Begriff der „Rasse“ durch den Begriff der rassistischen Diskriminierung, das heißt die da­
hinter stehende Gesinnung, Menschen in verschiedene „Rassen“ einzuteilen und entsprechend positiv 
oder negativ bewerten zu wollen, ersetzt werden.340

Schließlich sollten auch Menschen mit Behinderung nicht in eine Behindertenkategorie eingeteilt,  
sondern vielmehr der Prozess der ableistischen Benachteiligung als ableistische Diskriminierung erfasst 
werden.341

Im Ergebnis kommen die oben genannten Autor_innen zu folgendem Formulierungsvorschlag im Hin­
blick auf § 1 AGG: „Diskriminierung, insbesondere rassistische, sexistische, ableistische, heterosexistische, 
linguizistische, genetische Diskriminierung und Diskriminierung anknüpfend an Lebensalter und Religi­
on […] ist unzulässig“.342 Der Wortlaut „insbesondere“ indiziert dabei eine nicht abschließende Aufzählung. 
Weiterhin befürworten die Verfasser_innen eine Definition des Diskriminierungsbegriffs im Rahmen der 
Gesetzesbegründung als „Praxen von Stigmatisierung, Benachteiligung und Ausgrenzung von gesellschaft­
licher Teilhabe, Teilnahme und Anerkennung, die auf gesellschaftlich erzeugten Gruppen beruhen“.343

Insoweit bestehen ganz unterschiedliche Forschungsansätze und Weiterentwicklungsvorschläge für einen 
verbesserten Diskriminierungsschutz in Deutschland. Wie oben dargelegt, setzen die Forschungsarbeiten 
dabei sowohl an der Erweiterung oder Ergänzung als auch an einer Umformulierung der geschützten 
Merkmale an. 

336	 Lembke/Liebscher (2014): Postkategoriales Antidiskriminierungsrecht? – Oder: Wie kommen Konzepte der Intersektionalität  
in die Rechtsdogmatik?, S. 1 f., 13.

337	 Ebd., S. 15.
338	 Ebd., S. 17.
339	 Liebscher/Naguib/Plümecke/Remus, Wege aus der Existenzialismusfalle: Überlegungen zu einem Postkategorialen  

Antidiskriminierungsrecht, Kritische Justiz 2012, Heft 2, S. 213 f.
340	 Ebd., S. 214 f.
341	 Ebd., S. 215.
342	 Ebd., S. 218.
343	 Ebd., S. 218.
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4.	 Rechtslage und Recht­
sprechung in den EU- 
Mitgliedstaaten Belgien,  
Bulgarien, Finnland und 
Großbritannien im Hinblick 
auf die gesetzlich geschützten 
Diskriminierungsmerkmale

344	 Vertrag zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der Republik Bulgarien und Rumänien vom 25.04.2005, ABl. EU 
Nr. L 157, S. 11 ff. vom 21.06.2005.

Im Rahmen der Feldanalyse wurde die Rechtslage in Bezug auf die jeweils gesetzlich geschützten Diskri­
minierungsmerkmale in vier ausgewählten EU-Mitgliedstaaten untersucht. 

Exemplarisch wurden – wie bereits unter Punkt 1.3 ausgeführt – für die Untersuchung die Rechtsordnun­
gen der Länder Belgien, Bulgarien, Finnland und Großbritannien ausgewählt. Dabei erfolgte die Auswahl 
dieser Länder mit dem Ziel, einen möglichst breit gefächerten Einblick in verschiedene Systeme des Anti­
diskriminierungsrechts zu erhalten. Insoweit sollte die Auswahl einerseits Länder mit offenen Merkmals­
katalogen andererseits Länder mit geschlossenen Katalogen umfassen. Darüber hinaus wurden in die  
Auswahl zumindest ein Land mit einer langen Rechtstradition in der nationalen Antidiskriminierungsge­
setzgebung und ein EU-Beitrittsland mit einer vergleichsweise „jungen“ Rechtshistorie im Antidiskrimi­
nierungsrecht einbezogen. Unter Berücksichtigung dieser genannten Kriterien wurde Großbritannien als 
eines der EU-Länder mit einer der längsten Rechtstraditionen in der Antidiskriminierungsgesetzgebung 
ausgewählt, das einen geschlossenen Merkmalskatalog gesetzlich verankert hat. Die Republik Bulgarien ist 
dagegen erst 2007344 der Europäischen Union beigetreten und verfügt damit über eine jüngere Antidis­
kriminierungsgesetzgebung, die ein offenes Strukturmodell vorsieht. Des Weiteren wurde das Antidis­
kriminierungsrecht des Königreichs Belgien für die Auswahl berücksichtigt, da Belgien  – ebenso wie 
Deutschland – über ein geschlossenes Merkmalssystem verfügt, jedoch mit 19 ausdrücklich genannten 
Diskriminierungsmerkmalen einen sehr viel umfassenderen Merkmalskatalog aufweist. Hinsichtlich der 
vor Diskriminierung geschützten 17 Merkmale geht der gesetzliche Katalog Finnlands ebenfalls deutlich 
über die Vorgaben der EU-Richtlinien als auch über den deutschen Merkmalskatalog hinaus und ist als 
nicht abschließendes Strukturmodell ausgestaltet. Daher wurde auch das finnische Antidiskriminierungs­
recht in die Analyse einbezogen.

Für diese genannten Länder wurden jeweils die gesetzlichen Grundlagen sowie die Rechtsprechung unter­
sucht und Praxiserfahrungen von nationalen Expert_innen der Antidiskriminierungsarbeit berücksichtigt. 
Die Untersuchung fokussiert sich dabei auf die gesetzlich geschützten Diskriminierungsmerkmale der 
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Antidiskriminierungsgesetzgebung der genannten Länder, die über die in § 1 AGG genannten Merkmale 
des deutschen Antidiskriminierungsrechts hinausgehen oder bei denen ein umfassenderer Anwendungs­
bereich festzustellen ist.

345	 Barnard (2008): New Developments in Employment Discrimination, Teil 2, S. 31.
346	 Benecke (2010): Rechtsvergleich der europäischen Systeme zum Antidiskriminierungsrecht, S.11.
347	 Im Rahmen dieses Länderportraits für Großbritannien wird sich auf die rechtlichen Rahmenbedingungen konzentriert,  

die in den Landesteilen England, Wales und Schottland gelten. 
348	 Hiltunen (2017): Country Report Non-discrimination Finland, S. 19.
349	 Hiltunen (2017): Country Report Non-discrimination Finland, S. 20.
350	 Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 13.
351	 Zum Beispiel das Gesetz über die Gleichstellung von Mann und Frau, das insbesondere geschlechtsbezogene Diskriminierungen 

verhindern beziehungsweise sanktionieren soll; das Arbeitsvertragsgesetz, das die Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer_innen in 
privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen sicherstellen soll; das Gesetz über den Ombudsmann für Nichtdiskriminierung sowie das 
Gesetz über das Nationale Schiedsgericht für Nichtdiskriminierung und Gleichstellung.

352	 Unia, Histoire d’Unia, https://www.unia.be/fr/a-propos-dunia/historique-dunia (Zugriff: 20.11.2018).
353	 Ebd.

4.1	 Einführung, Rechtsgrundlagen
Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland haben eine der längsten Rechtstraditionen in 
der Antidiskriminierungsgesetzgebung innerhalb der Europäischen Union. Bereits 1919 wurde der Sex 
Disqualification (Removal) Act erlassen.345 2010 wurden die verschiedenen Antidiskriminierungsgesetze346 
durch das einheitliche Gleichstellungsgesetz 2010 (Equality Act 2010) als zentrales Antidiskriminierungs­
recht ersetzt. Der Equality Act 2010 hat einen geschlossenen Merkmalskatalog mit neun ausdrücklich ge­
nannten Merkmalen gesetzlich verankert und ist anwendbar für die Landesteile England, Wales und 
Schottland (im Folgenden „Großbritannien“). Nordirland dagegen hat eigene Antidiskriminierungsgeset­
ze347 erlassen, die sich von der Gesetzeslage in Großbritannien sowohl in Bezug auf die Umsetzung als auch 
den jeweiligen Schutzumfang unterscheiden. 

In der Republik Finnland lässt sich die Entwicklung einer Antidiskriminierungsgesetzgebung erst seit 
Ende der 90er-Jahre beziehungsweise Anfang der 2000er-Jahre beobachten. Dies ist mitunter darauf zu­
rückzuführen, dass sich Finnland historisch betrachtet von einem Land mit nur geringen Immigrations­
raten zunehmend in ein Einwanderungsland entwickelt hat.348 Das Antidiskriminierungsrecht in Finnland 
basiert auf einer Vielzahl von verschiedenen Gesetzen sowie der finnischen Verfassung. Erst seit dem Jahr 
2015 ist ein neues Antidiskriminierungsgesetz (Non-Discrimination Act) in Kraft, mit dem die EU-Gleich­
behandlungsrichtlinien in das nationale Recht umgesetzt wurden.349 Finnland hat sich für einen offen ge­
stalteten Merkmalskatalog mit 17 ausdrücklich genannten Kriterien entschieden, um damit sicherstellen 
zu können, dass das gesetzlich statuierte Diskriminierungsverbot sowie das Gleichstellungsgebot hinsicht­
lich aller Merkmale einer Person Anwendung finden.350 Darüber hinaus bestehen in Finnland weitere 
wichtige Antidiskriminierungsgesetze.351

Das Königreich Belgien verfügt über eine vergleichsweise langjährige Antidiskriminierungsgesetzgebung. 
Dabei ist die Rechtshistorie des Antidiskriminierungsrechts zwar im Vergleich zu Großbritannien nicht so 
lang, jedoch im Verhältnis zu Finnland und Bulgarien deutlich älter. Das im Jahr 1981 erlassene Gesetz zur 
Bestrafung von rassistischen und fremdenfeindlichen Handlungen352 wurde mit dem Antidiskriminie­
rungsgesetz vom 25. Februar 2003353 abgelöst, welches der Umsetzung der EU-Richtlinien ins belgische 
Recht diente. Da das Gesetz von 1981 im Rahmen der strafrechtlichen Verfolgung von Diskriminierungen 
wegen bestimmter Merkmale bereits über den Inhalt der Antirassismusrichtlinie hinausging, wurde dies 
auch im Rahmen der zivilrechtlichen Normierung beibehalten. Der Gesetzgeber wollte keinen Schritt zu­

https://www.unia.be/fr/a-propos-dunia/historique-dunia
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rücksetzen.354 Jedoch erklärte das belgische Verfassungsgericht das Gesetz im Jahr 2004 in großen Teilen für 
nichtig. Begründet wurde dies unter anderem damit, dass nicht ersichtlich sei, weshalb die Diskriminie­
rungsmerkmale der politischen Überzeugung und der Sprache ohne jegliche Begründung außen vor ge­
lassen worden seien.355 Dadurch entwickelte sich das belgische Antidiskriminierungsrecht von einem ge­
schlossenen Merkmalskatalog hin zu einem geöffneten Strukturmodell, was bis ins Jahr 2007 Bestand 
hatte. Danach erließ der belgische Gesetzgeber infolge rechtlicher Unsicherheiten, welche aus dem offe­
nen Diskriminierungskatalog resultierten,356 eine Gesetzesreform in Form von verschiedenen Bundesge­
setzen.357 In diesen Gesetzen wurden nun abschließende Merkmalskataloge mit insgesamt 19 Merkmalen 
aufgenommen, sodass erneut ein geschlossenes Strukturmodell begründet wurde. 

Allerdings besteht in Belgien aufgrund der föderalen Struktur des Landes eine sehr fragmentierte Gesetz­
gebung im Antidiskriminierungsrecht, da die europäischen Vorgaben zum Antidiskriminierungsrecht 
nicht nur auf Bundesebene, sondern auch in Rechtsnormen der Regionen und Gemeinschaften umgesetzt 
wurden.358 Dadurch ist die gesetzliche Ausgestaltung des Antidiskriminierungsrechts in den einzelnen Ge­
bieten uneinheitlich, wenngleich sich die meisten Regionen an dem bundesgesetzlichen Diskriminie­
rungskatalog orientieren.359 Die vorliegende Untersuchung der belgischen Antidiskriminierungsgesetzge­
bung nimmt daher im Wesentlichen Bezug auf die bundesgesetzlichen Regelungen. 

Die Republik Bulgarien hat ein vergleichsweise „junges“ Antidiskriminierungsrecht. Erst im Jahr 2004 wur­
de das Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung (Zakon za zashtita ot diskriminatsia) geschaffen.360 Die­
ses stellt das wichtigste Antidiskriminierungsgesetz in Bulgarien dar und geht hinsichtlich der Diskrimi­
nierungsmerkmale über die Anforderungen der EU-Richtlinien deutlich hinaus. So schützt das bulgarische 
Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung insgesamt 19 Merkmale in einem offenen Merkmalskatalog. 
Die Öffnung des Merkmalskatalogs ist jedoch auf solche Eigenschaften beschränkt, welche bereits durch 
gesetzliche Bestimmungen oder aber im Rahmen internationaler Abkommen, an welche Bulgarien ge­
bunden ist, geschützt sind.361 Das offene Strukturmodell ist teilweise auf erheblichen Widerstand gestoßen, 
da die bulgarische Verfassung keinen vergleichbaren, so umfangreichen Diskriminierungsschutz beinhal­
tet und deshalb darin ein verfassungsrechtlicher Verstoß gesehen wurde. Im Ergebnis wurde das offene 
Strukturmodell aber beibehalten.362 

Insgesamt hat jedes der in die Untersuchung einbezogenen EU-Länder die europäischen Vorgaben zum 
Antidiskriminierungsschutz sehr individuell und vielfältig in nationales Recht umgesetzt. Alle untersuch­
ten Antidiskriminierungsgesetze beinhalten im Vergleich zum deutschen AGG mehr Merkmale oder er­
möglichen eine Berücksichtigung von weiteren, nicht explizit genannten Merkmalen über ein offenes 
Strukturmodell. Es werden zwischen neun bis sogar 19 Merkmale ausdrücklich gesetzlich geschützt. Finn­

354	 Telefoninterview: Aendenboom (2018).
355	 Unia (2016): Lexique Discrimination, en ce compris SEXE et DELITS DE HAINE, S. 4.
356	 Telefoninterview: Aendenboom (2018).
357	 Loi du 10 mai 2007 modifiant la loi du 30 juillet 1981 tendant à réprimer certains actes inspirés par le racisme et la xénophobie 

(Bundesgesetz zur Änderung des Gesetzes vom 30. Juli 1981); Loi du 10 mai 2007 tendant à lutter contre certaines formes de 
discrimination (Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung); Loi du 10 mai 2007 tendant à 
lutter contre la discrimination entre hommes et femmes (Gesetz vom 10. Mai 2007 zur Bekämpfung der Diskriminierung zwischen 
Frauen und Männern).

358	 Unia (2017): Analyse des Dekrets der Deutschsprachigen Gemeinschaft zur Bekämpfung bestimmter Formen von Diskriminierung 
vom 19.03.2012, S. 7, https://www.unia.be/files/Documenten/Aanbevelingen-advies/Analyse_des_Dekrets_der_Deutschsprachigen_
Gemeinschaft_zur_Bekämpfung_bestimmter_Formen_von_Diskriminierung_vom_19._März_2012.pdf (Zugriff: 08.07.2019).

359	 Bribosia/Rorive (2017): Country Report Non-discrimination Belgium 2017, S. 24.
360	 Ilieva (2017): Country Report Non-discrimination Bulgaria, S. 24.
361	 Ilieva (2017): Country Report Non-discrimination Bulgaria, S. 24.
362	 Telefoninterview: Mihailova (2018).

https://www.unia.be/files/Documenten/Aanbevelingen-advies/Analyse_des_Dekrets_der_Deutschsprachigen_Gemeinschaft_zur_Bekämpfung_bestimmter_Formen_von_Diskriminierung_vom_19._März_2012.pdf
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land und Bulgarien – anders als Deutschland, Belgien und Großbritannien – haben sich für einen nicht 
abgeschlossenen gesetzlichen Merkmalskatalog entschieden. 

Die nachfolgende Analyse der Ausgestaltung der jeweiligen Diskriminierungsmerkmale konzentriert sich 
auf die Merkmale, die über den gesetzlichen Diskriminierungskatalog in Deutschland hinausgehen, darü­
ber hinaus aber auch auf bereits normierte Merkmale, deren Anwendungsbereich weitergehender ausge­
staltet ist.

4.2	 Detaillierte Untersuchung der einzelnen  
Diskriminierungsmerkmale

Nachfolgend wird der Fragestellung nachgegangen, ob mehrgesetzlich ausdrücklich geschützte Diskrimi­
nierungsmerkmale oder die Konkretisierung bestehender Merkmalskategorien auch ein höheres Schutz­
niveau im Antidiskriminierungsrecht bewirken. 

In allen untersuchten EU-Ländern geht der gesetzlich geschützte Merkmalskatalog über die in Deutsch­
land in § 1 AGG normierte Liste an Diskriminierungsmerkmalen hinaus. Folgende zusätzliche Merkmale 
werden in den vier untersuchten EU-Ländern gesetzlich geschützt: 

Diskriminierungsmerkmal EU-Mitgliedstaat

„Geschlechtsumwandlung“ beziehungsweise Geschlechtsangleichung Großbritannien

Schwangerschaft und Mutterschaft Großbritannien

Geschlechtsidentität Finnland

Geschlechtsausdruck Finnland

Herkunft Finnland

Abstammung Belgien, Bulgarien

Hautfarbe Belgien, Bulgarien

Nationalität/Staatsangehörigkeit Finnland, Belgien, Bulgarien

Sprache Finnland, Belgien

Gesundheitszustand Finnland

gegenwärtiger und künftiger Gesundheitszustand Belgien

körperliche und genetische Eigenschaften Belgien

genetische Veranlagung Bulgarien

Ehestand und Lebenspartnerschaft Großbritannien

familiäre Beziehungen Finnland

Familienstand Bulgarien

Personenstand Belgien

Überzeugung Finnland, Bulgarien 

politische und gewerkschaftliche Aktivität/Überzeugung Finnland, Belgien
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politische Zugehörigkeit Bulgarien

Vermögen/Vermögensstand Belgien, Bulgarien

Geburt Belgien

soziale Herkunft Belgien

Bildung Bulgarien

persönlicher oder öffentlicher Status Bulgarien

jedes weitere Merkmal, aufgrund dessen eine  
benachteiligende Behandlung erfolgt

Bulgarien

andere persönliche Merkmale als Auffangtatbestand Finnland

Die nähere Betrachtung der gesetzlich normierten Diskriminierungskataloge der vier in die Untersuchung 
einbezogenen EU-Länder zeigt, dass die meisten der dort geschützten Merkmale inhaltlich jeweils einem 
der durch die europäischen Richtlinien vorgegebenen sechs Diskriminierungsmerkmale zugeordnet wer­
den können. Insoweit sind einige zusätzliche Merkmale in den jeweiligen Diskriminierungskatalogen auf­
geführt, die jedoch lediglich eine nähere Ausprägung und/oder einen Teilaspekt eines der durch die 
EU-Richtlinien vorgegebenen und im AGG enthaltenen Merkmale darstellen. Dementsprechend folgt die 
nachfolgende Untersuchung der Merkmale in der Darstellung den Merkmalskategorien, die die EU-Richt­
linien als Mindestanforderung für den Diskriminierungsschutz vorgeben. 

363	 § 9 Absatz 1 des Equality Act 2010 regelt: „race includes colour, nationality, ethnic and national origin“.
364	 McColgan/Vickers (2017): Country Report Non-discrimination United Kingdom, S. 30.
365	 Chopin/Germaine (2017): A comparative analysis of non-discrimination law in Europe 2017, S. 15.

4.2.1	 „Rasse“ oder ethnische Herkunft

In engem inhaltlichen Zusammenhang mit dem gemäß der EU-Richtlinie zu schützenden Merkmal „Ras­
se“ oder ethnische Herkunft stehen die Merkmale Herkunft, Abstammung, Hautfarbe, Nationalität/Staats­
angehörigkeit, Sprache und Geburt.

In Großbritannien ist in diesem Kontext „nur“ das Merkmal der „Rasse“ geschützt. Anders als in Deutsch­
land beinhaltet dieses Merkmal jedoch nach § 9 Equality Act 2010 ausdrücklich auch weitergehende Eigen­
schaften wie die Hautfarbe, Nationalität, ethnische oder nationale Herkunft.363 Wie in Deutschland ist der 
britischen Gesetzgebung immanent, dass die Verwendung des Begriffs „Rasse“ gemäß dem Erwägungs­
grund 6 der EU-Richtlinie 2000/43/EG nicht die Akzeptanz von Theorien verschiedener menschlicher 

„Rassen“ bedeuten soll.364

Dagegen ist in Finnland die „Rasse“ als Merkmal nicht ausdrücklich geschützt, stattdessen werden die 
Merkmale Herkunft, Nationalität und Sprache als Form rassistischer Benachteiligungen geschützt. Im 
Wege der Reformierung des finnischen Antidiskriminierungsgesetzes (Yhdenvertaisuuslaki) im Jahr 2015 
wurde der Begriff der ethnischen oder nationalen Herkunft durch den Begriff der Herkunft ersetzt. Dem­
entsprechend ist der Anwendungsbereich dieses Merkmals sehr weit im finnischen Antidiskriminierungs­
gesetz ausgestaltet und umfasst nun die ethnische Herkunft, nationale Herkunft, gesellschaftliche bezie­
hungsweise soziale Herkunft („societal origin“), „Rasse“ sowie die Hautfarbe.365 Bezogen auf die Herkunft 
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wird nach dem Wortlaut des § 1 AGG in Deutschland explizit nur die ethnische Herkunft geschützt, sodass 
der finnische Schutzbereich deutlich weiter ist. 

Nach dem Bericht des Ombudsmanns für Nichtdiskriminierung in Finnland (Yhdenvertaisuusvaltuute­
tun) war das Diskriminierungsmerkmal der Herkunft im Jahr 2017 im privaten Dienstleistungssektor das 
zweithäufigste Merkmal, aufgrund dessen Betroffene erlittene Diskriminierungen geltend gemacht ha­
ben.366 Insbesondere Personen mit Roma-Hintergrund erleben in Finnland vermehrt Diskriminierungen 
aufgrund ihrer ethnischen Herkunft. So gaben im Rahmen einer Umfrage des früheren Ombudsmanns für 
Minderheiten 68,7 Prozent der befragten Romnija und Roma an, Diskriminierungen in verschiedenen Le­
bensbereichen erfahren zu haben.367 In Bezug auf das Berufs- und Arbeitsleben haben 53,8 Prozent der 
Befragten in den letzten fünf Jahren etwaige Diskriminierungen beklagt.368 Damit ist die Herkunft ein 
Merkmal von besonderer praktischer Bedeutung in Finnland.

Das Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung stellt in Bulgarien das zentrale Antidiskriminierungsgesetz 
dar, welches Diskriminierung aus zahlreichen Gründen verbietet. Der Gesetzgeber in Bulgarien ist damit 
weit über die Vorgaben der EU-Richtlinien hinausgegangen. Der Schutz vor Diskriminierung aufgrund der 

„Rasse“ und ethnischen Herkunft wird in Bulgarien durch die zusätzlichen Merkmale Nationalität, Staats­
angehörigkeit und Abstammung flankiert. Es kommt daher in Bulgarien zu Überschneidungen unter­
schiedlicher rassistischer Diskriminierungsmerkmale.369 Oftmals wird daher das Merkmal der ethnischen 
Herkunft als Platzhalter für sämtliche Merkmale rassistischer Diskriminierung angeführt, da dieses den 
breitesten Anwendungsbereich mit entsprechendem Interpretationsspielraum bietet. 

In der Praxis fällt auf, dass einzelne Merkmale, zum Beispiel das Merkmal Nationalität, in den seltensten 
Fällen alleine betroffen sind. Beispielsweise könnte somit eine Beschwerde aufgrund einer möglichen Un­
gleichbehandlung wegen der Nationalität genauso auch als eine Ungleichbehandlung wegen des Merkmals 
der Abstammung oder der ethnischen Herkunft verstanden werden.370 Auch eine Diskriminierung wegen 
der Abstammung ist nur selten ein streitentscheidendes Kriterium in einer Entscheidung. Dieselbe Syste­
matik lässt sich auch in anderen EU-Mitgliedstaaten erkennen, welche die Abstammung neben weiteren 
rassistischen Diskriminierungsmerkmalen ausdrücklich als eigenständigen Begriff in ihr Antidiskriminie­
rungsrecht aufgenommen haben. So kommt es in der belgischen Rechtsprechung beispielsweise ebenfalls 
selten zu Konstellationen, in denen die Abstammung ein allein entscheidendes Kriterium darstellt.

Im Vergleich zu Deutschland lässt sich feststellen, dass Fälle, die in Bulgarien als Diskriminierung aufgrund 
der Abstammung verstanden werden, in Deutschland üblicherweise unter das Diskriminierungsmerkmal 
der ethnischen Herkunft gefasst werden könnten, da dieser Begriff in Deutschland extensiv ausgelegt wird 
und, mit Ausnahme einiger Eigenschaften wie zum Beispiel der Staatsangehörigkeit, einen umfassenden 
Schutz bietet. Im Vergleich zu dem deutschen Schutz vor rassistischen Ungleichbehandlungen wird somit 
durch die höhere Anzahl von Merkmalen, die an rassistische Diskriminierung anknüpfen, insgesamt kein 
bedeutend umfangreicherer Schutzbereich geboten.

Das Antidiskriminierungsrecht in Belgien verankert den Schutz vor rassistischer Diskriminierung durch 
sechs Merkmale. Dabei hat sich der belgische Gesetzgeber an dem Wortlaut des internationalen Überein­

366	 Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 31.
367	 Ombudsman for Minorities (2014): Being different in everyday life – survey on Roma´s experiences of discrimination, Summary, S. 1 

(Die Behörde des Ombudsmanns für Minderheiten wurde durch Verabschiedung des neuen Antidiskriminierungsgesetzes in den 
Ombudsmann für Nichtdiskriminierung umgewandelt).

368	 Ebd., S. 2.
369	 Telefoninterview: EY Bulgarien (2018).
370	 Ebd.
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kommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung371 orientiert und die einzelnen Diskri­
minierungsmerkmale „Rasse“, Hautfarbe, Abstammung und nationale oder ethnische Herkunft übernom­
men. Darüber hinaus sind in Belgien auch die Nationalität und die Sprache ausdrücklich geschützt. 

Die Abstammung wird zwar in Belgien als selbstständiges Diskriminierungsmerkmal geschützt, jedoch 
liegt ein eigenständiger Anwendungsbereich in der Rechtspraxis nicht vor, denn Fallkonstellationen, wel­
che das Diskriminierungsmerkmal der Abstammung betreffen, gehen oftmals mit einer Benachteiligung 
wegen der mutmaßlichen „Rasse“, der ethnischen oder nationalen Herkunft und/oder der Nationalität 
einher.372 Die genannten Anwendungsfälle für das Merkmal der Abstammung nach belgischem Recht wür­
den nach deutscher Rechtslage grundsätzlich durch das Merkmal der „Rasse“ oder ethnische Herkunft 
erfasst. 

Insgesamt will der belgische Gesetzgeber die antirassistischen Merkmale nicht getrennt betrachten, son­
dern vielmehr als eine Einheit verstehen, um so den inhaltlichen Zusammenhang zwischen den einzelnen 
Merkmalen zu verdeutlichen.373 Dies zeigt sich auch in den statistischen Erhebungen, denn die vorliegen­
den Statistiken374 weisen die antirassistischen Merkmale stets gemeinsam aus, sodass die praktische Rele­
vanz einzelner antirassistischer Merkmale nicht ableitbar ist. Allerdings belegen die statistischen Daten für 
Belgien in den von der Unia375 angelegten Akten, dass rassistisch motivierte Diskriminierungen mit 
34,8 Prozent eine große Bedeutung in der Praxis haben.376 Dagegen umfassten im Jahr 2016 zum Beispiel 
die Meldungen, die sich auf das Merkmal der Sprache bezogen, lediglich zwei Prozent aller Meldungen bei 
der Unia377, sodass diesem Merkmal keine herausgehobene Bedeutung in der Rechtspraxis zugesprochen 
werden kann.

Das einheitliche Verständnis der Merkmale, die vor rassistischer Diskriminierung schützen sollen, ergibt 
sich in Belgien auch aus den praktischen Anwendungsfällen. Zum Beispiel entließ in einem Fall ein Ge­
schäftsführer eines Supermarktes einen dunkelhäutigen Mitarbeiter, da einige Kund_innen nicht von ei­
nem „Schwarzen“ hätten bedient werden wollen. Hier stellte das Gericht auf das Diskriminierungsmerk­
mal der Hautfarbe ab. 

Ein solcher Sachverhalt wäre im deutschen Recht ebenfalls über das bestehende Merkmal der ethnischen 
Herkunft geschützt. Dieser Begriff ist in Deutschland eher weit auszulegen und umfasst daher auch die 
Hautfarbe, die Abstammung und den nationalen oder „ethnischen Ursprung“378.

Ferner wurde in Belgien eine Diskriminierung aufgrund der Nationalität angenommen, weil ein Immobi­
lienmakler einem Sozialarbeiter die Anmietung eines Hauses verweigert hatte, da die Familienmitglieder 
des Sozialarbeiters als anerkannte Flüchtlinge keinen belgischen Personalausweis besaßen.379 Einerseits 
wurde in diesem Fall auf die Staatsangehörigkeit abgestellt, die im deutschen Antidiskriminierungsrecht 
nicht geschützt ist. Gleichzeitig könnte jedoch der Flüchtlingsstatus ein Indiz für eine rassistische Diskri­
minierung sein, die im deutschen Recht unter dem Merkmal der ethnischen Herkunft geschützt wäre. 

371	 Projet de loi modifiant la loi du 30. juillet 1981 tendant a réprimer certains actes inspires par le racism et la xénophobie,  
DOC 2720/001, S. 3.

372	 Telefoninterview: HVG Law (2018).
373	 Ebd.
374	 Siehe Anhang 1.
375	 Unia ist das interföderale Zentrum für Chancengleichheit und eine der beiden nationalen Gleichstellungsbehörden in Belgien. 

Daneben besteht als weitere nationale Gleichstellungsbehörde das Institut für die Gleichheit von Frauen und Männern.
376	 Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist keine Option, S. 68.
377	 Unia (2017): Jahresbericht 2016 – Inklusion unter Druck, S. 71; Unia (2017): Rapport chiffres 2016, S. 7; für 2017 liegen keine Daten vor.
378	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Verwirklichung des 

Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 31. 
379	 Unia (2017): Jahresbericht 2016 – Inklusion unter Druck, S. 78; Telefoninterview: HVG Law (2018).
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Auch das Vorgehen einer Bank, alle Konten von Kunden mit US-amerikanischer Staatsangehörigkeit auf­
grund zusätzlicher Mitteilungsverpflichtung basierend auf amerikanischen Regelungen zu schließen, 
wurde als eine rassistische Diskriminierung aufgrund der Nationalität in Belgien qualifiziert.380 

Die Staatsangehörigkeit/Nationalität gehört hingegen nicht zu den geschützten Eigenschaften des Merk­
malskatalogs in § 1 AGG. Lediglich, wenn es als Stellvertretermerkmal vorliegt, kann sich ein/e Betroffe­
ne_r auf den Schutz des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes in Deutschland berufen. Dies ist der Fall, 
wenn unter dem Deckmantel der Staatsangehörigkeit eine Diskriminierung aufgrund der ethnischen Her­
kunft verschleiert wird.381 Sofern in Sachverhalten lediglich auf das Vorliegen einer bestimmten Staatsan­
gehörigkeit abgestellt wird und gerade keine Anknüpfung an die ethnische Herkunft oder „Rasse“ vermu­
tet werden kann, sind diese Fälle im deutschen Antidiskriminierungsrecht mithin nicht vom Schutzbereich 
erfasst. 

Da der vorliegende Sachverhalt allein an die US-amerikanische Staatsangehörigkeit anknüpft, wäre dieser 
Sachverhalt nach deutschem Antidiskriminierungsrecht nicht geschützt.

Ungleichbehandlungen aufgrund der Nationalität treten in Belgien offensichtlich häufig im Bereich des 
Wohnungsmarktes auf.382 Zum Beispiel wurde die Vermietung von Student_innenwohnungen nur an sol­
che Student_innen, deren beide Elternteile die belgische Staatsangehörigkeit besitzen, in Belgien als Dis­
kriminierung aufgrund der Nationalität angesehen.383 Da hier jedoch die Benachteiligung ebenfalls allein 
auf die Staatsangehörigkeit Bezug nimmt – ohne erkennbare Verbindung zur ethnischen Herkunft – wäre 
dieser Sachverhalt nach deutschem Recht nicht geschützt.

Ähnliche Sachverhalte gibt es in Bulgarien. Dort wurden Regelungen zur Unterbringung im Strafvollzug 
als eine Diskriminierung aufgrund der Nationalität angesehen, da diese für ausländische Häftlinge – an­
ders als für bulgarische Häftlinge – keine Unterbringung nach der Schwere der Tat vorsahen.384 

Besondere Aufmerksamkeit hat der Sachverhalt eines bulgarischen Stromversorgungsunternehmens mit 
Bezug zu dem Diskriminierungsmerkmal Nationalität erlangt, der im Jahr 2015 vom Europäischen Ge­
richtshof entschieden wurde. Das Unternehmen hatte die Stromzähler an Betonmasten in einem über­
wiegend von Rom_nija bewohnten Stadtviertel in einer größeren Höhe als in anderen, nicht von Rom_nija 
bewohnten Stadtvierteln montiert, um dadurch Stromdiebstähle und Beschädigungen der Apparate zu 
erschweren oder zu verhindern.385 Eine Bewohnerin dieses Stadtviertels, die selbst nicht der Ethnie der 
Roma angehörte, fühlte sich durch diese Verfahrenspraxis des Unternehmens wegen ihrer Nationalität 
diskriminiert. Die Kommission entschied zunächst, dass eine Diskriminierung aufgrund der Nationalität 
gegeben sei, jedoch verwies das später damit befasste Gericht den Fall an die Kommission zurück, da es 
keine Anknüpfung an die Nationalität sah. Darauf nahm die Kommission eine Diskriminierung aufgrund 
der persönlichen Verhältnisse der Betroffenen an. Da das befasste bulgarische Gericht jedoch eher einen 
Bezug zur ethnischen Herkunft der Rom_nija sah, legte dieses den Fall dem Europäischen Gerichtshof vor. 
Dieser hat entschieden, dass die Diskriminierung, ungeachtet der fehlenden Zugehörigkeit der Klägerin zu 

380	 Unia (2016): Accord between Unia and a bank to terminate a lawsuit claiming discrimination based on nationality, 28.09.2016,  
https://www.unia.be/en/articles/accord-between-unia-and-a-bank-to-terminate-a-lawsuit-claiming-discrimination-based-on- 
nationality (Zugriff: 19.10.2018). 

381	 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der europäischen Richtlinien zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung, BT-Drs. 16/1780, S. 34.

382	 Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist keine Option, S. 68.
383	 Amtsgericht Ostflandern, Bereich Gent, AR 18/768/A, 28.03.2018, https://www.unia.be/files/Documenten/Rechtspraak/Rechtbank_

van_eerste_aanleg_Gent__28_maart_2018.pdf (Zugriff: 19.10.2018).
384	 Supreme Administrative Court, Nr. 1737, 19.02.2007.
385	 Ilieva (2017): Country Report Non-discrimination Bulgaria, S. 24.

https://www.unia.be/en/articles/accord-between-unia-and-a-bank-to-terminate-a-lawsuit-claiming-discrimination-based-on-
nationality
https://www.unia.be/en/articles/accord-between-unia-and-a-bank-to-terminate-a-lawsuit-claiming-discrimination-based-on-
nationality
https://www.unia.be/files/Documenten/Rechtspraak/Rechtbank_van_eerste_aanleg_Gent__28_maart_2018.pdf
https://www.unia.be/files/Documenten/Rechtspraak/Rechtbank_van_eerste_aanleg_Gent__28_maart_2018.pdf
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den Rom_nija, auf der ethnischen Herkunft basiere.386 Ein von Diskriminierung Betroffener müsse nicht 
selber Träger_in des Merkmals sein. Die Nationalität als maßgebliches Diskriminierungskriterium wurde 
seitens des EuGH abgelehnt.

Im deutschen Antidiskriminierungsrecht wäre dieser Fall  – ohne die genannte europäische Rechtspre­
chung – nicht eindeutig zu beurteilen. Grundsätzlich sind Rom_nija ebenfalls durch das Merkmal der eth­
nischen Herkunft vor Diskriminierung in Deutschland geschützt. Auch setzt das deutsche Recht nicht vo­
raus, dass die von der Diskriminierung betroffene Person nicht selbst Merkmalsträger_in ist. Es reicht aus, 
dass der_die Betroffene in enger Beziehung zu eine_r Merkmalsträger_in steht.387 Wie eng diese Beziehung 
aus Gründen der Vermeidung einer Ausuferung des Diskriminierungsschutzes aber sein muss, ist in der 
Wissenschaft noch in Diskussion und wurde vom Europäischen Gerichtshof ebenfalls offengelassen.388 

Auch in Finnland sind die meisten der Diskriminierungsfälle wegen eines der Merkmale, die vor rassisti­
scher Diskriminierung schützen sollen, unter das im AGG vorhandene Merkmal „Rasse“ oder ethnische 
Herkunft zu fassen. So wurde in der Anweisung einer Bank an ihre Kreditvermittler_innen, estnische Aus­
weisdokumente nicht als Identitätsnachweise anzuerkennen, eine mittelbare Diskriminierung aufgrund 
der ethnischen beziehungsweise nationalen Herkunft im Sinne des finnischen Antidiskriminierungsge­
setzes gesehen.389 Dieser Sachverhalt wäre nach deutschem Recht ebenfalls – sofern allein auf die Staats­
angehörigkeit abgestellt wird – nicht vom Schutzbereich des AGG erfasst.

Ferner wurde in Finnland eine Diskriminierung wegen der ethnischen Herkunft angenommen, weil sich 
der Mitarbeiter eines Bekleidungsgeschäftes geweigert hatte, einem Kunden aufgrund seiner ausländi­
schen Herkunft ohne Begleitung eines Wachmanns Zugang zu dem Geschäft zu gewähren und anschlie­
ßend diesen im Vergleich zu anderen Kunden unfreundlich und herablassend behandelt hatte.390 Nach 
deutschen Antidiskriminierungsrecht würde dieser Sachverhalt ebenfalls unter das Merkmal der ethni­
schen Herkunft gefasst und dadurch entsprechender Schutz gewährt.

Auch liegt nach finnischem Recht eine Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft vor, wenn der_
die Pförtner_in eines Restaurants  – entgegen der üblichen Hauspolitik  – den Identitätsnachweis eine_r 
Kund_in anhand des Führerscheins aufgrund dessen_derer ausländischer Herkunft ablehnt und dem_die 
Kund_in keinen Einlass gewährt.391 Die Beurteilung dieses Sachverhaltes ist nach deutschem Recht nicht 
eindeutig zu beurteilen. Sofern hier die Subsumtion unter die Ethnie oder „Rasse“ möglich ist, wäre ein 
Schutz über die ethnische Herkunft oder „Rasse“ gegeben. Sollte dies jedoch nicht gelingen und allein ein 
Bezug zur Staatsangehörigkeit vorliegen, wäre kein Schutz über das deutsche AGG gegeben. 

Insbesondere Personen mit Roma-Hintergrund erleben in Finnland vermehrt Diskriminierungen auf­
grund ihrer ethnischen Herkunft im Dienstleistungssektor. Als Beispiel hierfür sind die internen Richtli­
nien eines Unternehmens zu nennen, die zur Bekämpfung von Ladendiebstahl Anweisungen enthielten, 
nach denen im Fall von jungen Kunden_innen mit Roma-Hintergrund bestimmte Sicherheitsmaßnah­
men zu treffen seien.392 Auch im Bereich des privaten Wohnungsmarktes würden Bewerber_innen mit 

386	 EuGH, CHEZ Razpredelenie Bulgaria, C-83/14, ECLI:EU:C:2015:480 16.07.2015.
387	 Braun/Nomos Kommentar Arbeitsrecht, Individualarbeitsrecht mit kollektivrechtlichen Bezügen, Handkommentar,  

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 2.
388	 Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 7, Rn. 6 f. m. w. N.
389	 Nationales Schiedsgericht für Nichtdiskriminierung und Gleichstellung, 18.02.2016, 1/2015; Hiltunen (2017):  

Country Report Non-discrimination Finland, S. 73 f.
390	 Der Wortlaut des finnischen Strafgesetzbuches schützt das Merkmal der nationalen oder ethnischen Herkunft, 

wohingegen das Antidiskriminierungsgesetz, das Merkmal Herkunft nennt.
391	 Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 33.
392	 Ebd., S. 32.
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Roma-Hintergrund im Vergleich zu finnischen Bewerbern_innen häufiger bereits im Vorhinein abge­
lehnt.393 Da Roma in Deutschland als Ethnie anerkannt sind, würde dieser Sachverhalt über die ethnische 
Herkunft auch im deutschen Antidiskriminierungsrecht geschützt.

Der Merkmalskatalog in Finnland schützt im Vergleich zum deutschen Katalog ausdrücklich das Diskrimi­
nierungsmerkmal der Sprache. Hierbei wird auch die Kommunikation in Gebärdensprache von dem Schutz­
bereich des Merkmals erfasst, wobei im Einzelfall zugleich das Merkmal der Behinderung betroffen sein 
kann.394 Nach dem deutschen Antidiskriminierungsrecht ist in solchen Fällen allein eine Subsumtion unter 
das Merkmal der Behinderung möglich, soweit die Anforderungen des Behindertenbegriffs erfüllt sind.

Eine Besonderheit des finnischen Sprachraums bildet die Minderheitensprache Samisch, wobei das Recht 
der Samen auf die Wahrung ihrer eigenen Sprache und Kultur in der finnischen Verfassung verankert ist.395 
Jedoch gibt es häufig nur eingeschränkte samischsprachige medizinische Dienstleistungen oder Dienst­
leistungen im Bildungssektor, sodass dies zumindest mittelbar zu einer Ungleichbehandlung führt.396 Ver­
gleichbar ist dies mit den Sorben in Deutschland, wobei ein Schutz vor möglichen Diskriminierungen 
hierbei über das Merkmal der ethnischen Herkunft sichergestellt wird.397

Im Fall eines russischsprachigen Schülers wurde eine Diskriminierung aufgrund der Sprache angenom­
men, da es ihm in der Schule verboten wurde, mit seinem Mitschüler in seiner Muttersprache zu sprechen. 
Ein Schüler könne nicht gezwungen werden, ausschließlich in Finnisch zu kommunizieren in Situationen, 
in denen dies zur Erreichung des Unterrichtszwecks nicht zwingend erforderlich sei, hieß es dazu in der 
Begründung.398 In Deutschland wird die Sprache durch das AGG nicht als Diskriminierungsmerkmal auf­
gezählt und auch nicht als Ungleichbehandlung wegen der ethnischen Herkunft oder „Rasse“ verstanden. 
Dies wäre lediglich dann der Fall, wenn sie durch die Anknüpfung an die Muttersprache unter die ethni­
sche Herkunft gefasst werden könnte. 

In Bulgarien wurde eine Diskriminierung wegen Abstammung neben einer Ungleichbehandlung auf­
grund des persönlichen oder öffentlichen Status und dem Familienstand als Mehrfachdiskriminierung im 
Bereich des Schulwesens geltend gemacht. Konkret angegriffen wurden die Zugangskriterien für Erst­
klässler_innen, die solche Schüler_innen bevorzugten, welche eine familiäre Beziehung zu eine_r ehema­
ligen Schüler_in, Lehrer_in oder eine_r Mitarbeiter_in des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft 
hatten oder die über eine entsprechende elterliche Abstammung verfügten. Diese Zulassungskriterien 
wurden in Bezug auf alle drei Merkmale für diskriminierend erklärt.399 Nach deutscher Rechtslage wird die 
Abstammung über die ethnische Herkunft geschützt, da dieser Begriff in Deutschland extensiv ausgelegt 
wird und, mit Ausnahme einiger Eigenschaften wie zum Beispiel der Staatsangehörigkeit, auch die Ab­
stammung erfasst. Gleichwohl ist der Zugang zu staatlichen Bildungseinrichtungen gerade nicht vom AGG 
umfasst.

393	 Ebd., S. 36.
394	 Ebd., S. 29.
395	 Ebd., S. 36.
396	 Ebd., S. 34.
397	 Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 56; Adomeit/Mohr/Allgemeines 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG), Kommentar zum AGG und zu anderen Diskriminierungsverboten, § 1, Rn. 59.
398	 Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 29.
399	 Sitzungsgremium für Mehrfachdiskriminierung, Entscheidung Nr. 440/20.12.2017 Fallakte Nr. 111/2017; Commission for Protection 

against Discrimination (2017): Annual Report for 2017, S. 114. 
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4.2.2	Geschlecht

400	 Explanatory notes to Equality Act 2010: § 7, Nr. 43; § 8, Nr. 46, http://www.legislation.gov.uk/ukpga/2010/15/notes 
(Zugriff: 11.02.2019).

401	 Ebd., § 7, Nr. 43.
402	 Marvell/Broughton/Breese/Tyler (2017): Gender Identity: Terminology, S. 5, http://m.acas.org.uk/media/pdf/6/k/

Gender-identity-terminology.pdf (Zugriff: 08.07.2019).
403	 Tisheva (2017): Country Report Gender equality Bulgaria, S. 11.
404	 Telefoninterview: Daniela Mihailova (2018).
405	 Telefoninterview: EY Bulgarien (2018).
406	 Beispielsweise: Block/BeckOGK, AGG, § 1, Rn. 106; Oetker/Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, Band I, § 16, Rn. 13; BAG,  

8 AZR 421/14, 17.12.2015. 

Mit dem Merkmal Geschlecht stehen in einem engen Zusammenhang die Merkmale Geschlechtsanglei­
chung (gender reassignment), Schwangerschaft und Mutterschaft, Geschlechtsidentität und Geschlechts­
ausdruck.

In Großbritannien sind die Merkmale Geschlechtsangleichung sowie Schwangerschaft und Mutterschaft 
für die Merkmalskategorie Geschlecht ausdrücklich in § 4 Equality Act 2010 geschützt. Dabei ersetzen die 
beiden genannten Merkmalskategorien jeweils eine ähnliche Bestimmung aus dem Sex Discrimination Act 
1975400, sodass dieser zusätzliche Schutz bereits vor Inkrafttreten des Equality Act 2010 in Großbritannien 
bestand. In Bezug auf das Merkmal der Geschlechtsangleichung wurde bei dieser Gelegenheit die Definition 
leicht verändert, sodass nunmehr nicht mehr verlangt wird, dass eine Person unter ärztlicher Aufsicht steht, 
um unter den Schutzbereich des genannten Merkmals zu fallen.401 Allerdings werden inter*sexuelle Perso­
nen nicht von diesem Merkmal erfasst, wenn sie keine Geschlechtsangleichung beabsichtigen oder durch­
führen.402 Insoweit ist eine uneingeschränkte Zuordnung der inter*sexuellen Personen unter das Merkmal 
der Geschlechtsangleichung nicht möglich. In Deutschland ist dies für Trans*- und Inter*sexuelle ebenfalls 
nicht rechtssicher unter das Merkmal des Geschlechts möglich, gleichwohl bietet der deutsche Rechtsrah­
men diesen Betroffenen auch über das Merkmal der sexuellen Identität Schutz. 

In Bulgarien hat das Parlament am 25. März 2015 eine Ergänzung in Bezug auf die Eigenschaften vorge­
nommen, welche als Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu verstehen sind. Danach sind Ungleich­
behandlungen aufgrund einer Geschlechtsangleichung als Diskriminierungen wegen des Geschlechts im 
Sinne des Gesetzes zum Schutz gegen Diskriminierung zu verstehen.403 An einer ausdrücklichen Regelung 
zur Handhabung in Bezug auf Inter*- und Trans*sexualität fehlt es jedoch nach wie vor auch im bulgari­
schen Antidiskriminierungsgesetz. Nach einer Einschätzung von Expert_innen seien Ungleichbehandlun­
gen, welche auf der Tatsache beruhten, dass jemand inter*- oder trans*sexuell ist, als Diskriminierung 
aufgrund der sexuellen Orientierung einzuordnen.404 Es sind bisher jedoch keine maßgeblichen Urteile 
bekannt, im Rahmen derer sich die Gerichte mit einer entsprechenden Einordnung auseinandergesetzt 
hätten.405 

Im deutschen Antidiskriminierungsrecht ist eine eindeutige Zuordnung von Diskriminierungen von 
Trans*- und Inter*Personen unter den Schutzbereich des Merkmals Geschlecht nicht möglich. Die Geset­
zesbegründung äußert sich nicht zu Geschlechtsangleichungen und ordnet Trans*- und Inter*sexuelle der 
sexuellen Identität zu. Die Rechtsprechung sieht sowohl die sexuelle Identität als auch das Geschlecht als 
mögliches Diskriminierungsmerkmal an und auch innerhalb der Literatur besteht ein heterogenes Mei­
nungsbild.406 Insoweit ist die Situation in Bulgarien vergleichbar mit Deutschland. Einerseits wird eindeu­
tig im Gesetz eine Ungleichbehandlung aufgrund einer Geschlechtsangleichung unter den Schutzbereich 
des Geschlechts gefasst. Andererseits fehlt es auch in Bulgarien an einer gesicherten Einordnung von In­
ter*- und Trans*sexualität, so kommen auch hier die Merkmale des Geschlechts und der sexuellen Orien­
tierung in Betracht. 

http://www.legislation.gov.uk/ukpga/2010/15/notes
http://m.acas.org.uk/media/pdf/6/k/Gender-identity-terminology.pdf
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Die praktische Relevanz dieser geschlechtsbezogenen Diskriminierungsmerkmale zeigt sich auch in den 
Sachverhalten. So betrafen einzelne Fälle in Belgien die Weigerung von Versicherungsunternehmen, die 
Kosten für eine Geschlechtsangleichung zu tragen. Es wurde eine Diskriminierung basierend auf einer Ge­
schlechtsangleichung als Ungleichbehandlung wegen des Geschlechts sanktioniert, da eine Klausel der be­
trieblichen Krankenpflegeversicherung gegen das Diskriminierungsverbot wegen des Geschlechts verstieß, 
indem jene Klausel den Verzicht auf jeden Anspruch auf Erstattung von Krankenhauskosten in Zusammen­
hang mit der Geschlechtsangleichung beinhaltete.407 Nach deutschem Recht würde dieser Sachverhalt ent­
weder unter das Merkmal des Geschlechts oder der sexuellen Identität gefasst werden, sodass entsprechen­
der Schutz auch in Deutschland – ungeachtet etwaiger Rechtfertigungsmöglichkeiten – besteht.

Wie in Belgien liegt in Deutschland eine ähnliche diskriminierungskonkretisierende Vorschrift in Bezug 
auf die Merkmale Schwangerschaft und Mutterschaft in § 3 Absatz 1 Satz 2 AGG vor. Danach wird klarge­
stellt, dass der Schutzbereich des Geschlechts auch die Schwangerschaft und Mutterschaft vollumfänglich 
erfasst. Damit ist für jene Merkmale der Diskriminierungsschutz in Deutschland ähnlich gut ausgestaltet 
wie in Belgien und Großbritannien, obwohl Großbritannien sogar ausdrücklich diese Merkmale in den 
nationalen Merkmalskatalog aufgenommen hat.

407	 Arbeitsgericht Brüssel, 15/3108/A, 06.09.2016; Berufungsgericht Brüssel, 2016/AB/1090, 16.03.2018, https://www.equalitylaw.eu/
downloads/4597-belgium-refusal-of-an-insurance-to-cover-costs-related-to-gender-reassignment-pdf-159-kb (Zugriff: 06.11.2018).

408	 Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 21.
409	 Ebd., S. 12.
410	 Telefoninterview: Roets (2018); Aendenboom (2018).
411	 Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist keine Option, S. 68.
412	 Ebd.

4.2.3	Religion oder Weltanschauung

In allen vier untersuchten EU-Mitgliedstaaten ist das Merkmal Religion oder Weltanschauung ebenso wie 
in Deutschland ausdrücklich geschützt, da es sich um ein Merkmal handelt, das von den europäischen 
Richtlinien als Mindestvorgabe für die Umsetzung in nationales Recht genannt wurde. Gleichwohl werden 
in einigen der untersuchten Merkmalskataloge zusätzliche Merkmale geschützt, die im Bezug zur Weltan­
schauung stehen, wie zum Beispiel die Überzeugung, politische und gewerkschaftliche Aktivität oder die 
politische Überzeugung. 

So wird in Finnland neben den Merkmalen Religion und Weltanschauung auch die Überzeugung und die 
politische oder gewerkschaftliche Aktivität ausdrücklich in der nationalen Antidiskriminierungsgesetz­
gebung geschützt. Allerdings zeigen die statistischen Erhebungen über die Anfragen an den Ombudsmann 
für Nichtdiskriminierung, dass Beschwerden mit Bezug zu Überzeugung, politischer oder gewerkschaftli­
cher Aktivität in den Jahren 2015 bis 2017 insgesamt lediglich zwischen elf bis 25 Fälle pro Jahr betrafen.408 
Im Vergleich mit der Gesamtanzahl an Anfragen von 1.107 im Jahr 2017409 zeigt dies, dass diese drei Merk­
male in der Praxis weniger Relevanz besitzen.

Belgien schützt ausdrücklich die Merkmale politische oder gewerkschaftliche Überzeugung. Dabei schei­
nen diese beiden Merkmale in der belgischen Rechtspraxis ebenfalls von untergeordneter Bedeutung zu 
sein. Insgesamt ist die Anzahl der Klagen bezüglich des Diskriminierungsmerkmals der politischen Über­
zeugung in Belgien sehr gering.410 Im Jahresbericht 2017 der Unia sind einschlägige Diskriminierungen 
unter der Rubrik „sonstige Merkmale“ aufgeführt. Von den insgesamt 2.244 Fällen handelte es sich bei le­
diglich 33 Fällen um Ungleichbehandlungen politischen Ursprungs.411 Im Jahr 2017 wurden zu dem Merk­
mal gewerkschaftliche Überzeugung insgesamt nur 22 Akten angelegt.412

https://www.equalitylaw.eu/downloads/4597-belgium-refusal-of-an-insurance-to-cover-costs-related-to-gender-reassignment-pdf-159-kb
https://www.equalitylaw.eu/downloads/4597-belgium-refusal-of-an-insurance-to-cover-costs-related-to-gender-reassignment-pdf-159-kb
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In Bulgarien ist das Merkmal Überzeugung sowie die politische Zugehörigkeit als eigenständiges Diskrimi­
nierungsmerkmal im gesetzlich geschützten Merkmalskatalog aufgenommen. Dabei enthält das Gesetz 
jedoch keine weiteren Ausführungen hinsichtlich der Begriffsbestimmung der Überzeugung. Es stellt sich 
folglich die Frage, ob beziehungsweise welchen eigenen Anwendungsbereich die Überzeugung für sich be­
ansprucht. Allerdings hatte sich die Kommission zum Schutz gegen Diskriminierung413 im Jahr 2017 ledig­
lich mit zwei Fällen auseinandergesetzt, in denen die Überzeugung Grund einer Diskriminierung war.414 
Sogar nur ein Fall mit Bezug zu einer Benachteiligung aufgrund der politischen Zugehörigkeit lag der 
Kommission in Bulgarien im Jahr 2017 vor.415 Dies spricht eher für eine untergeordnete Rolle jener ge­
nannten Merkmale in der bulgarischen Rechtspraxis.

Die geringe Anzahl an Anfragen und Beschwerden bei den jeweiligen nationalen Gleichbehandlungsstel­
len spiegelt sich auch in den wenigen Verfahren wider. 

So hat sich in Belgien die Rechtsprechung nur mit wenigen Fallgestaltungen befasst416, in denen sich Be­
troffene wegen ihrer politischen Überzeugung benachteiligt sahen. Zum Beispiel wurde einem Arbeitneh­
mer einer Gewerkschaft aufgrund seiner Mitgliedschaft bei einer bestimmten Partei gekündigt mit der 
Begründung, die Philosophie der Gewerkschaft und die parteilichen Ansichten des Mitarbeiters seien 
ideologisch unvereinbar. Das Berufungsgericht hat in dieser Sache die Ungleichbehandlung aufgrund ei­
ner Regelung der Rahmenrichtlinie Beschäftigung als gerechtfertigt angesehen, denn eine unterschiedli­
che Behandlung aufgrund einer grundlegenden beruflichen Anforderung könne auch in der Übereinstim­
mung mit einer bestimmten Unternehmensideologie vorliegen.417

Dagegen wurde in Belgien eine Diskriminierung aufgrund der politischen Überzeugung angenommen, als 
eine lokale Wochenzeitschrift die Veröffentlichung einer Werbeanzeige eines Politikers verweigerte mit 
der Begründung, sie wolle keine Anzeigen für die entsprechende Partei veröffentlichen, obwohl der Politi­
ker die Anforderungen der Zeitschriften für eine solche Werbeanzeige erfüllte.418

Auch in Bezug auf das Merkmal der gewerkschaftlichen Überzeugung ist die Rechtsprechung in Belgien 
sehr begrenzt. Eines der wenigen Verfahren befasste sich mit der Kündigung eines Arbeitnehmers, weil 
dieser seinen Arbeitgeber unter anderem nicht über seine Streikabsicht informiert hatte. Das Gericht sah 
jedoch die Ungleichbehandlung als nicht ausreichend bewiesen an.419

In Deutschland ist die Gewerkschaftszugehörigkeit oder die gewerkschaftliche Überzeugung nicht im ge­
setzlichen Merkmalskatalog des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes aufgeführt. Zwar hat sich das 
Amtsgericht München bereits mit der Subsumtion unter den Begriff der Weltanschauung befasst, dies aber 
mit Verweis auf bestimmte notwendige Kriterien derselben abgelehnt.420 Damit würde über das AGG kein 
Diskriminierungsschutz für die genannten Sachverhalte bestehen. 

413	 Die Kommission zum Schutz gegen Diskriminierung (Komisia za zashtita ot diskriminatsia) ist als bulgarische Gleichstellungs­
behörde installiert und wird im Folgenden „Kommission“ genannt. Die Kommission kann im Rahmen eines außergerichtlichen 
Verfahrens selbst entscheiden. Es besteht daneben die Möglichkeit, dass die Kommission ein Verfahren vor Gericht einleitet und  
als Beteiligte in diesem Verfahren agiert. Davon wurde bisher allerdings noch kein Gebrauch gemacht.

414	 Commission for Protection against Discrimination (2017): Annual Report for 2017, S. 14.
415	 Ebd.
416	 Telefoninterview: Roets (2018); Aendenboom (2018).
417	 Arbeitsgerichtshof Brüssel, AR Nr. 2010/AB/572, 04.10.2011
418	 Berufungsgericht Brüssel, 26.01.2016, https://www.unia.be/nl/rechtspraak-alternatieven/rechtspraak/hof-van-beroep-brussel-26- 

januari-2016 (Zugriff: 19.11.2018), https://www.unia.be/files/Documenten/Rechtspraak/2016_01_26_Brussel.pdf, (Zugriff: 19.11.2018). 
419	 Arbeitsgericht Antwerpen, Abteilung Hasselt, 2017/AH/22, 11.07.2018, https://www.unia.be/nl/rechtspraak-alternatieven/ 

rechtspraak/arbeidshof-antwerpen-11-juli-2018 (Zugriff: 19.11.2018).
420	 AG München, 423 C 14869/12, 18.10.2012. 

https://www.unia.be/nl/rechtspraak-alternatieven/rechtspraak/hof-van-beroep-brussel-26-januari-2016
https://www.unia.be/files/Documenten/Rechtspraak/2016_01_26_Brussel.pdf
https://www.unia.be/nl/rechtspraak-alternatieven/
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In Bulgarien wurde eine Diskriminierung aufgrund der Überzeugung durch die Kommission festgestellt, 
weil der Veranstalter eines Schachturniers einem Bewerber die Anmeldung zur Teilnahme an diesem Tur­
nier mehrfach verweigert hatte. Nach Meinung des Klägers waren einige Diskussionen und Kontroversen, 
die Jahre zurücklagen, der Grund für die Ablehnung. Er hatte sich seinerzeit öffentlich ablehnend über die 
Schachspielrichtlinien des Veranstalters geäußert. Der Kläger gab zudem an, dass das Schachspiel für ihn 
nicht nur ein Hobby, sondern eine Ergänzung des Lebensunterhalts darstelle.421

Verglichen mit der gesetzlichen Situation in Deutschland könnte ein solcher Sachverhalt nicht unter das 
Merkmal Weltanschauung fallen. Die Ansichten über die Richtlinien einer Sportart genügen nicht den An­
forderungen des deutschen Begriffsverständnisses der Weltanschauung, da diese eine – ähnlich dem Reli­
gionsbegriff  – unterstellte Geschlossenheit verlangt.422 Nach deutschem Begriffsverständnis stellt die 
Weltanschauung eine innere, gefestigte Lebenseinstellung dar, welche sich nicht nur auf einzelne Lebens­
bereiche bezieht.423 Die Stellungnahme oder das Einnehmen einer ablehnenden Haltung zu der Ausge­
staltung eines Schachturniers stellt gerade keine welterklärende Überzeugung dar, welche sich auf inner­
weltliche Bezüge stützt oder auf eine bestimmte Vorstellung des Menschen zu einer individuellen 
Lebensgestaltung. 

Auch die Entlassung eines Angestellten einer bulgarischen Gemeinde aufgrund seiner politischen Zuge­
hörigkeit zur mazedonischen Bewegung VRMO (eine revolutionäre Bewegung) wurde von der Kommissi­
on als Diskriminierung aufgrund seiner politischen Überzeugung angesehen.424

Nach deutschem Recht könnte eine entsprechende Ungleichbehandlung nicht sanktioniert werden: Der 
Bundesgerichtshof hat ausdrücklich entschieden, dass politische Betätigungen und Überzeugungen nicht 
von dem Merkmal der Weltanschauung erfasst werden.425 Daher würde für diesen Sachverhalt kein Schutz 
durch das AGG bestehen.

421	 Viertes Sitzungsgremium, Entscheidung Nr. 226/2017 Fallakte Nr. 100/2016; Commission for Protection against Discrimination 
(2017): Annual Report for 2017, S. 70.

422	 Ebert/Nomos Kommentar Bürgerliches Gesetzbuch, Handkommentar, AGG, § 1 Rn. 5.
423	 Ebd.
424	 Viertes Sitzungsgremium, Entscheidung Nr. 42/2017 Fallakte Nr. 22/2015; Commission for Protection against Discrimination (2017): 

Annual Report for 2017, S. 65.
425	 BGH, V ZR 115/11, 09.03.2012.
426	 Telefoninterview: Clarke (2018); Ministry of Justice (2018): Tribunals and Gender Recognition Certificate Statistics quarterly:  

April to June 2018, https://www.gov.uk/government/statistics/tribunals-and-gender-recognition-certificate-statistics-quarterly- 
april-to-june-2018, (Zugriff: 20.11.2018); Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombuds­
man to the Parliament 2018, Finland, S. 20 f.; ebenso Telefoninterview: Harms (2018); Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist 
keine Option, S. 64; Commission for Protection against Discrimination (2017): Annual Report for 2017, S. 14.

4.2.4	Behinderung

Das Diskriminierungsmerkmal der Behinderung ist aufgrund der europäischen Richtlinien als Mindest­
vorgabe in allen europäischen Ländern geschützt. Jedoch ist die Ausgestaltung dieses Merkmals in jedem 
der untersuchten Länder individuell und verschiedenartig, sodass im Folgenden auf die relevanten Unter­
schiede zum deutschen AGG eingegangen wird. Diesem Merkmal kommt in allen vier Ländern in der Pra­
xis eine besondere Bedeutung zu, da nach den Erfahrungen der jeweiligen nationalen Gleichstellungsbe­
hörden eine Ungleichbehandlung aufgrund einer Behinderung in der Praxis besonders häufig gerichtlich 
verfolgt wird.426 

Das Antidiskriminierungsgesetz in Finnland schützt neben der Behinderung ausdrücklich das Merkmal 
des Gesundheitszustands. Durch das Allgemeine Antidiskriminierungsbundesgesetz wird im Königreich 

https://www.gov.uk/government/statistics/tribunals-and-gender-recognition-certificate-statistics-quarterly-april-to-june-2018
https://www.gov.uk/government/statistics/tribunals-and-gender-recognition-certificate-statistics-quarterly-april-to-june-2018
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Belgien neben dem Merkmal der Behinderung auch der gegenwärtige und künftige Gesundheitszustand 
geschützt. Das Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung in Bulgarien schützt die Merkmale Behinderung 
und genetische Veranlagung. Damit unterscheidet sich die Gesetzesausgestaltung in Finnland, Belgien 
und Bulgarien von dem deutschen Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz und dem Equality Act 2010 in 
Großbritannien, die jeweils nur die Behinderung schützen. 

Da keine Definition innerhalb der belgischen Gesetze oder Gesetzesmaterialien für den Begriff der Behin­
derung vorliegt, ist aufgrund des Beitritts Belgiens zur UN-Behindertenkonvention der UN-Behinderten­
begriff heranzuziehen. Da auch in Deutschland seit 2009 die UN-Behindertenkonvention gilt, ist die recht­
liche Basis in dieser Hinsicht in Belgien und Deutschland gleichgelagert.

Das bulgarische Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung beinhaltet ebenfalls keine Legaldefinition hin­
sichtlich des Begriffs der Behinderung. Allerdings kann auf das Gesetz zur Integration von Menschen mit 
Behinderung in Bulgarien zurückgegriffen werden, das als weiteres grundlegendes Gleichbehandlungs­
recht gilt.427 In diesem Gesetz wird eine Behinderung als „jeder Verlust oder jede Beeinträchtigung der ana­
tomischen Struktur, Physiologie oder Psychologie eines Menschen“ bezeichnet. Darüber hinaus wird eine 
Person mit einer langfristigen Behinderung definiert als eine Person, deren „Fähigkeiten, Tätigkeiten in der 
für eine gesunde Person möglichen Weise und auf dem für sie möglichen Niveau auszuüben, aufgrund 
einer anatomischen, physiologischen oder geistigen Behinderung dauerhaft eingeschränkt ist und von 
medizinischen Sachverständigen mit einer verminderten Arbeitsfähigkeit oder verminderten Fähigkeit 
zur sozialen Anpassung von 50 Prozent und mehr als 50 Prozent zertifiziert ist“. Diese beiden Definitionen 
sind ebenfalls anwendbar für die Begriffsbestimmung im Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung.428

Der Begriff der Behinderung erfasst damit einen sehr weiten Anwendungsbereich und umfasst jegliche 
Einschränkung unabhängig davon, ob diese langfristig ist. Allerdings besteht kein Bezug zu der Wechsel­
wirkung mit sozialen Barrieren, die ein Hindernis für die Betroffenen darstellen können.429 Anders als in 
Deutschland oder Großbritannien ist keine zeitliche Mindestdauer für das Vorliegen der Beeinträchtigung 
vorgesehen, sodass der Anwendungsbereich als grundsätzlich weitergehend beurteilt werden kann. 

Dagegen ist der Begriff der langfristigen Behinderung an strengere Anforderungen geknüpft, wie zum Bei­
spiel an die zeitliche Komponente einer „dauerhaften Einschränkung“, die jedoch zeitlich unbestimmt ist 
und im Vergleich zu Deutschland einen längeren Zeitraum voraussetzen kann. Darüber hinaus wird für 
eine langfristige Behinderung eine Zertifizierung durch medizinische Sachverständige mit 50 Prozent oder 
mehr verminderter Fähigkeit zur Arbeit oder sozialen Anpassung verlangt. Dies stellt im Vergleich zu 
Deutschland eine ähnliche Regelung zum Begriff der Schwerbehinderung dar.

In Großbritannien ist nach § 6 des Equality Act 2010 ein Mensch mit einer Behinderung vor Diskriminie­
rung geschützt. Das Vorliegen einer Behinderung im Sinne des geschützten Diskriminierungsmerkmals 
wird an die kumulativen Voraussetzungen geknüpft, dass eine physische oder psychische Beeinträchti­
gung vorliegt und die Beeinträchtigung eine erhebliche und langfristig nachteilige Auswirkung auf die 
Fähigkeit der betreffenden Person, normale alltägliche Aktivitäten auszuführen, hat. Dabei bedeutet Lang­
fristigkeit nach der gesetzlichen Definition entweder die Beeinträchtigung für mindestens zwölf Monate 
oder die Wahrscheinlichkeit, dass die Beeinträchtigung mindestens zwölf Monate oder voraussichtlich für 
den Rest des Lebens der betroffenen Person andauern wird. Im Vergleich zu Deutschland knüpft die Defi­
nition der Langfristigkeit damit an einen längeren Zeitraum an. 

427	 Ilieva (2017): Country Report Non-discrimination Bulgaria, S. 31.
428	 Ilieva (2017): Country Report Non-discrimination Bulgaria, S. 34.
429	 Ebd.
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Nach dem Rechtsverständnis in Finnland ist eine Person, die aufgrund einer Erkrankung mit langfristigen 
Schwierigkeiten in seinem/ihren alltäglichen Leben konfrontiert ist, als behinderte Person definiert.430 Ein 
zeitliches Mindestmaß, in dem die Einschränkung mindestens vorliegen muss, besteht demnach – im Ge­
gensatz zu der deutschen Definition nach dem SGB IX beziehungsweise BGG und der Rechtslage in Groß­
britannien – nicht. 

Dabei stellt die Verweigerung angemessener Vorkehrungen und Einrichtungen für Menschen mit Behin­
derung zudem ausdrücklich eine Diskriminierung wegen Behinderung in Finnland dar. 431 Im deutschen 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ist eine solche Verpflichtung zu angemessenen Vorkehrungen 
nicht ausdrücklich vorgesehen. Nur in § 12 Absatz 1 AGG findet sich ein Bezug auf erforderliche Maßnah­
men zum Schutz vor Benachteiligungen wegen einer der in § 1 AGG genannten Gründe. Es ist jedoch un­
geklärt, ob diese genannten „erforderlichen“ Maßnahmen auch angemessene Vorkehrungen im Sinne des 
Diskriminierungsschutzes für das Merkmal der Behinderung erfassen. Daher wird Deutschland in Bezug 
auf die mangelnde Umsetzung hinsichtlich der Verpflichtung zu angemessenen Vorkehrungen kritisiert.432 
Damit bietet das finnische Antidiskriminierungsrecht ein höheres Schutzniveau für das Diskriminierungs­
merkmal Behinderung. Dies gründet sich einerseits auf das Begriffsverständnis, das für das Vorliegen einer 
Behinderung gerade kein zeitliches Mindestmaß vorsieht, in dem die Einschränkung mindestens vorlie­
gen muss, andererseits auf die Verpflichtung zur Vornahme angemessener Vorkehrungen. 

Im Wege der gesetzlichen Definition wird im Equality Act 2010 in Großbritannien für bestimmte Krank­
heitsbilder/Diagnosen die Annahme einer Behinderung im gesetzlichen Sinne konstituiert, ohne dass die 
anderen gesetzlichen Voraussetzungen dafür nachweisbar vorliegen müssen. In diesem Zusammenhang 
ist besonders Nummer 6 der Anlage 1 des Equality Act 2010 bedeutsam. Danach gelten eine HIV-Infektion, 
Krebs und Multiple Sklerose ab Diagnose als Behinderung im Sinne des Gleichstellungsgesetzes 2010. An­
ders als im deutschen Recht werden diese genannten Krankheitsformen automatisch als Behinderung im 
Sinne des Antidiskriminierungsrechts qualifiziert und erhalten ohne den Nachweis des Vorliegens weiterer 
Voraussetzungen sofort ab Diagnose den gesetzlichen Schutz der Behinderung. Im Gegensatz zu Deutsch­
land ist dieser Schutz ausdrücklich im Gesetz verankert und muss nicht erst durch die Rechtsprechung im 
Einzelfall festgestellt werden. Dies unterstützt den_die Betroffenen_e und sichert ihm/ihr einen starken 
Diskriminierungsschutz.

Diskriminierungen zum Beispiel aufgrund einer HIV-Infektion werden in Finnland unter das Merkmal 
des Gesundheitszustands gefasst. Eine feststehende Definition liegt jedoch nicht vor, ab welchem Zeit­
punkt der Gesundheitszustand relevant im Sinne des finnischen Antidiskriminierungsgesetzes ist, insbe­
sondere ab welchem Schweregrad ein pathologisch krankhafter Zustand das Merkmal des Gesundheits­
zustands erfüllt.433 Ebenso kommt es regelmäßig zu Überschneidungen mit dem Merkmal der Behinderung, 
wobei der Schutzbereiches des Gesundheitszustands jedoch grundsätzlich weiter gefasst ist.434 Da trotz des 
weiteren Schutzbereiches des Merkmals des Gesundheitszustands die Zahl der Anfragen, die in den Jahren 
von 2015 bis 2017 bei dem Ombudsmann für Nichtdiskriminierung einging, deutlich hinter denjenigen 

430	 Finnish Human Rights Centre (2015): Questionnaire to NHRIs on the right of persons with disabilities to social protection, 
2535/9C/2015, https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwjsjKjH3v7dAhWLFSwKHRv_ 
ChgQFjAAegQICRAC&url=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FSocialProtection 
%2FNHRI%2FNHRIFinland_ENG.docx&usg=AOvVaw1IVgSVTBFcpm_pe605FgYm (Zugriff: 11.10.2018).

431	 Finnish Human Rights Centre (2016): Questionnaire on “disability-inclusive policies”, IOK/14/2016, S. 3,  
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=3&ved=2ahUKEwicj_OP0f7dAhVJ2SwKHcOlDicQFjACegQIBxAC 
&url=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FDisabilityInclusivePolicies%2FNHRI% 
2FNHRI%2520Finland_ENG.docx&usg=AOvVaw1AArTmdqlBj8lx5MDDwDtY (Zugriff: 11.10.2018).

432	 Fuerst/StichwortKommentar Behindertenrecht, Gleichheit, Rn.19.
433	 Telefoninterview: Hiltunen (2018).
434	 Telefoninterview: Harms (2018).

https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwjsjKjH3v7dAhWLFSwKHRv_ChgQFjAAegQICRAC&url=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FSocialProtection%2FNHRI%2FNHRIFinland_ENG.docx&usg=AOvVaw1IVgSVTBFcpm_pe605FgYm
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwjsjKjH3v7dAhWLFSwKHRv_ChgQFjAAegQICRAC&url=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FSocialProtection%2FNHRI%2FNHRIFinland_ENG.docx&usg=AOvVaw1IVgSVTBFcpm_pe605FgYm
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwjsjKjH3v7dAhWLFSwKHRv_ChgQFjAAegQICRAC&url=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FSocialProtection%2FNHRI%2FNHRIFinland_ENG.docx&usg=AOvVaw1IVgSVTBFcpm_pe605FgYm
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=3&ved=2ahUKEwicj_OP0f7dAhVJ2SwKHcOlDicQFjACegQIBxAC&url=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FDisabilityInclusivePolicies%2FNHRI%2FNHRI%2520Finland_ENG.docx&usg=AOvVaw1AArTmdqlBj8lx5MDDwDtY
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=3&ved=2ahUKEwicj_OP0f7dAhVJ2SwKHcOlDicQFjACegQIBxAC&url=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FDisabilityInclusivePolicies%2FNHRI%2FNHRI%2520Finland_ENG.docx&usg=AOvVaw1AArTmdqlBj8lx5MDDwDtY
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=3&ved=2ahUKEwicj_OP0f7dAhVJ2SwKHcOlDicQFjACegQIBxAC&url=https%3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FDisabilityInclusivePolicies%2FNHRI%2FNHRI%2520Finland_ENG.docx&usg=AOvVaw1AArTmdqlBj8lx5MDDwDtY
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Anfragen zurückbleibt, die sich auf das Merkmal der Behinderung bezogen, lässt sich ableiten, dass das 
Merkmal Gesundheitszustand in der Praxis keine herausragende Stellung besitzt.435

Insoweit kann es in Finnland bei der Beurteilung einer HIV-Infektion, je nach Schweregrad der Auswir­
kungen der Infektion, ebenfalls zu Überschneidungen mit dem Merkmal der Behinderung kommen.436 
Jene Überschneidungen werden teilweise kritisiert, da in der Praxis nicht immer eindeutig differenzierbar 
ist, ob im Einzelfall eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung oder aufgrund des Gesundheits­
zustands vorliegt. Dies kann mitunter zu Rechtsunsicherheit führen.437

In Belgien wurde der Fall einer HIV-infizierten Klägerin als Diskriminierung aufgrund des Gesundheits­
zustands gewertet, da ihr die Beklagte, eine Versicherungsgesellschaft, aufgrund des nicht abschätzbaren 
Risikos keinen Versicherungsschutz gewährt hatte.438

Das deutsche Bundesarbeitsgericht hat die HIV-Erkrankung auch ohne symptomatische Erscheinungen 
als einzige Erkrankung ausdrücklich als Behinderung im Sinne des Allgemeinen Gleichbehandlungsgeset­
zes eingestuft.439 Aufgrund der stigmatisierenden Vorbehalte in der Gesellschaft würde die gesellschaftli­
che Teilhabe eingeschränkt und so die Definition der Behinderung erfüllt. Der Schutz vor Diskriminierung 
wegen einer HIV-Erkrankung ist in Deutschland gewährleistet.

Überschneidungen gibt es auch hinsichtlich des Merkmals Adipositas. In Großbritannien werden Fallge­
staltungen mit Bezug auf Adipositas unter dem Merkmal Behinderung diskutiert. Jedoch wird Adipositas 
nicht per se als Behinderung in Großbritannien qualifiziert, sondern es kommt auf die daraus resultieren­
den Beeinträchtigungen an (wie zum Beispiel Mobilitätseinschränkung oder Atembeschwerden) und nicht 
auf die zugrundeliegende Erkrankung, ob diese als Behinderung anzusehen ist.440 

Das äußere Erscheinungsbild wird in Großbritannien nicht ausdrücklich gesetzlich geschützt, gleichwohl 
ergibt sich eine Anknüpfung über den Begriff der schweren Entstellung im Rahmen des Merkmals der Be­
hinderung. In diesem Zusammenhang wird allerdings gesetzlich in der Rechtsverordnung zur Definition 
des Begriffs der Behinderung klargestellt, dass eine schwere Entstellung dann nicht als erheblich nachtei­
lig im Sinne des Behindertenbegriffs zu qualifizieren ist, wenn diese aus Tattoos, die nicht beseitigt wurden, 
oder Körperpiercings zu dekorativen oder anderen nicht-medizinischen Zwecken bestehen.441 

Ähnlich ist es in Belgien. Hier besteht hinsichtlich einer möglichen Schutzbereichserfassung in Bezug auf 
das äußere Erscheinungsbild durch den Behinderungsbegriff eine Diskussion.442 Im Rahmen der aktuellen 
Gesetzeslage werden in Belgien Tattoos, Piercings und Ähnliches nicht vom äußeren Erscheinungsbild 
umfasst, sofern keine „krankheitlichen“ Ausprägungen vorliegen. 

435	 Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 21.
436	 Telefoninterview: Hiltunen (2018); Harms (2018).
437	 Ministerium für Wirtschaft und Beschäftigung Finnland (2012): Discrimination in the Finnish Labor Market, An Overview and a Field 

Experiment on Recruitment, S. 73.
438	 Unia (2017): Erstmals verurteilt ein Gericht eine Versicherung, die sich geweigert hatte, eine HIV-infizierte Frau zu versichern, 

23.06.2017, https://www.unia.be/de/artikel/erstmals-verurteilt-ein-gericht-eine-versicherung-die-sich-geweigert-hatte-eine-hiv- 
infizierte-frau-zu-versichern (Zugriff: 19.11.2018); Handelsgericht Brüssel, R.G. A/161005917, 23.06.2017.

439	 BAG, 6 AZR 190/12, 19.12.2013.
440	 Office for Disability Issues, HM Government (2011): Equality Act 2010 Guidance on matters to be taken into account in determining 

questions relating to the definition of disability, A 8., https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/
attachment_data/file/570382/Equality_Act_2010-disability_definition.pdf (Zugriff: 20.11.2018).

441	 Abschnitt 2, Nummer 5, the Equality Act 2010 (Disability) Regulations 2010 (Rechtsverordnung zur Behinderung).
442	 Telefoninterview: Aendenboom (2018); Roets (2018).

https://www.unia.be/de/artikel/erstmals-verurteilt-ein-gericht-eine-versicherung-die-sich-geweigert-hatte-eine-hiv-
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Die deutsche Rechtslage ist insoweit sehr ähnlich. Auf eine Krankheit zurückzuführende äußere Erschei­
nungsbilder wie deutlich sichtbare Narben und Akne sind dann vom Behinderungsbegriff erfasst, wenn sie 
auch sonst die Anforderungen des Behinderungsbegriffs erfüllen und nicht nur bereits aufgrund des Vor­
handenseins. 

Überschneidungen zwischen den Merkmalen Behinderung und Gesundheitszustand kann es auch in Fäl­
len von Adipositas geben, soweit ein gewisser Grad erreicht ist.443

In Belgien werden Fälle mit Bezug zu Adipositas im Wege der Rechtsentwicklung durch die Rechtspre­
chung unter den Begriff der Behinderung sowie unter das Merkmal der körperlichen Eigenschaften ge­
fasst.444 Im Fall eines Bewerbers für eine Stelle als Fahrlehrer wurde dieser auf sein hohes Körpergewicht 
angesprochen und mit dem Verweis auf sein nicht angemessenes Erscheinungsbild und der Äußerung des 
Vorschlags, dass er eine Gewichtsabnahme in Erwägung ziehen solle, als Bewerber abgelehnt. Das Gericht 
qualifizierte in diesem Fall Adipositas als Behinderung sowie als ein „körperliches Merkmal“.445

Nach deutschem Recht könnte dieser Sachverhalt ebenfalls als Diskriminierung aufgrund einer Behinde­
rung gewertet werden, wenn die Anforderungen an den Begriff der Behinderung im Einzelfall erfüllt sind. 
Insoweit muss dafür eine körperliche beziehungsweise berufliche Einschränkung vorliegen. So erfüllt 
auch eine drittgradige Adipositas diese Kriterien jedoch nicht.446 

Allerdings bietet die belgische Rechtsordnung eine weitere Schutzoption mit dem zusätzlichen Merkmal 
der körperlichen Eigenschaft, falls das Übergewicht im Einzelfall nicht auch als Behinderung eingeordnet 
werden kann. Da in Deutschland die körperliche Eigenschaft nicht ausdrücklich geschützt ist, kommt 
nach deutscher Rechtslage, wenn überhaupt, ein Schutz nur über das Merkmal Behinderung in Betracht.

In Deutschland werden chronische Krankheiten dann als Behinderung im Sinne des Allgemeinen Gleich­
behandlungsgesetzes verstanden, wenn die gesellschaftliche Teilhabe durch die Erkrankung eingeschränkt 
ist und es sich um eine langfristige Einschränkung von mindestens sechs Monaten handelt. Werden die 
Anforderungen im Einzelfall erfüllt, so liegt auch nach deutscher Gesetzeslage eine Behinderung vor. Inso­
weit muss dafür eine körperliche beziehungsweise berufliche Einschränkung vorliegen. 

Damit werden zum Beispiel eine HIV-Infektion und Adipositas in Belgien und Bulgarien sowie in Groß­
britannien ebenso wie in Deutschland rechtlich als Behinderung angesehen. Es wird nicht die Krankheit 
an sich geschützt, sondern es kommt darauf an, dass die Kriterien des Behinderungsbegriffs erfüllt werden. 
Darüber hinaus können in Finnland Fälle der HIV-Infektion und Adipositas sowohl unter den Behinde­
rungsbegriff oder unter das Merkmal des Gesundheitszustands gefasst werden. 

Auch besteht in Großbritannien eine klare Rechtslage in Bezug auf Suchtkrankheiten. Es werden bestimm­
te Suchtkrankheiten aus dem Behindertenbegriff ausgeklammert, sodass die Abhängigkeit von Alkohol, 
Nikotin oder einer anderen Substanz keine Beeinträchtigung im Sinne des Behindertenbegriffs des Equa­
lity Act 2010 darstellt. Nach der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung447 in Deutschland hingegen sind Dro­
genabhängige als behinderte Menschen im Sinne von § 2 Absatz 1 SGB IX anzusehen, was als Indikation für 

443	 Telefoninterview: Hiltunen (2018).
444	 Arbeitsgericht Lüttich, R.G. 15/167/A, 20.06.2016; Arbeitsgerichtshof Lüttich, 12.10.2017; https://www.unia.be/nl/ 

rechtspraak-alternatieven/rechtspraak/arbeidshof-luik-12-oktober-2017 (Zugriff: 19.11.2018). 
445	 Ebd. 
446	 OVG Lüneburg, 5 LC 216/10, 31.07.2012.
447	 BAG, 10 AZR 188/03, 14.01.2004.
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die Bewertung einer Ungleichbehandlung nach dem AGG gewertet werden kann. An dieser Stelle kann der 
Schutzumfang im deutschen Recht als weitergehender betrachtet werden.

Weiter gewährt das Antidiskriminierungsrecht in Belgien auch Schutz für das Merkmal des gegenwärtigen 
und zukünftigen Gesundheitszustands. Dieses Merkmal wird als „der aktuell diagnostizierte körperliche 
und geistige Krankheitszustand oder den künftigen oder im Normalfall zu erwartende Gesundheitszu­
stand“ definiert.448 Oftmals liegen sowohl das Diskriminierungsmerkmal der Behinderung als auch der Ge­
sundheitszustand gleichzeitig vor. Ein eigenständiger Anwendungsbereich des Merkmals des Gesundheits­
zustands wird aber zum Beispiel in Bezug auf kurzfristige Erkrankungen gesehen. Bei chronischen oder 
degenerativen Krankheiten sowie psychischen Erkrankungen kann auch das Merkmal der Behinderung 
einschlägig sein. Allerdings hat ein Gericht zum Beispiel die Entlassung aus dem Arbeitsverhältnis auf­
grund einer Krebserkrankung als eine Diskriminierung aufgrund des Gesundheitszustands gewertet.449

Eine Diskriminierung aufgrund des Gesundheitszustands wurde in Belgien beispielsweise angenommen, 
als ein Arbeitgeber eine Arbeitnehmerin entlassen hatte, nachdem die Arbeitnehmerin sich nach einer 
Möglichkeit einer Teilzeitanstellung aufgrund einer Sehnenscheidenentzündung erkundigt hatte. Eine Be­
hinderung wurde vom Gericht abgelehnt, da es nach dessen Ansicht an ausreichenden Beweisen für einen 
nachhaltigen Charakter der Krankheit fehlte. Allerdings wurde eine Diskriminierung aufgrund des Ge­
sundheitszustands angenommen.450 

Da in Deutschland der Gesundheitszustand nicht ausdrücklich geschützt ist, könnte dieser Sachverhalt in 
Deutschland nur unter dem Merkmal der Behinderung gefasst werden. Dafür müssten jedoch die Voraus­
setzungen des Behinderungsbegriffs erfüllt werden; insbesondere müsste eine körperliche Beeinträchti­
gung vorliegen, die die betroffene Person langfristig an einer gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell­
schaft hindert. 

In Fällen, in denen eine Erkrankung nach belgischem Recht nicht die Anforderungen des Behinderungs­
begriffs erfüllt, besteht daher die Möglichkeit, den Fall unter die Merkmale des Gesundheitszustands oder 
der körperlichen oder genetischen Eigenschaften zu subsumieren. Diese Option besteht im deutschen 
Antidiskriminierungsrecht dagegen nicht. Gleichwohl zeigt die dargestellte Rechtslage in Belgien, dass ge­
rade im Bereich von Erkrankungen nicht von vornherein klar abgegrenzt werden kann, ob das Merkmal 
der Behinderung oder des Gesundheitszustands gegeben ist.

Als Schutzlücke wird im belgischen Recht bemängelt, dass der vergangene Gesundheitszustand nicht im 
Katalog der geschützten Diskriminierungsmerkmale aufgeführt ist.451 Zur Verdeutlichung dieser Schutz­
lücke wird das Beispiel angeführt, dass eine Person gerade nicht den Schutz des Diskriminierungsmerk­
mals Gesundheitszustand besitzt, wenn diese Person von der in der Vergangenheit bestehenden Krebser­
krankung genesen ist, der Arbeitgeber gleichwohl einen Rückfall erwartet und dadurch diese Person 
nachteilhaft behandelt.452

Neben der Behinderung und dem Gesundheitszustand werden in Belgien körperliche oder genetische Ei­
genschaften selbständig als Merkmale im Allgemeinen Antidiskriminierungsbundesgesetz geschützt.  

448	 Unia, weitere Diskriminierungsmerkmale, https://www.unia.be/de/diskriminierungsgruende/ 
weitere-diskriminierungsmerkmale#Gesundheitszustand (Zugriff: 19.10.2018). 

449	 Unia (2016): Arbeitgeber wegen Entlassung aufgrund von Krebs verurteilt, 20.12.2016, https://www.unia.be/de/artikel/ 
arbeitgeber-wegen-entlassung-aufgrund-von-krebs-verurteilt (Zugriff: 19.10.2018).

450	 Unia, Tribunal du Travail de Bruxelles, 16 septembre 2016, https://www.unia.be/fr/jurisprudence-alternatives/jurisprudence/
tribunal-du-travail-bruxelles-16-septembre-2016 (Zugriff: 20.11.2016).

451	 Telefoninterview: Aendenboom (2018); Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist keine Option, S. 68.
452	 Telefoninterview: Aendenboom (2018).
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Jedoch wurden im Jahr 2017 bei der Unia nur 23 Akten mit Bezug zu diesen Merkmalen im Vergleich zu 
2.244 Akten insgesamt bearbeitet.453 Daraus lässt sich eine eher untergeordnete praktische Relevanz dieser 
Merkmale ableiten. 

Ein exemplarisches Beispiel für eine Diskriminierung aufgrund einer körperlichen oder genetischen Ei­
genschaft stellte in Belgien die Beendigung eines Arbeitsvertrages unter Verweis auf die angeborene Fehl­
bildung des Handgelenks eines Beschäftigten dar. Der Arbeitgeber war der Meinung, dass der Betroffene 
das Geschäft nicht angemessen repräsentiere und ihm die vollständige Erfüllung seiner Aufgaben nicht 
möglich sei.454 Das Gericht hat seine Entscheidung damit begründet, dass der Arbeitgeber nicht berechtigt 
sei, eine_n Arbeitnehmer_in aufgrund einer körperlichen oder genetischen Eigenschaft und/oder einer 
vermeintlichen Behinderung anders zu behandeln, um den etwaigen Bedürfnissen der Kolleg_innen oder 
Kund_innen nachzukommen.455

Aus der Perspektive des deutschen Antidiskriminierungsrechts könnten solche Fallkonstellationen über 
den Begriff der Behinderung geschützt werden. Dabei käme es jedoch auf den Einzelfall an, inwiefern die 
Anforderungen des Behinderungsbegriffs nach dem deutschen Begriffsverständnis erfüllt sind.

Ein ähnlicher Diskriminierungsaspekt ist in Bulgarien mit dem Merkmal der genetischen Veranlagung ge­
schützt. Dieses Merkmal wurde in Bulgarien erst nachträglich am 1. Januar 2005 ergänzt. Nach dem Gesetz 
zum Schutz gegen Diskriminierung stellt die genetische Veranlagung oder das menschliche Genom die 
Summe aller Gene in einem einzigen (diploiden) Chromosomensatz eines Individuums dar.456 

Da sich die bulgarische Gleichstellungsbehörde in den Jahren 2016 und 2017 mit keinem einschlägigen Fall 
auseinanderzusetzen hatte457, ist ein eigenständiger Anwendungsbereich neben der Behinderung sowie 
dem Auffangtatbestand – unter anderem gemessen an dem fehlenden Beschwerdeaufkommen – eher be­
schränkt zu beurteilen. 

In Finnland sah das zuständige nationale Schiedsgericht für Nichtdiskriminierung und Gleichstellung in 
der Nichtbereitstellung ausreichend barrierefrei zugänglicher Sanitäranlagen durch ein Restaurant eine 
Diskriminierung aufgrund einer Behinderung.458 In einem weiteren Fall kam das Schiedsgericht zu dem 
Schluss, dass es ebenfalls eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung darstelle, wenn eine Bank 
nicht für eine technische Umsetzung sorge, die es ihren sehbehinderten Kund_innen ermögliche, am On­
line-Banking teilzunehmen.459 Zur Begründung verwies das Gericht auf die grundsätzliche Bedeutung der 
Nutzung von Online-Banking-Dienstleistungen in Finnland, da ein Großteil der alltäglichen Dienstleis­
tungen, beispielsweise die Bezahlung von Einkäufen, Rechnungen, Buchungen sowie anderer Serviceleis­
tungen, nur durch solche genutzt werden könnten. Schließlich seien die im Rahmen des Online-Bankings 

453	 Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist keine Option, S. 68.
454	 Arbeitsgericht Brügge, No. 12/2552/A, 20.12.2013, https://www.equalitylaw.eu/downloads/1036-be-93-store-manager-found- 

guilty-of-discrimination-based-on-congenital-hand-deformities (Zugriff: 06.11.2018).
455	 Ebd.
456	 Zusatzbestimmungen § 1 Absatz 14 Bulgarisches Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung.
457	 Commission for Protection against Discrimination (2017): Annual Report for 2017, S. 14; Commission for Protection against 

Discrimination (2016): Annual Report for 2016, S. 22 f.
458	 Finnish Human Rights Centre (2016): Questionnaire on “disability-inclusive policies”, IOK/14/2016, https://www.google.de/

url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=3&ved=2ahUKEwicj_OP0f7dAhVJ2SwKHcOlDicQFjACegQIBxAC&url=https% 
3A%2F%2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FDisabilityInclusivePolicies%2FNHRI%2FNHRI%2520Finland_
ENG.docx&usg=AOvVaw1AArTmdqlBj8lx5MDDwDtY, S. 4 (Zugriff: 11.10.2018).

459	 Finnish Human Rights Centre (2016): Questionnaire on “disability-inclusive policies”, IOK/14/2016, https://www.google.de/
url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=3&ved=2ahUKEwicj_OP0f7dAhVJ2SwKHcOlDicQFjACegQIBxAC&url=https%3A%2F% 
2Fwww.ohchr.org%2FDocuments%2FIssues%2FDisability%2FDisabilityInclusivePolicies%2FNHRI%2FNHRI%2520Finland_ENG.
docx&usg=AOvVaw1AArTmdqlBj8lx5MDDwDtY, S. 4 (Zugriff: 11.10.2018).
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hinterlegten Anmeldeinformationen das am häufigsten genutzte Instrument zur elektronischen Identifi­
zierung.460

Beide genannten Fälle fallen nach deutschem Rechtsverständnis nicht unter den Schutz des AGG, denn im 
deutschen Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ist eine Verpflichtung zu angemessenen Vorkehrungen 
nicht ausdrücklich vorgesehen. Nur in § 12 Absatz 1 AGG findet sich ein Bezug auf erforderliche Maßnah­
men zum Schutz vor Benachteiligungen wegen einer der in § 1 AGG genannten Gründe.461 Jedoch gilt § 12 
Absatz 1 AGG nur im Rahmen der Beschäftigung und verpflichtet lediglich Arbeitgeber. Allerdings wird 
von der Regelung des § 12 AGG nicht die Pflicht zur Schaffung angemessener Vorkehrungen erfasst.462 Ins­
gesamt wird Deutschland in Bezug auf die mangelnde Umsetzung hinsichtlich der Verpflichtung zu an­
gemessenen Vorkehrungen kritisiert.463 

Der Verkauf von drei Sitzplätzen zum vollen Preis durch eine finnische Airline an einen Passagier, dessen 
Beine mit Streben ausgestattet waren, sodass er sich nicht in eine sitzende Position beugen konnte, stellte 
nach Ansicht des zuständigen Gerichts ebenfalls eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung dar. 
Die Forderung der Fluggesellschaft, dass der Betroffene drei volle Sitzplätze zahlen müsse, sei mit einer 
solch hohen finanziellen Belastung verbunden, dass dies letztendlich einem kompletten Ausschluss des 
Betroffenen von der Serviceleistung gleichkäme. Jener Fall ist jedoch noch nicht rechtskräftig entschieden, 
da die Airline gegen die gerichtliche Entscheidung Berufung eingelegt hat.464

In einem anderen Fall hat das befasste finnische Gericht eine privat geführte Designschule wegen einer 
Diskriminierung aufgrund einer Behinderung verurteilt, weil die Schule ihr Angebot auf einen Studien­
platz zurückgezogen hatte, nachdem sie von der Gehörlosigkeit eines Bewerbers und der hiermit verbun­
denen Notwendigkeit eines Dolmetschers erfahren hatte. Des Weiteren sah das Gericht hierin eine Dis­
kriminierung aufgrund des Merkmals der Sprache, das nach dem finnischen Antidiskriminierungsgesetz 
ebenfalls ausdrücklich geschützt wird. Die Rechtfertigung, dass in dem Klassenraum nicht ausreichend 
Platz für den Dolmetscher sei, wurde von dem Gericht nicht akzeptiert. Das Gericht entschied, dass der 
Schulleiter und der Geschäftsführer insbesondere nicht ihrer Pflicht zur Bereitstellung eines ausreichend 
barrierefreien Zugangs nachgekommen seien.465 

Aus der Perspektive des deutschen Antidiskriminierungsrechts betrachtet, wäre in diesem Fall allein ein 
Schutz über das Merkmal der Behinderung möglich, da das Diskriminierungsmerkmal der Sprache nicht 
von § 1 AGG erfasst wird. 

In Bulgarien hat die bulgarische Gleichstellungsbehörde eine Diskriminierung aufgrund einer Behinde­
rung angenommen, weil ein Klempner nach einem erlittenen Herzinfarkt mit Hinweis auf seine Arbeits­
untauglichkeit von seinem Arbeitgeber entlassen worden war. Trotz gerichtlicher Verfügung, den  

460	 Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 33.
461	 Fuerst/StichwortKommentar Behindertenrecht, Angemessene Vorkehrungen, Rn. 2.
462	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2018): Angemessene Vorkehrungen als Diskriminierungsdimension im Recht – Menschen­

rechtliche Forderungen an das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, S. 72, 74.
463	 Fuerst/StichwortKommentar Behindertenrecht, Gleichheit, Rn.19.
464	 Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 44; 

Uutiset (2017): Ombusman: Finnair demanded physically-challenged passenger pay for three tickets to fly, https://yle.fi/uutiset/
osasto/news/ombudsman_finnair_demanded_physically-challenged_passenger_pay_for_three_tickets_to_fly/9641867 (Zugriff: 
28.02.2019).

465	 Bezirksgericht Helsinki, R15/8331, 01.02.2016 – R15/8331; Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimi­
nation Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 29; Uutiset (2016): Design school fined in deaf discrimination case,  
https://yle.fi/uutiset/osasto/news/design_school_fined_in_deaf_discrimination_case/8643275 (Zugriff: 15.10.2018); European 
Network of Legal Experts in Gender Equality and Non-Discrimination, News Report, https://www.equalitylaw.eu/downloads/ 
3750-finland-design-school-convicted-for-discrimination-of-a-deaf-student-pdf-83-kb (Zugriff: 28.02.2019).
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Betroffenen wieder einzustellen, zahlte der Arbeitgeber dem Klempner ein Gehalt unterhalb des Mindest­
lohns und enthielt ihm andere Leistungen vor.466 Auch darin wurde eine Diskriminierung aufgrund einer 
Behinderung gesehen. Damit hat die bulgarische Gleichstellungsbehörde klargestellt, dass die Folgen eines 
Herzinfarktes und die daraus folgende erwartete eingeschränkte Arbeitsleistung vom Behinderungsbegriff 
umfasst sind. 

Unter Zugrundelegung des deutschen Behinderungsbegriffs könnten die Folgen eines Herzinfarktes je 
nach anhaltenden Einschränkungen der körperlichen oder psychischen Funktion im Arbeitsalltag eben­
falls als Behinderung verstanden werden. 

Ein ähnlicher Fall ist aus Belgien bekannt: Dort wurde die Weigerung eines Arbeitgebers, nach Rückkehr 
einer von einer Krebserkrankung genesenen Verkäuferin die Arbeitsbedingungen anzupassen, wie bei­
spielsweise eine Reduzierung der Arbeitszeit zu bewilligen, als Diskriminierung aufgrund einer Behinde­
rung qualifiziert. Damit wurden die bleibenden Folgen einer Krebserkrankung erstmals als Behinderung 
in Belgien anerkannt.467

Auch in Bulgarien hat die Kommission in einem Fall entschieden, dass es sich bei Krebs um eine Behinde­
rung handele. Drei enge Verwandte von erkrankten, bereits verstorbener Krebspatienten, welche aufgrund 
ihres Wohnortes in einer kleineren Stadt in Bulgarien keinen Zugang zu der gleichen Krebsbehandlung 
hatten wie Patient_innen in einer Großstadt, machten eine Diskriminierung aufgrund von Behinderung 
geltend. Zur Begründung verwiesen sie darauf, dass Patient_innen auf dem Land sich mit veralteten Be­
handlungsmethoden zufriedengeben müssten und darüber hinaus nicht über alternative Therapiemög­
lichkeiten, welche in den Großstädten angeboten würden, informiert würden. Die Feststellung einer Dis­
kriminierung wurde hier damit begründet, dass dadurch, dass Krebspatient_innen die bestmöglichsten 
Behandlungsmethoden vorenthalten würden sowie ein bedrohliches Umfeld für Krebspatient_innen ge­
schaffen würde, der Gesundheitsminister die Pflicht zur Durchführung positiver und besonderer Maß­
nahmen verletzt habe. Gleichzeitig hat das befasste Berufungsgericht in seinem Urteil betont, dass einige 
Krebserkrankungen den internationalen Behinderungsbegriff erfüllen.468 An dieser Rechtsprechung hal­
ten die obersten zuständigen Gerichte fest, sodass einige Formen und Stadien von Krebs den Behinde­
rungsbegriff erfüllen.469

466	 Fünftes Sitzungsgremium, Entscheidung Nr. 98/2017 Fallakte Nr. 345/2016; Commission for Protection against Discrimination 
(2017): Annual Report for 2017, S. 74.

467	 Unia (2018): Richter stuft Folgen von Krebs erstmals als Behinderung ein, 12.03.2018, https://www.unia.be/de/artikel/ 
richter-stuft-folgen-von-krebs-erstmals-als-behinderung-ein (Zugriff: 19.10.2018). 

468	 Supreme Administrative Court, N 3498/2014, 26.01.2015, https://www.equalitylaw.eu/downloads/31-15-bg-nd-cancer-treatments 
(Zugriff: 06.11.2018). 

469	 Ilieva (2017): Country Report Non-discrimination Bulgaria, S. 35.

4.2.5	Zusätzliche Merkmalskategorien 

Über die bereits diskutierten Merkmale hinaus weisen die Antidiskriminierungsgesetze der vier unter­
suchten EU-Mitgliedstaaten weitere, zusätzlich geschützte Diskriminierungsmerkmale auf, die über die 
Mindestanforderungen der EU-Richtlinien hinausgehen. Jedoch lassen sich diese zusätzlichen Merkmale 
jeweils zu übergeordneten Merkmalskategorien zusammenfassen.

Ehestand/Familienstand
Unter der Merkmalskategorie Ehestand/Familienstand lassen sich in einigen Ländern die zusätzlichen 
Diskriminierungsmerkmale Ehestand und Lebenspartnerschaft, Personenstand, Familienstand sowie fa­
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miliäre Beziehung bündeln, die alle nicht im deutschen Merkmalskatalog enthalten und demnach in 
Deutschland nicht geschützt sind. 

Großbritannien schützt ausdrücklich das Merkmal Ehestand oder Lebenspartnerschaft, wonach Personen 
geschützt werden, die verheiratet sind oder in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft gemäß des briti­
schen Lebenspartnerschaftsgesetzes 2004 leben.470 Dagegen fällt der Status „unverheiratet“ oder „Single“ 
nicht in den Schutzumfang dieses Diskriminierungsgrundes. Ebenfalls nicht von diesem Merkmal ge­
schützt sind Personen, die verlobt sind und beabsichtigten zu heiraten oder eine eingetragene Lebenspart­
nerschaft einzugehen, oder die geschieden sind oder deren eingetragene Lebenspartnerschaft aufgelöst 
wurde. 

Allerdings scheint dieses Merkmal in der Rechtspraxis wenig relevant zu sein, denn die Equality and Hu­
man Rights Commission gibt an, dass ihr Fälle mit Bezug zu diesem Diskriminierungsmerkmal nicht ge­
läufig seien.471

Vor diesem Hintergrund vertritt Professorin Lucy Vickers für die britische Rechtslage die Ansicht, dass eine 
Änderung des Merkmals „Ehe und Lebenspartnerschaft“ geboten sei, da von diesem bestehenden Merkmal 
bisher gerade nicht Alleinstehende umfasst würden. Um hier einen breiteren Anwendungsbereich zu 
schaffen, sodass auch Alleinstehende vom Schutz des Antidiskriminierungsrechts profitieren können, 
schlägt sie das Merkmal „Familienstand“ vor.472

In Belgien wird das Merkmal Personenstand geschützt. Allerdings liegt aktuelle Rechtsprechung für dieses 
Merkmal kaum vor. In einem bekannten Fall aus dem Jahr 1977 hatte eine katholische Einrichtung von 
ihrem Personal erwartet, dass die katholische Lebensweise und Gepflogenheiten in deren täglichem Leben 
Eingang fanden. Dementsprechend wurden in Arbeitsverträgen Beendigungsklauseln aufgenommen, 
welche bei Verfehlung eines katholischen Lebensstils eine Kündigung vorsahen. Lebte ein Paar unverhei­
ratet mit einem Kind zusammen, lag nach dem Arbeitsvertrag ein Kündigungsgrund vor. Diese entspre­
chende Beendigungsklausel hat das Gericht als Diskriminierung aufgrund des Personenstandes sowie der 
Religion bewertet.473

Die praktische Bedeutung dieses Merkmals wird jedoch als verhältnismäßig gering in Belgien eingestuft474, 
da in der Praxis Sachverhalte oftmals gleichzeitig durch sogenannte „bewährte Merkmale“ abgedeckt wer­
den, das heißt beispielsweise solche, welche im Rahmen der EU-Richtlinien geschützt werden. In dem zu­
vor aufgeworfenen Beispiel war gleichzeitig das Diskriminierungsmerkmal der Religion betroffen. 

Das Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung in Bulgarien schützt den Familienstand als zusätzliches 
Diskriminierungsmerkmal. Dabei erstreckt sich der Begriff des Familienstandes auf den Status eines Ehe­
partners, das tatsächliche Zusammenleben oder zum Beispiel auf die Betreuung eine_r Angehörigen, wel­
che_r aufgrund von zunehmendem Alter oder Behinderungsgrad Unterstützung braucht.475 

Eine Diskriminierung aufgrund des Familienstandes wurde beispielsweise hinsichtlich der gesetzlichen 
Regelung über die Finanzierung von Studierenden und Doktorand_innen in Bulgarien festgestellt, die  

470	 Equality and Human Rights Commission (2011): Equality Act 2010, Employment Statutory Code of Practice, S. 36, Nr. 2.31 ff.,  
www.equalityhumanrights.com/sites/default/files/employercode.pdf (Zugriff: 20.11.2018); Explanatory notes to Equality Act 2010, 
§ 8, Nr. 44 ff., http://www.legislation.gov.uk/ukpga/2010/15/notes (Zugriff: 20.11.2018).

471	 Telefoninterview: Clarke (2018).
472	 Telefoninterview: Vickers (2018). 
473	 Telefoninterview: HVG Law (2018).
474	 Telefoninterview: Aendenboom (2018).
475	 Zusatzbestimmungen § 1 Absatz 13 Bulgarisches Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung.
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Personen mit Kindern bevorzugte. So übernahm der Staat nach dieser Regelung den Restschuldenbetrag 
eines Darlehens unter der Voraussetzung, dass zwei Kinder innerhalb von fünf Jahren nach Ablauf der 
Rückzahlungsfrist geboren oder adoptiert werden.476 

Nach dieser Entscheidung beinhaltet der Schutzbereich des Familienstandes in Bulgarien nunmehr auch 
Benachteiligungen, die sich aus der Eigenschaft als Elternteil als solche aus der Anzahl der Kinder oder für 
kinderlose Personen ergeben. Fruchtbare Frauen wurden gegenüber solchen, die entweder überhaupt kei­
ne Familie planen oder solchen, bei denen die Familienplanung mehr Zeit beansprucht, benachteiligt. Da­
mit nimmt die Kommission eine Konkretisierung der Legaldefinition des Familienstandes aus dem Gesetz 
zum Schutz gegen Diskriminierung vor. In einer weiteren Entscheidung verdeutlichte die Kommission, 
dass die Behauptung der Unfruchtbarkeit eine Diskriminierung aufgrund des Familienstandes darstellt. 
Dies fand im Kontext einer Mehrfachdiskriminierung statt, im Rahmen derer darüber hinaus noch die 
ethnische Zugehörigkeit, der ethnische Hintergrund sowie der Personenstand relevant waren.477

Damit erstreckt sich das Merkmal neben dem personenrechtlichen Status auch auf die jeweiligen tatsäch­
lichen Familienverhältnisse und die Pflege von Angehörigen. Dabei ist das Merkmal nicht nur auf minder­
jährige Angehörige beschränkt, sondern gilt auch für die Pflege von volljährigen Angehörigen, die auf Be­
treuung und Unterstützung angewiesen sind. 

Sozioökonomischer Status/Soziale Herkunft
In der nationalen wie auch internationalen Wissenschaft und Forschung wird vielfach die Einführung ei­
nes sozioökonomischen Merkmals gefordert. Unter diese Merkmalskategorie fallen die Merkmale Vermö­
gen/Vermögensstand, Geburt, soziale Herkunft, Bildung, persönlicher oder öffentlicher Status oder der 
Begriff der sozioökonomischen Nachteile, die in unterschiedlicher Konstellation in den untersuchten Län­
dern existieren. 

Die Antidiskriminierungsgesetzgebung in Belgien schützt die Merkmalskategorie des sozioökonomischen 
Status durch die verschiedenen Merkmale: Vermögen, Geburt oder soziale Herkunft. 

Unter dem Begriff Vermögen wird in Belgien „die Verfügbarkeit finanzieller Mittel, gleich welcher Art“ ver­
standen.478 Dieses Merkmal erfasst insgesamt zahlreiche Fallvarianten, die im Zusammenhang mit sozio­
ökonomischen Nachteilen stehen.479 Insbesondere komme es vermehrt zu Ungleichbehandlungen von 
Obdachlosen und anderen Personen aus schwächer gestellten Gesellschaftsschichten. Diese Fälle würden 
in Statistiken jedoch nur zu einem Bruchteil berücksichtigt, da die Diskriminierten ihre Rechte selten ge­
richtlich geltend machten beziehungsweise sich an keine Beschwerdestelle wendeten.480 

Besonders häufig werden entsprechende Ungleichbehandlungen auf dem Wohnungsmarkt genannt. Oft 
lehnt es der_die Vermieter_in ab, Wohnungen an Personen zu vermieten, die keine Arbeit haben und bei­
spielsweise ein Eingliederungseinkommen oder Arbeitslosengeld beziehen, obwohl die Finanzmittel für 
die Miete ausgereicht hätten.481 In einem Fall wurde ein Eigentümer wegen Diskriminierung aufgrund 

476	 Commission for Protection against Discrimination (2016): Annual Report for 2016, S. 45, Entscheidung Nr. 216/2016 Fallakte 
Nr. 425/2014.

477	 Gremium für Mehfachdiskriminierung, Entscheidung 299/2017 Fallakte Nr. 185/2016; Commission for Protection  
against Discrimination (2017): Annual Report for 2017, S. 142 f. 

478	 Unia, weitere Diskriminierungsmerkmale, https://www.unia.be/de/diskriminierungsgruende/ 
weitere-diskriminierungsmerkmale#Vermoegen (Zugriff: 19.10.2018).

479	 Telefoninterview: HVG Law (2018).
480	 Telefoninterview: Roets (2018). 
481	 Unia, weitere Diskriminierungsmerkmale, https://www.unia.be/de/artikel/lieber-keine-mieter-mit- 

eingliederungseinkommen-oder-arbeitslosengeld (Zugriff: 19.10.2018).
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des Vermögens verurteilt, weil er nur an Personen vermietete, die einen unbefristeten Arbeitsvertrag vor­
weisen konnten.482 Nach belgischem Recht darf der_die Vermieter_in sich zwar über das Einkommen der 
potenziellen Mieter informieren, jedoch muss auf dieser Grundlage eine objektive Abwägung stattfinden, 
ob die zur Verfügung stehenden Mittel für die Miete ausreichten oder nicht. Es dürfen keine Personen 
pauschal aufgrund der Tatsache abgewiesen werden, weil sie Arbeitslosengeld oder andere soziale Hilfs­
zahlungen beziehen.483 Auch der Anknüpfungspunkt des Wohnortes beziehungsweise Wohnviertels kann 
in der Praxis zu einer Ungleichbehandlung wegen des Vermögens führen.484 

Hervorzuheben ist an dieser Stelle jedoch, dass der Diskriminierungsschutz für das Merkmal Vermögen 
im belgischen Recht aufgrund einer umfassenden Rechtsfertigungsmöglichkeit gleichzeitig wieder ein­
geschränkt wird, da beispielsweise bei der Vermietung von Wohnraum „eine unterschiedliche Behand­
lung im Hinblick auf die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen und ausgewogener 
Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Verhältnisse zulässig“ 
ist. 

Zum Teil ähnliche Sachverhalte wie in Belgien werden in Bulgarien mit dem Merkmal Vermögensstand 
geschützt. Grundsätzlich werden viele Beschwerden mit Bezug zum Vermögensstand bei der Kommissi­
on verzeichnet. Insbesondere innerhalb des Gesundheitswesens sollen grobe Umgangsweisen gegenüber 
Personen mit einem geringen Vermögensstand auftreten.485

Eine im Jahr 2016 eingelegte Beschwerde war gegen eine gesetzliche Bestimmung gerichtet, die Eigentü­
mer_innen von Fahrzeugen mit einer Motorleistung von bis zu 74 kW steuerliche Anreize gewährte. Ei­
gentümer_innen von Fahrzeugen mit einer Motorleistung von mehr als 74 kW erhielten diese Steuerver­
günstigung nicht. Diesbezüglich entschied die Kommission, dass nicht jede Differenzierung oder 
Bevorzugung einer bestimmten Bevölkerungsgruppe eine Diskriminierung darstelle und vor allem dann 
nicht, wenn – wie in diesem Fall – die Ungleichbehandlung durch ein legitimes Ziel objektiv gerechtfer­
tigt und die Mittel zu ihrer Erreichung angemessen und notwendig seien.486

Im Vergleich zu dem Begriffsverständnis in anderen EU-Mitgliedstaaten umfasst der Vermögensstand 
nach bulgarischem Begriffsverständnis einen relativ engen Anwendungsbereich. So wird in Belgien dar­
unter zum Beispiel auch eine Benachteiligung aufgrund des Erhalts von Arbeitslosengeld, aufgrund des 
Wohnortes oder des sozioökonomischen Lebensstandards gefasst. Innerhalb der bulgarischen Rechts­
ordnung werden Ungleichbehandlungen, die nicht speziell finanziellen, sondern anderweitigen sozio­
ökonomischen Ursprungs sind, entweder als Diskriminierung aufgrund des persönlichen Status verstan­
den (zum Beispiel Wohnort) oder als Diskriminierung aufgrund des öffentlichen Status (bei 
Ungleichbehandlungen wegen des Berufs). Der Anwendungsbereich des Merkmals Vermögensstand un­
terscheidet sich bei gleicher Begrifflichkeit im jeweiligen nationalen Antidiskriminierungsrecht in Belgien 
und Bulgarien.

In Deutschland ist das Vermögen beziehungsweise der Vermögensstand nicht ausdrücklich im § 1 AGG 
genannt. Vermögen/Vermögensstand kann als Teilaspekt des sozioökonomischen Status verstanden wer­
den; da jedoch auch der sozioökonomische Status nicht vom deutschen AGG erfasst wird, besteht für 
Deutschland kein Schutz für das Merkmal Vermögen/Vermögensstand. 

482	 Amtsgericht Namur, R.G. 305/15, 05.05.2015. 
483	 Unia, weitere Diskriminierungsmerkmale, https://www.unia.be/de/artikel/lieber-keine-mieter-mit- 

eingliederungseinkommen-oder-arbeitslosengeld (Zugriff: 19.10.2018).
484	 Telefoninterview: Roets (2018).
485	 Bulgarian Commission for Protection against Discrimination (2016): Annual Report for 2016, S. 62.
486	 Ebd., S. 62.
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In Belgien wird ferner das Merkmal der sozialen Herkunft ausdrücklich geschützt, welches einen Anknüp­
fungspunkt zu sozioökonomischen Eigenschaften bietet. Die soziale Herkunft wird dabei in der Gesetzesbe­
gründung zum Allgemeinen Antidiskriminierungsbundesgesetz als „Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Klasse“ definiert.487 „Dieses Merkmal soll Personen schützen, die aufgrund ihrer sozioökonomi­
schen Situation oder ihrer Zugehörigkeit zu einer sozialen Schicht benachteiligt werden“.488 Ein klassisches 
Anwendungsbeispiel für dieses Diskriminierungsmerkmal ist der Fall, in dem ein_e Bewerber_in, der bei­
spielsweise aus einer Arbeiterfamilie stammt, aufgrund der Zugehörigkeit zu dieser bestimmten sozialen 
Schicht abgelehnt wird. Die üblichen Umstände, mit denen die soziale Herkunft im umgangssprachlichen 
Gebrauch in Verbindung gebracht wird – wie zum Beispiel, ob jemand aus einer armen oder reichen Familie 
stammt -, sind vielmehr von den Diskriminierungsmerkmalen der Geburt und des Vermögens erfasst.489 Es 
gilt also ein entsprechend enger Anwendungsbereich des Merkmals der sozialen Herkunft.

Jedoch wurde der Schutzbereich dieses Merkmals durch die Rechtsprechung zunehmend erweitert. Ein 
potenzieller Arbeitnehmer wurde aufgrund der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Familie vom Arbeitge­
ber abgelehnt, weil der Arbeitgeber der Ansicht war, dass der Betroffene zu einer „unehrlichen“ Familie ge­
höre. Der beklagte Arbeitgeber argumentierte, dass die Eigenschaft „Abkömmling einer bestimmten Fami­
lie“ zu sein, nicht unter den Begriff der sozialen Herkunft falle. Dagegen hat das Gericht entschieden, dass 
der Familienname vom Schutzbereich der sozialen Herkunft sowie der Geburt umfasst sei.490

Insgesamt gibt es wenige Praxisfälle bezüglich der sozialen Herkunft in Belgien.491 Lediglich 25 Fälle ver­
zeichnete die Unia im Jahr 2017 mit Bezug zu jenem Merkmal von insgesamt 2.244 Fällen492, sodass dieses 
Merkmal in der belgischen Rechtspraxis keine wesentliche Bedeutung zu besitzen scheint. 

Die Unia bewertet den Anwendungsbereich des Begriffs der sozialen Herkunft als zu restriktiv und strebt 
die Harmonisierung des Merkmals soziale Herkunft an, indem die Formulierung „Herkunft und soziale 
Lage (möglicherweise auch sozialer Status)“ vorgeschlagen wird. Diese sei nach Ansicht der Unia weitgehen­
der. Zum besseren Verständnis führt die Unia ein Fallbeispiel an, in dem eine Person aufgrund seiner krimi­
nellen Vergangenheit aus dem Arbeitsverhältnis entlassen wurde, obwohl die maßgebliche Straftat mit der 
Beschäftigung in keinerlei Zusammenhang stand. In einer solchen Konstellation könne im Rahmen einer 
restriktiven Auslegung des Begriffs der sozialen Herkunft keine Diskriminierung geltend gemacht werden. 
Mit entsprechender Umsetzung des Vorschlags könnten sodann auch Personen mit einem Strafregisterein­
trag Diskriminierungsschutz beanspruchen.493

Aus der Perspektive des deutschen AGG besteht für das Merkmal soziale Herkunft kein entsprechender 
Schutz, denn ein Merkmal, dass sich auf den sozioökonomischen Hintergrund bezieht, ist nicht in § 1 AGG 
verankert.

Als drittes Merkmal mit sozioökonomischem Bezug schützt Belgien das Merkmal der Geburt. Mangels vor­
handener gesetzlicher Definition kann jedoch kein abgegrenzter Anwendungsbereich für das Merkmal der 
Geburt ausgemacht werden. Ein solcher ist jedoch zumindest in Grundzügen an einschlägigen Fällen fest­
zumachen. 

487	 Abgeordnetenkammer 2006-2007, Gesetzesentwurf 2722/001, S. 17-18.
488	 Unia, weitere Diskriminierungsmerkmale, https://www.unia.be/de/diskriminierungsgruende/weitere-diskriminierungsmerkmale 

(Zugriff: 19.10.2018).
489	 Telefoninterview: HVG Law (2018).
490	 Cour du travail de Liege, 2017/CL/6, 28.11.2018 https://www.unia.be/files/Documenten/Rechtspraak/

Cour_du_Travail_Liège__28_november_2018.pdf (Zugriff: 03.07.2019).
491	 Unia (2017): Evaluation- rapport d’Unia approuvé par le Conseil d’administration le 16 février 2017, S. 66.
492	 Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist keine Option, S. 68.
493	 Unia (2017): Evaluation- rapport d’Unia approuvé par le Conseil d’administration le 16 février 2017, S. 66.
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Wie bereits in dem im Rahmen der sozialen Herkunft beschriebenen Urteil494 dargelegt, handelt es sich bei 
einer Ungleichbehandlung aufgrund des Familiennamens auch um eine Diskriminierung aufgrund der 
Geburt. Darüber hinaus wird vertreten, dass das Diskriminierungsmerkmal Geburt neben dem Merkmal 
Vermögen insbesondere auch Ungleichbehandlungen sozioökonomischen Ursprungs in dem Sinne 
schützt, ob jemand aus reicheren oder ärmeren Verhältnissen stammt.495 

Als ein weiteres Merkmal, das als ein Aspekt des sozioökonomischen Status angesehen werden kann, wird 
in Bulgarien die Bildung geschützt. Es werden regelmäßig Beschwerden bei der Kommission erhoben, wel­
che die Voraussetzung eines bestimmten Bildungsstandes oder einer bestimmten Berufserfahrung für 
eine zu besetzende Stelle zum Gegenstand haben.496 Dabei tritt das Diskriminierungsmerkmal der Bildung 
häufig in Kombination mit anderen Merkmalen in Form einer Mehrfachdiskriminierung auf.497

Beispielsweise hat die Kommission eine Diskriminierung aufgrund der Bildung in einem Fall angenom­
men, indem ein Unternehmen aufgrund einer neuen, von der Regierung vorgenommenen Berufsklassifi­
zierung eine neue Organisationsstruktur verabschiedet hatte. In der Folge hatte das Unternehmen zahl­
reiche, nur mit Grundschulbildung beschäftigte Arbeitnehmer_innen entlassen, da diese nach der aktuellen 
Klassifizierung nicht mehr den erforderlichen Bildungsgrad für die ausgeübte Beschäftigung aufwiesen.498

Dagegen hat die Kommission im Jahr 2016 im Fall einer Lehrerin eine Diskriminierung abgelehnt. Die 
Klägerin bewarb sich auf eine ausgeschriebene Stelle als Lehrerin für den Biologie- und Chemieunterricht, 
für die ein Bachelorabschluss gefordert wurde. Obwohl die Klägerin sogar über einen höherwertigen Mas­
terabschluss in Biologie, eine Teilzeitausbildung zur Chemielehrerin und Berufserfahrung verfügte, wurde 
sie nicht eingestellt. Dagegen wehrte sich die Klägerin und trug vor, dass ihr Diplom nicht von der Schule 
berücksichtigt worden sei. Die Kommission begründete ihre ablehnende Entscheidung damit, dass dem 
einstellenden Schulleiter bei der Zuweisung der Stelle ein Ermessensspielraum zustehe. Im Rahmen dieses 
Ermessens habe er die Diplome der Klägerin berücksichtigt, sich dann jedoch für einen besser (in Chemie) 
qualifizierten Lehrer entschieden.499 

Im deutschen Antidiskriminierungsrecht wird der Bildungsstatus nicht durch ein Diskriminierungsmerk­
mal erfasst. Da auch der sozioökonomische Status, der teilweise auch Bildung umfasst, kein Diskriminie­
rungsmerkmal in Deutschland ist, wird Bildung eines Menschen nach dem deutschen Recht – im Gegen­
satz zum bulgarischen Recht – nicht geschützt.

Als weiteres Merkmal sozioökonomischen Ursprungs ist in Bulgarien der persönliche oder öffentliche Sta­
tus geschützt. Dabei bietet das Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung keine Definition für das Merk­
mal des persönlichen oder öffentlichen Status. 

Der persönliche Status stellt eine Art Gesamtschau mehrerer Eigenschaften einer Person dar. Eine klare 
Unterscheidung des persönlichen und öffentlichen Status ist jedoch kaum möglich.500 Zwar gibt es typi­
sche Fallkonstellationen, in denen eine Ungleichbehandlung einem der beiden Merkmale eindeutig zu­

494	 Cour du travail de Liege, 2017/CL/6, 28.11.2018, https://www.unia.be/files/Documenten/Rechtspraak/ 
Cour_du_Travail_Liège__28_november_2018.pdf (Zugriff: 03.07.2019).

495	 Telefoninterview: HVG Law (2018).
496	 Commission for Protection against Discrimination (2017): Annual Report for 2017, S. 151. 
497	 Telefoninterview: EY Bulgarien (2018).
498	 Viertes Sitzungsgremium, Entscheidung 206/2017 Fallakte Nr. 307/2011; Commission for Protection against Discrimination (2017): 

Annual Report for 2017, S. 69.
499	 Zweites Sitzungsgremium, Entscheidung 135/2016 Fallakte Nr. 393/2014; Commission for Protection against Discrimination (2016): 

Annual Report for 2016, S. 23.
500	 Telefoninterview: Lazarova (2018).
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geordnet werden kann. Allerdings fungieren sowohl der öffentliche als auch der persönliche Status als eine 
Art Auffangtatbestand für typische soziale Eigenschaften einer Person.

Darüber hinaus soll nach der Einschätzung von Expert_innen dem persönlichen Status auch die Erkran­
kung Adipositas und andere körperlich abweichende Ausprägungen zuzuordnen sein.501 In Deutschland 
wird Adipositas dagegen – je nach Erfüllung der Anforderungen des Behindertenbegriffs – unter das Dis­
kriminierungsmerkmal der Behinderung subsumiert.502 

In der Negativabgrenzung ist das soziale Umfeld nicht vom persönlichen Status erfasst503, sodass gerade der 
Wohnort nicht in den Schutzbereich dieses Merkmals fällt.504 

Eine Diskriminierung aufgrund des persönlichen Status wurde in einem Fall angenommen, in dem einer 
Mutter mit einem Kinderwagen der Zutritt zu einem Supermarkt verweigert worden war. Sie sollte diesen 
entweder vor dem Supermarkt stehen lassen oder überhaupt nicht eintreten. Die Entscheidung wurde 
damit begründet, dass die Klägerin anders behandelt worden sei als die anderen Kund_innen. Dagegen 
könnten nicht der Familienstand und das Alter herangezogen werden, da die diskriminierende Benachtei­
ligung im vorliegenden Fall nicht alle Mütter oder Eltern mit Kindern im Allgemeinen betreffe, sondern 
nur jene, welche einen Kinderwagen benutzten. Darüber hinaus beinhalte der persönliche Status die Aus­
übung des Rechts, freien Zugriff auf Dienstleistungen und Waren zu haben.505

Neben dem persönlichen Status wird in einigen Konstellationen auch auf das Merkmal des öffentlichen 
Status in Bulgarien zurückgegriffen. Insbesondere wird der Beruf unter das Merkmal des öffentlichen Sta­
tus subsumiert. Dies wird mit dem Hinaustreten über die persönliche Sphäre und der Ausstrahlungswir­
kung einer Beschäftigung auf die gesellschaftliche Stellung einer Person begründet.506 Auch das Recht auf 
Arbeit und die Ausübung der Beschäftigung sei als Teil des Inhalts des öffentlichen Status geschützt.507

Auch wird nach der bulgarischen Rechtsprechung der Besitz eines Universitätsabschlusses einer bestimm­
ten Universität dem öffentlichen Status zugerechnet. In einem Fall hat das Gericht entschieden, dass die 
Stellenausschreibung sowie eine darauf basierende Ablehnung eines Bewerbers mit Begründung, dass die­
ser kein Diplom einer bestimmten Universität besaß, eine Diskriminierung aufgrund des öffentlichen Sta­
tus darstelle. Es sei ungerechtfertigt anzunehmen, dass der Erwerb eines Diploms von einer anderen als der 
in der Stellenausschreibung angegebenen Bildungseinrichtung bedeute, dass dem Bewerber ausreichende 
Fähigkeiten für die Stelle fehlten.508 

Insgesamt wird der Anwendungsbereich des persönlichen Status als überaus weit bewertet.509 Es wird aber 
darauf hingewiesen, dass mit einer extensiven Auslegung stets die Gefahr einer Ausuferung einhergehe. 
Das theoretische Risiko entstehe durch den umfassenden Interpretationsspielraum für die Rechtsanwen­
der_innen durch das dennoch relativ offene Begriffsverständnis des persönlichen Status.510 

501	 Telefoninterview: Beispielsweise: Mihailova (2018).
502	 ArbG Darmstadt, 6 Ca 22/13, 12.06.2014.
503	 Commission for Protection against Discrimination (2016): Annual Report for 2016, S. 32. 
504	 Supreme Administrative Court, N 3498/2014, 26.01.2015, https://www.equalitylaw.eu/downloads/31-15-bg-nd-cancer-treatments 

(Zugriff: 06.11.2018). 
505	 Drittes Sitzungsgremium, Entscheidung 126/2016 Fallakte Nr. 03/2015; Commission for Protection against Discrimination (2016): 

Annual Report for 2016, S. 33. 
506	 Beschluss Nr. 61, 15.04.2007; Commission for Protection against Discrimination (2016): Annual Report for 2016, S. 31 f. 
507	 Commission for Protection against Discrimination (2016): Annual Report for 2016, S. 33.
508	 Regional Court Plovdiv, Urt. Nr. 158, 06.01.2006.
509	 Commission for Protection against Discrimination (2016): Annual Report for 2016, S. 33.
510	 Telefoninterview: Lazarova (2018).
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Der öffentliche Status ist etwas deutlicher abgrenzbar, da sich dieser auf die öffentliche Stellung des Men­
schen in der Gesellschaft bezieht und von der Rechtsprechung darunter ausschließlich Eigenschaften wie 
der Beruf, ein Diplom und Ähnliches gefasst werden. 

Diskriminierungen, welche aufgrund des persönlichen oder öffentlichen Status einer Person erfolgen, 
werden im Rahmen des deutschen Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes durch keines der vorhande­
nen Diskriminierungsmerkmale geschützt. Auch im Zuge einer erweiterten Auslegung könnte keines der 
aktuell geschützten Merkmale des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes einen Anknüpfungspunkt für 
derartige Ungleichbehandlungen bieten. Zwar wäre es möglich, zum Beispiel den Wohnort durch eine 
großzügige Auslegung unter das Merkmal Vermögen (so in Belgien möglich) zu subsumieren.511 Dafür bie­
tet jedoch die deutsche Gesetzeslage aktuell keinen Gestaltungsspielraum, da es an einem vorhandenen 
Merkmal, wie zum Beispiel dem Vermögen oder dem sozioökonomischen Status fehlt, unter das subsu­
miert werden könnte.

Im Zusammenhang mit der Diskussion zu Merkmalen mit Bezug zum sozioökonomischen Status sei der 
Vollständigkeit halber auf die in Großbritannien in § 1 des Equality Act 2010 geregelte Pflicht für den öf­
fentlichen Bereich hinzuweisen. Danach sind bestimmte öffentliche Stellen verpflichtet, bei strategischen 
Entscheidungen – wie zum Beispiel hinsichtlich der Festlegung von Prioritäten und Zielen – zu berück­
sichtigen, wie ihre Entscheidungen dazu beitragen können, die mit sozioökonomischen Nachteilen ver­
bundenen Ungleichheiten abzubauen. 

Jedoch sind sozioökonomische Nachteile gerade nicht als Diskriminierungsmerkmal in Großbritannien 
geschützt. Gleichwohl wird – obwohl keine gesetzliche Definition der sozioökonomischen Nachteile vor­
liegt – im Ergänzungsdokument zum Gesetz ausgeführt, dass zu diesen Nachteilen Ungleichheiten in den 
Bereichen Bildung, Gesundheit, Wohnen, Kriminalität oder andere Fragen im Zusammenhang mit sozio­
ökonomischen Nachteilen gehören können. Es ist Aufgabe der öffentlichen Stellen zu bestimmen, welche 
sozioökonomischen Ungleichheiten sie beeinflussen können.512

Allerdings ist diese Pflicht nicht in allen Landesteilen in Kraft getreten, nur in Schottland ist diese Ver­
pflichtung der öffentlichen Stellen seit April 2018 wirksam.513 Allerdings ist auch hier keine eindeutige 
Definition der sozioökonomischen Nachteile verankert; vielmehr wird darauf verwiesen, dass sozioöko­
nomische Nachteile aus verschiedenen Faktoren, darunter Armut, Gesundheit, Bildung, eingeschränkte 
gesellschaftliche Mobilität, Unterbringung oder mangelnde Aussichten, bestehen können.514

Dadurch zeigt sich, dass der Begriff der sozioökonomischen Nachteile vielfältige Aspekte der Lebensum­
stände betroffener Personen erfasst. Exemplarisch und gerade nicht abschließend werden die Faktoren 
Armut, Gesundheit, Bildung, Wohnen, gesellschaftliche Mobilität genannt, die zu sozioökonomischen Be­
nachteiligungen führen können. Insoweit liegt keine trennscharfe Definition dieser Nachteile vor, sondern 
es bleibt im Einzelfall Interpretationsspielraum. 

511	 Telefoninterview: Roets (2018).
512	 Explanatory notes to Equality Act 2010, § 1, Nr. 23 – Examples, http://www.legislation.gov.uk/ukpga/2010/15/notes 

(Zugriff: 20.11.2018).
513	 Equality and Human Rights Commission (2018): Socio-economic Requirements, S. 4.
514	 Equality and Human Rights Commission (2018): Socio-economic Requirements, S. 1.

http://www.legislation.gov.uk/ukpga/2010/15/notes
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4.2.6	Auffangtatbestand im offenen Strukturmodell

515	 Telefoninterview: Hiltunen (2018).
516	 Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 20 f.
517	 Telefoninterview: Hiltunen (2018); Non-Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to 

the Parliament 2018, Finland, S. 32.
518	 Europäische Kommission (2015): Special Eurobarometer 437, Discrimination in the EU in 2015, Report, S. 80.
519	 Telefoninterview: Hiltunen (2018).
520	 Artikel 4 Absatz 1 Bulgarisches Gesetz zum Schutz gegen Diskriminierung.

Zwei der untersuchten EU-Mitgliedstaaten, Finnland und Bulgarien, haben jeweils ein offenes Merkmal­
system gesetzlich etabliert. In der jeweiligen Merkmalsliste ist ein allgemeines Merkmal als Auffangtatbe­
stand vorgesehen. 

Das Antidiskriminierungsgesetz in Finnland schützt insoweit auch vor etwaigen Diskriminierungen auf­
grund von anderen persönlichen Merkmalen, die nicht näher definiert sind. Erfasst werden soll im Sinne 
eines allgemeinen Auffangtatbestands vielmehr grundsätzlich alles, was als möglicher Diskriminierungs­
grund in Betracht kommen kann.515

Ein Großteil der Beratungsanfragen, die in den letzten drei Jahren bei dem Ombudsmann für Nichtdis­
kriminierung eingingen, bezog sich auf den Diskriminierungsgrund der anderen persönlichen Merkmale. 
Hierbei handelte es sich insbesondere um Diskriminierungen aufgrund des Wohnsitzes, aufgrund von 
Arbeitslosigkeit, wegen strafrechtlicher Vorgeschichten oder vorheriger Gefängnisstrafen sowie aufgrund 
von Drogenmissbrauch. Hinzu kamen Fälle von möglichen Diskriminierungen wegen eingetragener Zah­
lungsunfähigkeit oder fehlender Aufenthaltsgenehmigung.516 Ein Fall, in welchem bei der Einstufung der 
Kreditwürdigkeit durch die Bank mitunter das Wohngebiet des_der Antragsstellers_in von Bedeutung war, 
wurde als Diskriminierung aufgrund eines anderen persönlichen Merkmals verstanden. Hierbei lagen For­
men der Mehrfachdiskriminierung vor, da die Faktoren Alter, Geschlecht und Sprache eine zusätzliche 
Rolle spielten.517

Im Rahmen einer Studie zu Diskriminierungserfahrungen im Arbeitsleben in den einzelnen EU-Mitglied­
staaten gaben 61 Prozent der finnischen Befragten an, dass die generelle physische Erscheinung eines/r 
Bewerbers_in im beruflichen Wettbewerb von besonderer Bedeutung sei.518 Dieses äußere Erscheinungs­
bild kann als anderes persönliches Merkmal im Sinne des finnischen Antidiskriminierungsgesetzes ein­
geordnet werden.519

Ferner werden offensichtlich Teilaspekte des sozioökonomischen Status in Finnland über den Auffangtat­
bestand der anderen persönlichen Merkmale abgedeckt, beispielsweise Diskriminierungen aufgrund des 
Wohnsitzes oder aufgrund von Arbeitslosigkeit. Das deutsche AGG kann einen vergleichbaren Schutz vor 
Diskriminierung aufgrund des sozioökonomischen Status mangels entsprechender Merkmale derzeit 
nicht bieten.

In Bulgarien wird der Auffangtatbestand des Merkmalskatalogs als „weitere Eigenschaften“ bezeichnet. 
Dieses Merkmal soll all jene Ungleichbehandlungen erfassen, welche vom Anwendungsbereich eines der 
ausdrücklich genannten Diskriminierungsmerkmale nicht erfasst werden. Gemeint sind jedoch nicht 
sämtliche denkbaren Eigenschaften, sondern lediglich solche, die im Rahmen von internationalen Ab­
kommen, denen Bulgarien verpflichtet ist, oder solche, die in nationalen Gesetzen vor Diskriminierung 
geschützt werden.520 Dazu gehören beispielsweise die Europäische Menschenrechtskonvention, der Inter­
nationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte, der Internationale Pakt über wirtschaftliche, sozia­
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le und kulturelle Rechte sowie das Internationale Abkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendis­
kriminierung. 

Beispielsweise kann eine HIV-Infektion als Eigenschaft unter den Auffangtatbestand gefasst werden.521 
Möglicherweise könnten auch Ungleichbehandlungen aufgrund des äußeren Erscheinungsbildes (bei­
spielsweise in Bezug auf Tattoos und Piercings) unter den Auffangtatbestand subsumiert werden; mangels 
hierzu existierender Rechtsprechung kann dazu jedoch keine verbindliche Aussage getroffen werden.522 
Insgesamt sind Urteile, in welchen als maßgebliches Diskriminierungsmerkmal tatsächlich dieser Auf­
fangtatbestand herangezogen wurde, nicht bekannt.

Die Ausgestaltungen eines allgemeinen Merkmals durch einen Auffangtatbestand in Finnland und Bulga­
rien sind ein Beispiel, wie ein geöffneter Merkmalskatalog entsprechend gesetzlich und praktisch umge­
setzt werden kann. 

521	 Telefoninterview: Mihailova (2018).
522	 Ebd.
523	 Hingegen sind keine Daten über entsprechende Verfahren vor den Zivilgerichten in Großbritannien verfügbar; McColgan/Vickers 

(2017): Country Report Non-discrimination United Kingdom, S. 70 f.
524	 Pyper/McGuiness/Brown (2017): Briefing Paper Nr. 7081 “Employment tribunal fees”, S. 13, http://researchbriefings.files.parliament.

uk/documents/SN07081/SN07081.pdf (Zugriff: 20.11.2018).

4.3	 Beschwerde- beziehungsweise Klage
aufkommen im Antidiskriminierungsrecht  
in den untersuchten Jurisdiktionen

Im Rahmen der Feldanalyse wurde auch das Beschwerde- beziehungsweise Klageaufkommen im Antidis­
kriminierungsrecht der vier in die Studie einbezogenen EU-Mitgliedstaaten untersucht. Daraus ergibt sich 
unter anderem ein Einblick über die praktische Relevanz von gesetzlich geschützten Merkmalen, die über 
den Merkmalskatalog des § 1 AGG hinausgehen. 

Insgesamt ist für alle vier EU-Mitgliedstaaten ein deutlicher Anstieg an Beschwerden und Fallakten bei den 
nationalen Gleichstellungsbehörden in den letzten Jahren zu erkennen. 

In Großbritannien besteht die Besonderheit, dass ein rückläufiger Trend für die Anzahl der Klagen im Be­
reich des Antidiskriminierungsrechts vor britischen Arbeitsgerichten523 erkennbar ist, der sich im Zeit­
raum von 2013 bis 2017 gezeigt hat. Dies lässt sich mit der Einführung von Gerichtsgebühren für die Ar­
beitsgerichtsbarkeit im Juli 2013 begründen. Danach sanken die Zahlen der Gerichtsverfahren stark ab. 
Nachdem nunmehr der Supreme Court im Juli 2017 die Gerichtsgebühren für die Arbeitsgerichtsbarkeit 
für rechtswidrig erklärt hat, steigen die Fallzahlen wieder an, bleiben jedoch bisher hinter den Fallzahlen 
vor der Einführung der Gerichtsgebühren im Jahr 2013 zurück.524 

Weiterhin ist aus den jeweiligen statistischen Erhebungen über das Klageaufkommen ablesbar, dass be­
sonders häufig die Merkmale relevant sind, die durch die EU-Richtlinien vorgegeben sind, insbesondere 
das Merkmal Behinderung.

In Großbritannien betreffen neben dem Merkmal der Behinderung viele Klagen das Diskriminierungs­
merkmal Geschlecht, wobei die ausgewiesenen Zahlen zum Merkmal „Geschlecht“ auch noch Verfahren 

http://researchbriefings.files.parliament.uk/documents/SN07081/SN07081.pdf
http://researchbriefings.files.parliament.uk/documents/SN07081/SN07081.pdf
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zum Merkmal der Geschlechtsangleichung und Ehestand oder Lebenspartnerschaft umfassen. Auffallend 
ist in diesem Zusammenhang die geringe Quote an erfolgreichen Verfahren im Vergleich zu der dagegen 
hohen Vergleichsquote. Dies wird damit begründet, dass häufig keine Bereitschaft der klagenden Partei 
besteht, die zusätzliche Anhörungsgebühr zu zahlen, oder dass das kostenfreie und freiwillige Schlich­
tungsverfahren genutzt wird, das durch die britische ACAS-Organisation (Advisory, Conciliation and Arbi­
tration Service) angeboten wird.525

In Finnland betreffen die meisten Anfragen an den Ombudsmann für Nichtdiskriminierung im Zeitraum 
2015 bis 2017 neben dem Merkmal der Behinderung vor allem die Merkmale Herkunft und andere persön­
liche Merkmale. Hieraus zeigt sich, dass die Merkmale ethnische Herkunft und Behinderung in der Praxis 
besonders bedeutsam sind. Hervorzuheben ist dabei auch die Bedeutung der „anderen persönlichen Merk­
male“ als sogenannter Auffangtatbestand. Da dieser Auffangtatbestand von allen Anfragen den drittgröß­
ten Bereich darstellt und damit häufig herangezogen wird, scheint dieser eine bedeutende Rolle im Rah­
men der finnischen Rechtspraxis einzunehmen. 

Das interföderale Zentrum für Chancengleichheit (Unia) in Belgien hat im Jahr 2017 insgesamt 6.602 Mel­
dungen erhalten, aus denen 2.244 Fallakten eröffnet wurden. Dabei betrafen die meisten Fallakten die auf 
rassistische Diskriminierungen bezogenen Merkmale, gefolgt von dem Merkmal der Behinderung und 
dem Merkmal der Religion oder Weltanschauung.526 Auch neun von 13 der Unia im Jahr 2017 initiierten 
Gerichtsverfahren betrafen die rassistische Diskriminierung und Behinderung.527 

Für Bulgarien liegen ausschließlich Statistiken der Fälle vor, die von der Kommission zum Schutz gegen 
Diskriminierung (die bulgarische Gleichstellungsbehörde) behandelt wurden.528 Aber auch hier zeigt sich 
bei den Entscheidungen der Kommission ein Schwerpunkt in den Merkmalen, die sich aus den EU-Richt­
linien ergeben, wobei die statistischen Erhebungen nicht die einzelnen Merkmale getrennt ausweisen, 
sondern mehrere Merkmale entsprechend der Zuständigkeit des jeweiligen Sitzungsgremiums zusam­
mengefasst sind. So betrafen im Jahr 2017 von insgesamt 450 Entscheidungen 103 allein die Merkmale 
Religion und Weltanschauung, Nationalität, Staatsangehörigkeit, Abstammung und persönlicher Status. 
Darüber hinaus wurden mit 76 nur unwesentlich weniger Fälle mit Bezug zu den Merkmalen Behinderung, 
Alter, sexuelle Orientierung und Familienstand entschieden. Mit insgesamt 42 Entscheidungen folgt dar­
auf das erste Sitzungsgremium mit den Merkmalen „Rasse“ und ethnische Herkunft.529 

525	 McColgan/Vickers (2017): Country Report Non-discrimination United Kingdom, S. 71.
526	 Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist keine Option, S. 64.
527	 Ebd., S. 67; Es liegen jedoch für Belgien keine Statistiken zu den in Diskriminierungssachen insgesamt vorgebrachten Gerichtsverfah­

ren vor, da diese von den Gerichten nicht registriert werden; Bribosia/Rorive (2017): Country Report Non-discrimination Belgium 
2017, S. 113.

528	 Ilieva (2017): Country Report Non-discrimination Bulgaria 2017, S. 70; Es sind keine Statistiken für Bulgarien verfügbar,  
welche die von den Gerichten entschiedenen Diskriminierungsfälle repräsentativ darstellen.

529	 Commission for Protection against Discrimination (2017): Annual Report for 2017, S. 14 (bulgarische Version).

4.4	 Fazit/Erkenntnisse aus der Feldanalyse
Die Analyse der rechtlichen Rahmenbedingungen im Hinblick auf die gesetzlich geschützten Diskriminie­
rungsmerkmale der vier ausgewählten Länder unter Berücksichtigung der relevanten nationalen Recht­
sprechung ergibt ein vielfältiges Bild. In jedem der untersuchten EU-Mitgliedstaaten hat der nationale 
Gesetzgeber vor dem Hintergrund seiner eigenen Rechtshistorie den Antidiskriminierungsschutz sehr in­
dividuell umgesetzt. 
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Im Wege eines geschlossenen Merkmalskatalogs hat Großbritannien insgesamt neun Merkmale geschützt. 
Ebenfalls als geschlossenes System hat Belgien 19 ausdrücklich genannte Merkmale gesetzlich geschützt. 
Finnland und Bulgarien haben jeweils ein offenes Strukturmodell für ihr nationales Antidiskriminie­
rungsrecht gewählt und gleichwohl einen umfangreichen Katalog an Merkmalen – in Finnland 17 Merk­
male und in Bulgarien sogar 19 Merkmale – ausdrücklich geschützt.

Insgesamt konnten zahlreiche Merkmale in den nationalen Antidiskriminierungsgesetzen der vier unter­
suchten Länder häufig als Teilaspekte einer der sechs Merkmalskategorien, die durch die europäischen 
Richtlinien zur Umsetzung in nationales Recht vorgegeben waren, identifiziert werden. Diese Merkmale 
wurden sodann zu einem Merkmalskomplex zusammengefasst. Zusätzlich wurden die Merkmalskatego­
rien Familienstand/familiärer Status und sozialer Status gesondert betrachtet. 

Eine grundlegende Erkenntnis der Feldanalyse – vor allem in Bezug auf Kataloge mit vielen ausdrücklich 
geschützten Merkmalen – ist, dass ein Mehr an Merkmalen nicht automatisch zu einem umfassenderen 
Rechtsschutz oder einem höheren Schutzniveau führt. Dies ergibt sich im Wesentlichen aus dem Umstand, 
dass sich bei solchen umfassenden Merkmalskatalogen verschiedene Merkmale in ihrem Anwendungs- 
beziehungsweise Schutzbereich überschneiden und eine klare Abgrenzung nicht immer möglich ist. Dies 
wird kritisiert, da dies in der Rechtsanwendung zu Unsicherheiten führt. Darüber hinaus sind nicht alle 
bestehenden Merkmale in der Praxis relevant, vielmehr wird häufig auf immer dieselben Merkmale, wel­
che in den EU-Richtlinien vorhanden sind, zurückgegriffen. 

Zum Beispiel ist das Schutzniveau des bulgarischen Antidiskriminierungsrechts trotz eines umfassenden 
Katalogs mit 19 gesetzlich ausdrücklich geschützten Merkmalen zumindest in Bezug auf einige Bevölke­
rungsgruppen und Gesellschaftsbereiche als in der Praxis wenig effektiv zu bezeichnen. Das Schutzniveau 
geht nur in wenigen Punkten – abseits des persönlichen und öffentlichen Status – über den deutschen 
antidiskriminierungsrechtlichen Standard hinaus. 

Die gesellschaftspolitische Situation in Bulgarien ist tatsächlich von zahlreichen Diskriminierungen von 
Minderheiten in unterschiedlichen Lebensbereichen geprägt. So besitzen zum Beispiel insbesondere die 
Roma einen schwierigen Stand innerhalb der sozialen Struktur und leben mitunter in getrennten Wohn­
vierteln unter erschwerten Bedingungen und werden in separierten Schulen oder überhaupt nicht unter­
richtet.530 Obwohl im Rahmen des bulgarischen Antidiskriminierungsrechts mehr Merkmale, die vor ras­
sistischer Diskriminierung schützen sollen, als in Deutschland vorhanden sind, etwa die Abstammung, die 
Nationalität und die Staatsangehörigkeit, bewirkt dies offensichtlich in der Praxis keinen effektiveren 
Rechtsschutz für die Benachteiligten in der Bevölkerung. 

Darüber hinaus konnte im Rahmen der Feldanalyse die Einsicht erlangt werden, dass ausweislich der vor­
liegenden statistischen Erhebungen zum Beschwerde- beziehungsweise Klageaufkommen in den jeweili­
gen EU-Mitgliedstaaten die sechs in den EU-Richtlinien genannten Diskriminierungsmerkmale für die 
Rechtspraxis von großer Bedeutung sind. Insbesondere kommt dabei dem Merkmal der Behinderung in 
allen untersuchten Rechtsordnungen eine besonders hohe Bedeutung in der Praxis zu. Dagegen scheinen 
eine Vielzahl der zusätzlich geschützten Merkmale in den nationalen Merkmalskatalogen in der Praxis 
lediglich eine geringe Bedeutung zu haben. Dies hat sich beispielsweise für die Merkmale Überzeugung, 
politische Aktivität/Zuordnung/Überzeugung gewerkschaftliche Aktivität/Überzeugung oder genetische 
Veranlagung/Eigenschaft gezeigt. 

530	 Ilieva (2017): Country Report Non-discrimination Bulgaria, S. 22.
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Insgesamt zeigt sich, dass viele Fallgestaltungen, die teilweise in den untersuchten europäischen Rechts­
ordnungen über zusätzliche Merkmale geschützt sind, im Einzelfall über die Merkmale des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes erfasst werden könnten. Insoweit bleibt das Schutzniveau des deutschen Anti­
diskriminierungsrechts in Deutschland nicht wesentlich hinter dem Schutzniveau der anderen vier 
EU-Mitgliedstaaten zurück. Gleichwohl bestehen in manchen Bereichen mögliche Schutzlücken. Dies gilt 
insbesondere für die Merkmale Staatsangehörigkeit, Sprache, Familienstand sowie sozioökonomischer 
Status.

Das belgische Schutzniveau des Antidiskriminierungsrechts ist aufgrund der Merkmale mit sozioökono­
mischem Hintergrund als umfassender im Vergleich zum deutschen Recht zu bewerten. Besondere Be­
deutung kommt dabei dem Diskriminierungsmerkmal des Vermögens zu, welches einen weiten Anwen­
dungsbereich aufweist. Dabei spielen Diskriminierungen häufig eine Rolle. Es treten vor allem 
Konstellationen im Bereich des Wohnungsmarktes auf, wenn potenzielle Mieter_innen aufgrund des Be­
zuges von Arbeitslosengeld abgelehnt werden oder eine Diskriminierung aufgrund eines bestimmten 
Wohnortes erfolgt. Zusammen mit dem Merkmal der Geburt schützt das Merkmal Vermögen zahlreiche 
Fälle sozioökonomischen Ursprungs, für welche in Deutschland kein entsprechender gesetzlicher Schutz 
besteht. Obwohl einzelne Merkmale, wie beispielsweise der Personenstand, in der Rechtspraxis nur eine 
untergeordnete Rolle spielen und sich im Rahmen der Merkmale, die vor rassistischer Diskriminierung 
schützen, Überschneidungen im Anwendungsbereich ergeben, bietet der breite Merkmalskatalog in Bel­
gien einen im Vergleich zum deutschen Antidiskriminierungsrecht weitergehenden, effektiveren Schutz. 

Darüber hinaus hat die Feldanalyse ergeben, dass der offene Merkmalskatalog in den beiden EU-Mitglied­
staaten Finnland und Bulgarien als sehr positiv bewertet wird, insbesondere habe sich dieser in der Praxis 
aus der Sicht der befragten finnischen und bulgarischen Expert_innen bewährt. Aber auch das geschlosse­
ne Strukturmodell in Belgien wird von den Akteur_innen der Antidiskriminierungsarbeit in Belgien als 
positiv eingeschätzt. Dort wird der Anwendungsbereich bestehender Merkmale im Wege von strategischen 
Gerichtsverfahren entsprechend ausgeweitet, um neuen Sachverhalten entsprechenden Diskriminie­
rungsschutz zu gewähren. 
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5.	 Entwicklung und Bewertung 
von möglichen Modellen für 
einen verbesserten Diskrimi­
nierungsschutz im AGG

5.1	 Einleitung

531	 Telefoninterview: Khaitan (2018).
532	 Telefoninterview: Cardon (2018).
533	 Pärli, Handbuch Diskriminierung, Rechtswissenschaftliche Diskriminierungsforschung, S. 112.

Ausgehend von den Erkenntnissen dieser Studie sind verschiedene Optionen für einen verbesserten Dis­
kriminierungsschutz in Deutschland möglich. 

Dabei steht jedoch die soziale beziehungsweise gesellschaftspolitische Komponente im Rahmen der Prü­
fung der Möglichkeiten zur Umsetzung eines verbesserten Diskriminierungsschutzes sachlich neben der 
rein rechtlichen Betrachtungsweise, sodass eine Anpassung des Diskriminierungsschutzes nicht nur recht­
liche Aspekte, sondern vielmehr auch gesellschaftspolitische Erwägungen beinhalten muss.531

Gerade von Expert_innen aus EU-Mitgliedstaaten – in denen wie zum Beispiel in Belgien bereits eine Ge­
setzesänderung zur Erweiterung der gesetzlich geschützten Diskriminierungsmerkmale vollzogen wurde, 
wird darauf hingewiesen, dass die gesetzliche Erweiterung des Diskriminierungskatalogs ein „äußerst lan­
ger und zugleich aufwendiger Prozess“ gewesen sei und es „vieler Studien, Recherche und Überzeugungs­
arbeit“ im Sinne von Lobbyarbeit bedurft hätte.532

Im Folgenden werden verschiedene Modellvarianten für einen verbesserten Diskriminierungsschutz im 
AGG abgeleitet und diskutiert.

5.2	 Modelle für einen verbesserten Diskrimi
nierungsschutz 

Für einen verbesserten Diskriminierungsschutz in Deutschland kommt grundsätzlich eine Vielzahl an 
Maßnahmen in Betracht, die sowohl auf der Tatbestandsseite ansetzen, aber auch die Seite der Rechtsfol­
gen sowie Rechtsdurchsetzung erfassen können. Denn „die Wirksamkeit des Antidiskriminierungsrechts 
hängt wesentlich davon ab, wie der Zugang zum Rechtssystem ausgestaltet ist und welche Sanktionen eine 
Verletzung der Diskriminierungsschutznormen nach sich zieht“.533 Gerade vor dem Hintergrund der  
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Erkenntnis aus der Feldanalyse, dass fast alle interviewten Expert_innen aus den jeweiligen EU-Mitglied­
staaten und supranationalen Institutionen die jeweilige Rechtsdurchsetzung beziehungsweise Sanktionie­
rung von Diskriminierungshandlungen im nationalen Antidiskriminierungsrecht für nicht ausreichend 
effektiv halten, ist dieser Aspekt in der Rechtspraxis besonders bedeutsam. 

Diese Untersuchung beschränkt sich jedoch auf die Tatbestandsseite des Diskriminierungsschutzes. 

Als Modelle für einen breiteren Schutzumfang im AGG kommen auf Tatbestandseite insbesondere die 
Konkretisierung bestehender Diskriminierungsmerkmale, die Erweiterung des bestehenden Merkmals­
katalogs und die Änderung des abschließenden Strukturmodells in ein offenes System in Betracht, die 
nachfolgend genauer untersucht werden. Insgesamt sind jedoch alle genannten Ansatzpunkte miteinan­
der kombinierbar.

534	 Bielefeldt/Follmar-Otto (2005): Diskriminierungsschutz in der politischen Diskussion, Policy Paper Nr. 5,  
Deutsches Institut für Menschenrechte, S. 5.

535	 Ebd.
536	 Zeckei (2008): Das Diskriminierungsverbot im Zivilrecht und seine Auswirkungen auf das rechtsgeschäftliche und  

quasi-rechtsgeschäftliche Handeln, S. 57.
537	 Ebd., S. 59; Thüsing, Der Fortschritt des Diskriminierungsschutzes im Europäischen Arbeitsrecht, ZfA 2001, 32. Jahrgang, S. 397, 414. 
538	 Bielefeldt/Follmar-Otto (2005): Diskriminierungsschutz in der politischen Diskussion, Policy Paper Nr. 5, Deutsches Institut für 

Menschenrechte, S. 6.
539	 Ebd.
540	 Telefoninterview: Khaitan (2018).

5.2.1	Grundsätze für die Entwicklung von Diskriminierungs
merkmalen 

Vom Grundsatz her wird Diskriminierungsschutz als „Strukturprinzip der Menschenrechte im Ganzen“534 
verstanden. Das Diskriminierungsverbot ist gerade dort besonders bedeutsam, wo Ungleichbehandlungen 
dazu führen, dass der „Zugang zu wirtschaftlichen und sozialen Menschenrechten, wie zum Beispiel Arbeit, 
Wohnung, Bildung, Gesundheitsfürsorge oder Absicherung von Lebensrisiken, verwehrt beziehungsweise 
wesentlich erschwert wird“.535

Prinzipiell gibt es eine Vielzahl an Unterscheidungsmerkmalen, aufgrund derer diskriminiert werden 
kann.536 Die konkret geschützten Diskriminierungsmerkmale werden üblicherweise aufgrund gesell­
schaftlicher Entscheidung ausgewählt.537 Die Ausformung der konkreten Diskriminierungsmerkmale 
knüpft entweder an „unabänderliche persönliche Merkmale“ oder „eng mit der persönlichen Identität ei­
nes Menschen verbundenen Merkmale“ an, die durch besondere Freiheitsrechte geschützt werden.538 Da­
bei wird darauf abgestellt, dass die Diskriminierungsmerkmale durch soziale Entwicklungen geprägt sind 
und im Laufe der Zeit neue „Sensibilitäten für diskriminierende Ausgrenzungen entstehen“539 können. In­
soweit wird das Antidiskriminierungsrecht als dynamisch qualifiziert, sodass aufgrund einer fortschrei­
tenden gesellschaftlichen Entwicklung auch ein weitergehender Bedarf an Diskriminierungsschutz ent­
stehen kann.

Die Erweiterung des Merkmalskatalogs um weitere gesetzlich geschützte Diskriminierungsmerkmale ist 
nach den jeweiligen Kontextbedingungen des Landes, dazu zählen beispielsweise die Vorbedingungen der 
nationalen Rechtsordnung oder andere mögliche diskriminierungsvorbeugende Maßnahmen, auszurich­
ten und es sind die eine Diskriminierung auslösenden Parameter maßgeblich zu berücksichtigen.540 Ein 
Schutzbedürfnis ist nur dann gegeben, wenn eine Gruppe der Gesellschaft in mehreren Lebensbereichen 
und über längere Zeit hinweg Nachteile gegenüber einer anderen vergleichbaren Gruppe erleidet. Die Un­
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gleichbehandlung muss sich in verschiedenen Lebensbereichen, wie zum Beispiel Bildung, Wohnen und 
Arbeit, sowie auf verschiedene Art und Weise manifestieren, wobei nicht allein wirtschaftliche Benachtei­
ligungen berücksichtigt werden dürfen. Vielmehr müssen neben den wirtschaftlichen auch soziale, kultu­
relle und politische Benachteiligungen gegeben sein.541 

Für die Entwicklung von Diskriminierungsmerkmalen werden insoweit zwei kumulative abstrakte Vor­
aussetzungen aufgestellt. Ein potenzieller neuer Diskriminierungsgrund soll dann gesetzlich schützens­
wert sein, wenn:

—— das Unterscheidungsmerkmal Personen in Gruppen einteilt und zwischen diesen Gruppen ein  
erhebliches Vorteilsgefälle besteht; und

—— das Unterscheidungsmerkmal entweder unveränderlich ist oder eine grundlegende persönliche 
Entscheidung darstellt.542

Dabei wird das Kriterium der Unveränderlichkeit sehr weit verstanden und umfasst nicht nur Eigenschaf­
ten, die nicht geändert werden können, sondern auch Merkmale, deren erstmalige Erlangung nicht auf­
grund einer persönlichen Entscheidung erfolgte.

Gerade in Bezug auf die Staatsangehörigkeit wird argumentiert, dass sie sich regelmäßig der Kontrolle der 
Person entziehe und insoweit als unveränderlich angesehen werde. „Die Staatsangehörigkeit ist, zumin­
dest vorübergehend, ein persönliches Merkmal, das nicht durch bewusstes Handeln und in einigen Fällen 
nur auf der Grundlage unannehmbaren Aufwands veränderbar ist“.543 

Es kann jedoch nicht allein auf die Unveränderlichkeit als Auswahlkriterium für geschützte Diskriminie­
rungsmerkmale ankommen, da insbesondere der religiöse Status, die sprachliche Identität, der Familien­
stand oder das Geschlecht geändert werden können.544 Insoweit sind auch bereits bestehende Diskriminie­
rungsmerkmale wie das Geschlecht nicht absolut unveränderlich. Gleiches ist auch für die Religion oder 
Weltanschauung zu konstatieren, zum Beispiel durch Konversionen. 

Vor diesem Hintergrund soll die Auswahl für zu schützende Eigenschaften nicht nur an die Unveränder­
lichkeit anknüpfen, sondern alternativ auch Eigenschaften erfassen, die veränderlich sind. Dann soll je­
doch eine grundlegende persönliche Entscheidung erforderlich sein.545 Der persönliche Aufwand soll da­
bei nicht nur den wirtschaftlichen, sondern auch den sozialen und psychologischen Aufwand erfassen.546 
Im Ergebnis geht es nicht um die Veränderlichkeit eines Merkmals, sondern um die Kontrolle einer Ver­
änderung. Vor diesem Hintergrund wird die Unveränderlichkeit eines Diskriminierungsmerkmals als un­
erheblich betrachtet.547 

Ausgangspunkt für die Entwicklung eines erweiterten Merkmalskatalogs sollten damit empirische Unter­
suchungen sein, die Diskriminierungserfahrungen ermitteln. Basis für die Entwicklung von Diskriminie­
rungsgründen sind soziale Strukturen, da Diskriminierung durch die soziale Wahrnehmung einer Person 
durch andere Personen entsteht.548 Damit ist die Frage nach weiteren gesetzlichen Diskriminierungsgrün­

541	 Ebd.
542	 Khaitan, A Theory of Discrimination law, S. 50.
543	 Ebd., S. 57, Fußnote 33.
544	 Ebd., S. 58.
545	 Khaitan, A Theory of Discrimination law, S. 57 ff.
546	 Ebd., S. 59.
547	 Telefoninterview: Khaitan (2018); Fredman (2018).
548	 Telefoninterview: Lopez-Pietsch (2018).
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den eine soziale Fragestellung. Der bestehende Merkmalskatalog soll grundsätzlich nur um ein solches 
Merkmal erweitert werden, welches dazu beitragen kann, in der jeweiligen Gesellschaft mit ihren beson­
deren Strukturen, Gebräuchen, Sitten in verschiedenen Lebensbereichen effektiv gegen die vorliegende 
Ungleichbehandlung zu wirken.549

Darüber hinaus wird als Vorbild und Grundlage für Überlegungen zur Erweiterung des gesetzlichen Merk­
malskatalogs im deutschen AGG die in Artikel 21 Absatz 1 EU-Grundrechtecharta550 verankerten Diskrimi­
nierungsmerkmale genannt.551

Insgesamt bedarf es einer sorgfältigen Abwägung in Bezug auf die Erweiterung eines bestehenden Kata­
logs. Nach den Ergebnissen der Feldanalyse dieser Studie kann in der Praxis ein Merkmalskatalog mit ei­
nem sehr weiten Umfang oftmals auch zu Rechtsunsicherheit führen. Insbesondere besteht die Gefahr der 
Überregulierung und der Ausuferung, was dem Schutzzweck des Antidiskriminierungsrechts zuwiderlau­
fen552 oder die Stellung der bereits bestehenden Merkmale schwächen kann.553

549	 Telefoninterview: Khaitan (2018).
550	 Nach Artikel 21 Absatz 1 EU-Grundrechtecharta werden die Merkmale Geschlecht, „Rasse“, Hautfarbe, ethnische oder soziale 

Herkunft, genetische Merkmale, Sprache, Religion oder Weltanschauung, politische oder sonstige Anschauung, Zugehörigkeit  
zu einer nationalen Minderheit, Vermögen, Geburt, Behinderung, Alter oder sexuelle Ausrichtung geschützt.

551	 Telefoninterview: Lopez-Pietsch (2018); Kadar (2018).
552	 Ebd.
553	 Telefoninterview: Solanke (2018).
554	 Waldhoff/Fleischer, Mysterium „Gesetzesmaterialien“ – Gesetzesmaterialien aus verfassungsrechtlicher Perspektive, S. 76, 82. 
555	 Telefoninterview: Kadar (2018).

5.2.2	Erweiterung bestehender Merkmale durch Konkretisierung 

Bevor man an die Aufnahme weiterer Merkmale denkt, sollte zunächst die Möglichkeit untersucht werden, 
besseren Diskriminierungsschutz durch die Konkretisierung bestehender Diskriminierungsmerkmale zu 
erreichen. 

Bei einer Konkretisierung von bestehenden Merkmalen durch die Legislative bleibt das jeweilige Merkmal 
unverändert im Gesetz verankert, es werden jedoch konkretisierende Ergänzungen und/oder Klarstellun­
gen im Rahmen einer Gesetzesänderung in den Gesetzestext aufgenommen. Allein eine Klarstellung im 
Rahmen einer Gesetzesbegründung ohne entsprechende Änderung der gesetzlichen Regelung scheidet 
aus verfassungsrechtlichen Gründen aus. Denn eine nachträgliche Klarstellung eines bereits in Kraft ge­
tretenen Gesetzes durch das Parlament ist nur möglich, wenn das Gesetz entsprechend geändert würde.554 
Daneben kann die Rechtsprechung zur Rechtsfortbildung und Konkretisierung der Merkmale beitragen. 

Insgesamt ist zu beachten, dass eine entsprechende ergänzende Konkretisierung eines vorhandenen Dis­
kriminierungsmerkmals grundsätzlich so zu gestalten ist, dass es flexibel und offen für neue Sachverhalte 
ist und dadurch Rahmenbedingungen für die richterliche Arbeit geschaffen werden, die den Sinn und 
Zweck des zu erfassenden Schutzbereiches deutlich machen.555 

Vor diesem Hintergrund kommt eine gesetzliche Konkretisierung im Wege der Änderung des Gesetzes­
wortlauts in § 1 AGG oder als weitere Begriffsbestimmung in § 3 Absatz 1 AGG in Betracht. Innerhalb des 
parlamentarischen Gesetzgebungsprozesses können sodann im Rahmen der Gesetzesbegründung nähere 
Erläuterungen, was der Gesetzgeber unter den konkretisierten Begrifflichkeiten verstehen will, erfolgen. 
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Der Vorteil einer solchen Konkretisierung kann darin gesehen werden, dass der gesetzliche Merkmalska­
talog nicht ausgeweitet würde, also gerade nicht zusätzliche Merkmale aufgenommen werden. Der An­
wendungsbereich bestimmter Merkmale kann um entsprechende Teilaspekte ergänzt und erweitert wer­
den, sodass daraus ein erweiterter Diskriminierungsschutz resultiert. Diesen Weg hat der Gesetzgeber 
bereits in § 3 Absatz 1 Satz 2 AGG beschritten, indem er dort eine ungünstigere Behandlung wegen Schwan­
gerschaft oder Mutterschaft als Benachteiligung aufgrund des Geschlechts versteht. 

Unter Berücksichtigung, dass viele der in anderen Ländern geschützten Merkmale sich inhaltlich zusam­
menfassen lassen, wird zunächst die Möglichkeit der Konkretisierung eines vorhandenen Merkmals erör­
tert. Vor diesem Hintergrund kommt insbesondere hinsichtlich der Merkmale „Rasse“ oder ethnische Her­
kunft, Geschlecht sowie Behinderung eine Konkretisierung in Betracht. 

556	 Nußberger/Sachs, Grundgesetz, Kommentar, Art. 3, Rn. 298.
557	 Ebd.

5.2.3	„Rasse“ oder ethnische Herkunft 

Im Zusammenhang mit dem Diskriminierungsmerkmal „Rasse“ oder ethnische Herkunft kommt eine 
Konkretisierung dahingehend in Betracht, dass ausdrücklich Ungleichbehandlungen zum Beispiel auf­
grund der Sprache oder der Staatsangehörigkeit als Benachteiligung aufgrund der „Rasse“ oder ethnischen 
Herkunft qualifiziert werden. 

Weder die Sprache noch die Staatsangehörigkeit wird aktuell ausdrücklich vom AGG geschützt, ebenso 
wenig wird die Sprache oder die Staatsangehörigkeit als solche vom Merkmal der ethnischen Herkunft er­
fasst. Die Staatsangehörigkeit wird nur dann von der ethnischen Herkunft erfasst, wenn sie ein Stellver­
tretermerkmal darstellt und in Wahrheit eine Benachteiligung aufgrund der ethnischen Herkunft vorliegt. 
Lediglich „Deutsch als Muttersprache“ wird als mittelbare Diskriminierung über die ethnische Herkunft 
geschützt, da die Muttersprache an die Herkunft einer Person und deren Sprachraum anknüpft.

Da diese Merkmale im engen Zusammenhang mit der Herkunft stehen, kommt eine Schärfung des An­
wendungsbereiches des Merkmals der ethnischen Herkunft infrage. 

Sprache
In der Praxis werden insbesondere im Bereich des Zugangs zu Beschäftigung häufig Sprachanforderungen 
für ein bestimmtes Sprachniveau oder Muttersprachlichkeit gestellt. Gleichwohl ist das Merkmal der Spra­
che derzeit nicht vom Schutzbereich des AGG erfasst. 

Der Blick ins EU-Ausland zeigt, dass die Sprache in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten ausdrücklich ge­
setzlich geschützt ist, zum Beispiel in Finnland, Spanien, Österreich, Italien. Darüber hinaus ist das Merk­
mal Sprache auch in den Diskriminierungsverboten der Artikel 14 EMRK sowie Artikel 21 EU-Grundrech­
techarta ausdrücklich genannt. Auch die deutsche Verfassung nimmt in Artikel 3 Absatz 3 GG auf das 
Merkmal Sprache ausdrücklich Bezug. 

Die Sprache wird als „identitätsprägendes Merkmal eines Menschen“556 verstanden und wird in Bezug zu 
Minderheiten als schutzbedürftig betrachtet. Dabei wird zumindest nach dem Verständnis des Artikels 3 
Absatz 3 GG allgemein die Muttersprache einschließlich der Dialekte verstanden.557 Der Schutz soll Mit­
glieder sprachlicher Minderheiten unabhängig von deren Staatsangehörigkeit und aufenthaltsrechtlicher 
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Stellung erfassen.558 Eine gleichgerichtete Bedeutung hat auch das Diskriminierungsverbot in Artikel 21 
Absatz 1 EU-Grundrechtecharta in Bezug auf das Merkmal der Sprache.559 

Grundsätzlich weist die Sprache einen erkennbaren Bezug zur Herkunft einer Person auf, sodass insoweit 
das Merkmal der ethnischen Herkunft für eine Konkretisierung herangezogen werden kann. Im Wege ei­
ner Gesetzesänderung könnte klar geregelt werden, dass eine Benachteiligung wegen Sprache eine unmit­
telbare Benachteiligung wegen der ethnischen Herkunft darstellt. Damit würde konkretisiert, dass Spra­
che einen Aspekt des geschützten Merkmals der ethnischen Herkunft darstellt. 

Die bereits bestehende Anknüpfung an das Merkmal der ethnischen Herkunft spricht für eine Konkreti­
sierung jenes Merkmals und gleichzeitig gegen die Aufnahme eines zusätzlichen eigenständigen Diskrimi­
nierungsgrundes in die Merkmalsliste des § 1 AGG. Grundsätzlich ist der Aufwand für die Änderung des 
Gesetzeswortlautes aufgrund einer Konkretisierung ähnlich hoch einzuschätzen wie für die Erweiterung 
der Merkmalsliste. Gleichwohl wäre der Konkretisierung der Vorzug an dieser Stelle einzuräumen, da in 
dieser Hinsicht nur ein bestehendes Merkmal spezifiziert und deren Anwendungsbereich erweitert würde, 
jedoch daraus gerade keine höhere Anzahl an geschützten Merkmalen in der gesetzlichen Merkmalsliste 
resultierten. Denn, wie die Feldanalyse gezeigt hat, bedeutet ein Mehr an ausdrücklich geschützten Merk­
malen nicht zwingend ein Mehr an Schutz. Vielmehr können sich daraus auch Überschneidungen im An­
wendungsbereich ergeben, die dann sogar zu einer größeren Rechtsunsicherheit führen können. 

Im Wege der Konkretisierung des Merkmals ethnische Herkunft als identitätsstiftendes persönliches 
Merkmal würde ein Schutz vor einer unmittelbaren Benachteiligung aufgrund der Sprache ermöglicht. 
Die bisherige Lösung einer Benachteiligung aufgrund der Sprache als mögliche mittelbare Diskriminie­
rung des Merkmals der „Rasse“ oder ethnischen Herkunft würde obsolet.560

Staatsangehörigkeit
Benachteiligungen aufgrund der Staatsangehörigkeit werden derzeit nicht vom Allgemeinen Gleichbe­
handlungsgesetz geschützt. Gleichwohl liegen in der Praxis – wie dargestellt – durchaus Fallgestaltungen 
vor, die an das Merkmal der Staatsangehörigkeit anknüpfen. Es sind lediglich dann Benachteiligungen 
aufgrund der Staatsangehörigkeit vom Schutz des AGG umfasst, wenn die Staatsangehörigkeit ein Stellver­
tretermerkmal für beispielsweise die ethnische Herkunft ist. Dies ist in der Rechtspraxis jedoch im jeweili­
gen Einzelfall schwer darzulegen und nachzuweisen. 

In einer Vielzahl von EU-Mitgliedstaaten ist die Staatsangehörigkeit beziehungsweise Nationalität hinge­
gen ausdrücklich als Diskriminierungsmerkmal geschützt. So schützt Bulgarien zum Beispiel ausdrück­
lich die Staatsangehörigkeit, wohingegen Belgien die Nationalität schützt, die in Belgien jedoch ebenfalls 
als Staatsangehörigkeit verstanden wird. Großbritannien schützt das Merkmal der Nationalität unter dem 
Begriff der „Rasse“. Auch Artikel 21 Absatz 2 EU-Grundrechtecharta und Artikel 18 AEUV verbieten die Dis­
kriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit. 

Insgesamt wird das Diskriminierungsverbot aus Gründen der Staatsangehörigkeit als eines „der zentrals­
ten Bestimmungen des EU-Rechts“561 verstanden. Gerade im EU-Binnenmarkt sei es entscheidend, dass 
die Staatsangehörigen der anderen EU-Mitgliedstaaten bei der Wahrung ihrer europäischen Grundfrei­

558	 Langenfeld/Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Art. 3, Rn. 51.
559	 Hölscheidt/Nomos Kommentar, Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 21, Rn. 46.
560	 Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland stärken, S. 12.
561	 Pärli, Handbuch Diskriminierung, Rechtswissenschaftliche Diskriminierungsforschung, S. 105.
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heiten (vor allem Dienstleistungs-, Personenfreizügigkeits- oder Kapital-/Zahlungsverkehrsfreiheit) nicht 
diskriminiert werden.562

Rechtsgrundlage ist dafür im Wesentlichen Artikel 18 AEUV, der den Wortlaut des Artikels 21 Absatz 2 
EU-Grundrechtecharta übernimmt.563 Der Diskriminierungsschutz des Artikels 18 AEUV erfasst, obwohl 
der Wortlaut den persönlichen Anwendungsbereich nicht ausdrücklich einschränkt, nur Staatsangehörige 
der EU-Mitgliedstaaten, Drittstaatsangehörige gerade nicht.564 

Die Staatsangehörigkeit ist in der Regel mit der eigenen Herkunft oder der der Eltern verknüpft und kann – 
gerade im Falle des erstmaligen Erwerbs der Staatsangehörigkeit durch Geburt – selten beeinflusst werden. 
Auch wenn die Staatsangehörigkeit grundsätzlich zum Beispiel durch die Einbürgerung gewechselt wer­
den kann, ist dies mit rechtlichen Hürden für den Einzelnen verbunden. Dafür ist eine innere persönliche 
Entscheidung erforderlich, sodass – wie oben bereits ausgeführt – die Staatsangehörigkeit die Vorausset­
zungen für die Entwicklung zusätzlicher Diskriminierungsmerkmale erfüllt. 

Sofern eine Benachteiligung wegen der Staatsangehörigkeit als Stellvertretermerkmal nicht nachgewiesen 
werden kann, fällt sie gerade nicht unter den Schutz des AGG. Dies hat auch die Entscheidung des Ober­
landesgerichts Frankfurt am Main im Fall der kuwaitischen Fluggesellschaft gezeigt.565 

Das Merkmal der ethnischen Herkunft besitzt bereits einen weiten Anwendungsbereich, der auch die Ab­
stammung, den nationalen oder ethnischen Ursprung erfasst. Die Staatsangehörigkeit ist folglich thema­
tisch eng mit den genannten Teilaspekten der ethnischen Herkunft verbunden, sodass sich eine Anknüp­
fung an dieser Stelle anbietet. 

Dagegen wird ein konkreter Bedarf an einer Erweiterung des gesetzlichen Merkmalskatalogs um die 
Staatsangehörigkeit als eigenständiges Merkmal weder in der Praxis noch in Forschung und Lehre gesehen. 
Denn ob durch die Aufnahme des Merkmals der Staatsangehörigkeit und damit dem Wegfall der Eigen­
schaft als Stellvertretermerkmal eine deutlich größere Rechtssicherheit und ein weiterer Schutz vor Dis­
kriminierungen erreicht würden, wird für fraglich gehalten. Fälle einer möglichen Benachteiligung auf­
grund der Staatsangehörigkeit können überwiegend unter das Merkmal „Rasse“ oder ethnische Herkunft 
subsumiert werden. 

Dies spricht insoweit eher für eine entsprechende Konkretisierung des Merkmals der ethnischen Herkunft, 
um so Rechtsunsicherheiten – wie zum Beispiel in Zusammenhang mit dem Nachweis eines Stellvertreter­
merkmals – zu vermeiden. 

562	 Ebd.
563	 Rossi/EUV/AEUV – Das Verfassungsrecht der Europäischen Union mit Europäischer Grundrechtecharta, Kommentar,  

EU-Grundrechtecharta, Artikel 21, Rn. 11.
564	 Holoubek/EU-Kommentar, Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Artikel 18, Rn. 36.
565	 OLG Frankfurt am Main, 16 U 209/17, 25.9.2018.
566	 Thüsing/Münchener Kommentar zum BGB, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1, Rn. 55.

5.2.4	Geschlecht

Nach der derzeitigen Rechtslage werden zum Beispiel Trans*- und Inter*sexuelle entweder unter das 
Merkmal der sexuellen Identität oder das Geschlecht gefasst. Diese Unklarheit wird vielfach kritisiert. 
Durch eine Erfassung jener Personengruppen durch beide Merkmale (Geschlecht und sexuelle Identität)
wird ein zweifacher Schutz566 gewährt und die Schutzbereiche der genannten Diskriminierungsmerkmale 



90 Modelle für einen verbesserten Diskriminierungsschutz

überschneiden sich, was zu Rechtsunsicherheiten führt. So wird für das Merkmal Geschlecht eine klare 
Zuordnung der Geschlechtsidentität und damit der Trans*- und Inter*sexuellen unter den Schutzbereich 
dieses Diskriminierungsmerkmals gefordert.567 

Eine ähnlich unklare Rechtslage in Bezug auf Trans*- und Inter*sexuelle liegt in Bulgarien vor. Danach 
werden Ungleichbehandlungen aufgrund einer Geschlechtsangleichung als Diskriminierungen wegen des 
Geschlechts im Sinne des Gesetzes zum Schutz gegen Diskriminierung verstanden.568 Allerdings fehlt es an 
einer bindenden Regelung zur Einordnung von Inter*- und Trans*sexuellen. Einerseits kann das Merkmal 
Geschlecht in Betracht kommen. Andererseits können nach der Einschätzung von Expert_innen Ungleich­
behandlungen, welche auf der Tatsache beruhten, dass jemand inter*- oder trans*sexuell ist, auch als Dis­
kriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung eingeordnet werden.569

An dieser Stelle kann sich hier ein Blick auf die Rechtslage in Belgien lohnen. Gesetzlich wurde dort klar 
geregelt, dass Ungleichbehandlungen aus Gründen einer Geschlechtsangleichung, Transgender sowie der 
geschlechtlichen Identität und auch des geschlechtlichen Ausdrucks eine unmittelbare Diskriminierung 
wegen des Geschlechts darstellen.570 

In Belgien liegt eine gesetzliche Konkretisierung vor, dass Trans*sexuelle vom Anwendungsbereich des 
Merkmals Geschlecht eindeutig erfasst werden. Auch umfasst das Merkmal Geschlecht ausdrücklich die 
geschlechtliche Identität. Diese Klarstellung ist erst nachträglich im Jahr 2014 ins Gesetz aufgenommen 
worden. Als Grund für den ausdrücklichen Schutz dieses Merkmals als Unterfall des Merkmals Geschlecht 
wurde die Unklarheit, angesichts der Schutzbereichserfassung der geschlechtlichen Identität unter den 
Begriff der Geschlechtsumwandlung angeführt, welche nach der europäischen Rechtsprechung als Ge­
schlechterdiskriminierung verstanden wird. Da von der Begriffsbedeutung der Geschlechtsumwandlung 
jedoch nicht die Gesamtheit der einschlägigen Benachteiligtengruppe, sondern vornehmlich die Trans*se­
xuellen umfasst würden, wurde die entsprechende Konkretisierung vorgenommen.571 

Dementsprechend wurde in Belgien über die gesetzliche Konkretisierung eine klare und eindeutige Rechts­
lage geschaffen, sodass die Geschlechtsidentität eindeutig dem Merkmal Geschlecht zugeordnet wird.

Damit kann die Geschlechtsidentität grundsätzlich von der sexuellen Identität unterschieden werden, 
denn die sexuelle Identität drückt eine bestimmte Vorliebe beziehungsweise sexuelle Anziehung zu Perso­
nen desselben Geschlechts (homosexuell) oder des anderen Geschlechts (heterosexuell) oder zu beiden 
Geschlechtern (bisexuell) aus. Folglich kann ein eigenständiger Anwendungsbereich der Geschlechtsiden­
tität als Aspekt des Merkmals Geschlecht konstatiert werden. 

Eine Klarstellung, dass von dem Begriff Geschlecht in Deutschland auch die geschlechtliche Identität  
erfasst ist, hat den Vorteil, dass davon auch sämtliche anderen Geschlechter, insbesondere Trans*- und 
Inter*sexuelle erfasst wären. Damit würde die bestehende Rechtsunsicherheit beseitigt. 

Als Nachteil kann – wie bereits erwähnt – angeführt werden, dass eine Konkretisierung nur im Wege einer 
Gesetzesänderung mit dem damit verbundenen Zeit- sowie Begründungsaufwand im Rahmen des parla­
mentarischen Gesetzgebungsverfahrens möglich wäre. Dies könnte auf dem Wege umgesetzt werden, dass 
die geschlechtliche Identität als Unterfall des Geschlechts in § 1 AGG oder in § 3 AGG aufgenommen wird. 

567	 Siehe Abschnitt 4.2.2. Geschlecht
568	 Tisheva (2017): Country Report Gender equality Bulgaria, S. 11.
569	 Telefoninterview: Mihailova (2018).
570	 Jacqmain (2017): Country Report Gender equality Belgium 2017, S. 10.
571	 Telefoninterview: Cardon (2018); Roets (2018).
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5.2.5	Behinderung

572	 Kainer, Rückkehr der unmittelbar-horizontalen Grundrechtswirkung aus Luxemburg?, NZA 2018, Heft 14, S. 894 f.
573	 EuGH, Ring, C-335/11 ECLI:EU:C:2013:222, 11.4.2013; EuGH, Kaltoft, C-354/13, 18.12.2014.
574	 Joussen, Auswirkungen der Rechtsprechung des EuGH auf das deutsche Arbeitsrecht – Diskriminierungsrecht, Befristungsrecht, 

Urlaubsrecht, RdA 2015, Heft 5, S. 305, 311.
575	 EuGH (4. Kammer), C-354/13 ECLI:EU:C:2014:2463, 18.12.2014; NJW 2015, S. 391, 394, mit Anmerkung von Dr. Ulrich Sittard; Stümper,  

Aktuelle Rechtsfragen zur Diskriminierung wegen einer (Schwer-)Behinderung, öAT 2017, Heft 6, S. 114.
576	 BAG, 6 AZR 190/12, 19.12.2013, Rz. 57.
577	 Ebd., Rz. 60.
578	 Ebd., Rz. 63, 65.

In Bezug auf das Merkmal der Behinderung stellt sich die Frage, ob ein Bedarf für eine Konkretisierung 
festgestellt werden kann. Vor diesem Hintergrund wurde vor allem untersucht, inwieweit chronische 
Krankheiten, wie zum Beispiel HIV-Infektion, Adipositas, Suchtkrankheiten oder das äußere Erschei­
nungsbild, bereits unter den Behinderungsbegriff gefasst werden können. 

Da der Diskriminierungsgrund der Behinderung aufgrund der europäischen Richtlinien als Mindestvor­
gabe in nationales Recht umzusetzen war, sind die nationalen Gerichte als „Teil des umsetzungsverpflich­
teten Staates zu einer richtlinienkonformen Auslegung nach Artikel 4 Absatz 3 EUV verpflichtet“.572 Inso­
weit ist der Begriff der Behinderung stark vom Unionsrecht und der Rechtsprechung des EuGH geprägt. 
Nachdem seit dem Jahr 2009 die UN-Behindertenrechtskonvention in der EU und in Deutschland gilt, 
besteht nunmehr auch die Pflicht, den Behindertenbegriff auch in Übereinstimmung mit der genannten 
Konvention auszulegen. 

Vor diesem Hintergrund hatte der EuGH in verschiedenen Entscheidungen573 sein Begriffsverständnis der 
Behinderung an das Verständnis nach der UN-Behindertenrechtskonvention angepasst und einen wechsel­
wirkungsbasierten Ansatz verfolgt.574 Der EuGH versteht damit unter Behinderung „eine Einschränkung, 
die unter anderem auf physische, geistige oder psychische Beeinträchtigungen von Dauer zurückzuführen 
ist, die in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren den Betreffenden an der vollen und wirksamen  
Teilhabe am Berufsleben, gleichberechtigt mit den anderen Arbeitnehmern, hindern können“.575 Nunmehr 
hat auch der deutsche Gesetzgeber mit dem Bundesteilhabegesetz seit dem 1. Januar 2018 den Behinde­
rungsbegriff des § 2 Absatz 1 SGB IX an den Begriff der UN-Behindertenrechtskonvention angepasst. 

Das Bundesarbeitsgericht sieht unter Berücksichtigung des supranationalen Rechts nunmehr eine Behin­
derung im Sinne des § 1 AGG dann als gegeben an, „wenn die körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder 
seelische Gesundheit eines Menschen langfristig eingeschränkt ist und dadurch – in Wechselwirkung mit 
verschiedenen sozialen Kontextfaktoren (Barrieren) – seine Teilhabe an der Gesellschaft, wozu auch die 
Teilhabe am Berufsleben gehört, substantiell beeinträchtigt sein kann“.576 

Das Begriffsverständnis des Merkmals der Behinderung gleicht sich auf europäischer und deutscher Ebene 
an, gleichwohl bleiben Unterschiede zwischen beiden bestehen, sodass das nationale Begriffsverständnis 
als teilweise günstiger und teilweise ungünstiger für die Betroffenen bewertet wird.577 Diese Rechtsunsi­
cherheit und das Spannungsverhältnis klärt das Bundesarbeitsgericht jeweils zugunsten der Betroffenen. 
Ist das nationale Begriffsverständnis weiter als der europäische Begriff, so soll soweit der Behindertenbe­
griff des AGG zur Anwendung kommen, im Übrigen der Behinderungsbegriff des Unionsrechts. Bleibt das 
deutsche Begriffsverständnis hinter dem europäischen Begriff zurück, wird der Behindertenbegriff des 
Unionsrechts angewandt.578 

Darin liegt eine bedeutsame Entwicklung des Behindertenbegriffs für das deutsche Antidiskriminierungs­
recht seit Inkrafttreten des AGG, da insoweit der deutsche Behinderungsbegriff aufgrund der europäi­
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schen Rechtsprechung unter Beachtung der UN-Behindertenrechtskonvention nicht unerheblich ausge­
weitet wurde. Sollten sich Unterschiede zwischen den beiden Begriffsdefinitionen ergeben, gilt der für die 
Betroffenen jeweils günstigere Begriff. 

Auch wenn weiterhin nicht jede Krankheit eine Behinderung ist, können von dem erweiterten Begriffsver­
ständnis im AGG auch chronische Erkrankungen (beispielsweise Rheuma, Arthrose, Depressionen), Lang­
zeiterkrankungen wie zum Beispiel Diabetes oder eine Allergie, unabhängig davon, ob diese heilbar oder 
unheilbar sind, erfasst werden.579 Insoweit wurde beispielsweise eine symptomlose HIV-Infektion auf­
grund der anhaltenden Stigmatisierung in der Gesellschaft als Behinderung gewertet. Die Erkrankung 
Adipositas kann eine Behinderung darstellen, wenn die jeweiligen Voraussetzungen des Behinderungsbe­
griffs erfüllt sind, insbesondere die erforderliche Teilhabebeschränkung an der Gesellschaft beziehungs­
weise Berufsleben. 

Damit stellt der weite Behindertenbegriff im AGG nicht auf einzelne Krankheiten ab, sondern bleibt abs­
trakt-generell bei einer individuellen Beeinträchtigung auf körperlicher, geistiger, seelischer Ebene sowie 
in Bezug auf Sinneswahrnehmung. Darunter können ein Vielzahl verschiedener Gründe sowie Krankhei­
ten als Ursache für die Beeinträchtigung fallen, sodass von einer gesetzlichen Regelung wie im britischen 
Antidiskriminierungsrecht, wonach bestimmte Krankheiten automatisch als Behinderung qualifiziert 
werden, abgesehen werden kann. 

Insoweit kann auch ein krankhaftes äußeres Erscheinungsbild, wie zum Beispiel eine schwere Entstellung 
durch Narben oder Akne, unter den weiteren Behinderungsbegriff subsumiert werden, sofern die weiteren 
Voraussetzungen dafür vorliegen. 

Im Ergebnis scheint die dargelegte Entwicklung zu einer deutlichen und nicht zu unterschätzenden Aus­
weitung des Behindertenbegriffs geführt zu haben, die jene Gesetzesbegründung beim Inkrafttreten des 
AGG im Jahr 2006 hinter sich gelassen hat. Der derzeitig gültige Behindertenbegriff ist viel weitergehender, 
greift die Begrifflichkeiten der UN-Behindertenrechtskonvention auf und hat die Perspektive weg von ei­
nem „defizitorientierten“ hin zu einem „wechselwirkungsbasierten“ Ansatz vollzogen. Insoweit zeigt sich 
dieser aktuell gültige Behindertenbegriff als weit ausgelegt und präzisiert, sodass sich kein Konkretisie­
rungsbedarf aufdrängt.

579	 Joussen, Auswirkungen der Rechtsprechung des EuGH auf das deutsche Arbeitsrecht – Diskriminierungsrecht, Befristungsrecht, 
Urlaubsrecht, RdA 2015, Heft 5, S. 305, 312; Fuhlrott/Wesemann, Der Begriff der Behinderung im AGG: Nationale Folgen der 
europäischen Begriffskorrektur, ArbRAktuell 2014, Heft 13, S. 307, 309. 

5.2.6	Mögliche Aufnahme weiterer Merkmale

Als weitere Modellvariante zur Verbesserung des Diskriminierungsschutzes auf Tatbestandsebene im AGG 
kommt die Erweiterung des bestehenden gesetzlichen Diskriminierungskatalogs in § 1 AGG um zusätzli­
che Merkmale in Betracht. Die vorliegende Studie hat gezeigt, dass fast alle EU-Mitgliedstaaten über einen 
Merkmalskatalog verfügen, der über die in den EU-Richtlinien vorgegebenen sechs Merkmale hinausgeht. 
Gleichwohl ist das Meinungsbild in Deutschland geteilt. Während teilweise die Ansicht vertreten wird, dass 
eine Erweiterung der im AGG geschützten Diskriminierungsmerkmale nicht zu einer Stärkung der Rechte 
der Betroffenen führen wird und zum jetzigen Zeitpunkt praktisch kaum umsetzbar und damit nicht ziel­
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führend wäre580, wird auch die Gegenansicht vertreten, dass der Diskriminierungsschutz in Deutschland 
unzureichend sei.581 

Als mögliche Erweiterungen für den gesetzlich geschützten Diskriminierungskatalog kommen nach den 
Erkenntnissen dieser Studie insbesondere die Merkmale familiärer Status und nachteiliger sozioökonomi­
scher Status in Betracht. 

580	 Telefoninterview: Brors (2018).
581	 Berghahn/Klapp/Tischbirek (2016): Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, erstellt im Auftrag der Antidiskriminie­

rungsstelle des Bundes, S. 5 ff.; Egenberger (2015): Diskriminierungsschutz weiterentwickeln – Argumente für eine Novellierung des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 9 ff.; Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland 
stärken, S. 12 ff.; Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 11 ff.

582	 Poleshchuk (2017): Country Report Non-discrimination Estonia, S. 6.
583	 Hiltunen (2017): Country Report Non-discrimination Finland, S. 6.
584	 Latraverse (2017): Country Report Non-discrimination France, S. 33.
585	 O’Farrell/Walsh (2017): Country Report Non-discrimination Ireland, S. 6.
586	 Bojić (2017): Country Report Non-discrimination Croatia, S 22.
587	 Kamenska (2017): Country Report Non-discrimination Latvia, S. 24.
588	 Andriukaitis (2017): Country Report Non-discrimination Lithuania, S. 35.
589	 Ellul (2017): Country Report Non-discrimination Malta, S. 63.
590	 Holtmaat/Loenen (2017): Country Report Non-discrimination The Netherlands, S. 23.
591	 Schindlauer (2017): Country Report Non-discrimination Austria, S. 31.
592	 Bojarski (2017): Country Report Non-discrimination Poland, S. 32.
593	 Guerra Martins (2017): Country Report Non-discrimination Portugal, S. 6.
594	 Debrecéniová/Durbáková (2017): Country Report Non-discrimination Slovakia, S. 8.
595	 Šalamon (2017): Country Report Non-discrimination Slovenia, S. 6.
596	 Zahumenský (2017): Country Report Non-discrimination Czech Republic, S.72.
597	 Kádár (2017): Country Report Non-discrimination Hungary, S. 31.
598	 Telefoninterview: Vickers (2018).

5.2.7	Familiärer Status

Zur Stärkung des Diskriminierungsschutzes in Deutschland wird teilweise die Aufnahme eines Merkmals 
familiärer Status in den Katalog des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes in Betracht gezogen. 

In zahlreichen Mitgliedstaaten stellt der Familienstand/Ehestand ein eigenständiges Diskriminierungs­
merkmal dar. So findet sich die Bezeichnung Familienstand, familiäre Verhältnisse oder Personen- oder 
Ehestand in Estland582, Finnland583, Frankreich584, Irland585, Kroatien586, Lettland587, Litauen588, Malta589, Nie­
derlande590, Österreich591, Polen592, Portugal593, Slowakei594, Slowenien595, Tschechische Republik596 und in 
Ungarn597. 

Auch das britische Antidiskriminierungsrecht schützt das Merkmal Ehestand oder Lebenspartnerschaft. Je­
doch wird für Großbritannien auch gefordert, jenes Merkmal in Familienstand zu ändern, um einen breite­
ren Anwendungsbereich zu schaffen, sodass auch Alleinstehende von diesem Merkmal erfasst werden.598

Damit ist in überwiegender Anzahl der europäischen Mitgliedstaaten der Familien-/Ehestand als eigen­
ständiges Diskriminierungsmerkmal gesetzlich geschützt. Im Gegensatz dazu vermag der bereits vorhan­
dene Diskriminierungskatalog des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes in Deutschland selbst bei 
weiter Auslegung der einzelnen Merkmale nicht die familienstandbezogenen Ungleichbehandlungen mit 
abzudecken. Aus dem Dritten Bericht der Antidiskriminierungsstelle über Diskriminierungen in Deutsch­
land geht hervor, dass insbesondere im Arbeitsleben Ungleichbehandlungen aufgrund der Familiensitua­
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tion keine Seltenheit seien.599 Oftmals gehe es dabei um den Status als Alleinerziehende_er oder eine grö­
ßere Anzahl an Kindern. Rund ein Drittel der Befragten gab an, bereits Opfer einer entsprechenden 
Diskriminierung, insbesondere auf dem Wohnungsmarkt, im Arbeitsleben bei der Arbeitssuche/Bewer­
bung, geworden zu sein.600 Diese Daten legen nahe, dass Benachteiligungen aufgrund der Familiensituati­
on in Deutschland in AGG-relevanten Lebensbereichen auftreten.

Der Schutz von Ehe und Familie ist bereits verfassungsrechtlich in Artikel 6 GG verankert, der Abwehr­
rechte, Schutzpflichten, Institutsgarantien und Diskriminierungsverbote enthält.601 Auch im europäischen 
Unionsrecht kommt dem Schutz der Familie besondere Bedeutung zu. So enthält Artikel 7 EU-Grundrech­
techarta das Recht auf Achtung des Familienlebens, Artikel 9 EU-Grundrechtecharta gewährt das Recht, 
eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen und Artikel 33 Absatz 1 EU-Grundrechtecharta gewähr­
leistet den rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Schutz der Familie. Auch Artikel 12 EMRK garantiert 
das Recht auf Heirat und Gründung einer Familie und in Artikel 8 EMRK wird die Achtung des Familien­
lebens abgesichert.

Dies zeigt, dass die Ehe und Familien in gesellschaftlicher, sozialer sowie rechtlicher Hinsicht eine heraus­
gehobene Stellung besitzen und als „Rückgrat der Gesellschaft“602 betrachtet werden. Vor diesem Hinter­
grund wird dem Rechtsinstitut der Ehe sowie der Lebensgemeinschaft Familie ein besonderer Schutz in 
der staatlichen Rechtsordnung eingeräumt. 

Auch hat bereits das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 28. Mai 1993603 ausgeführt, 
dass „Eltern mit der Erziehung […] ihrer Kinder zugleich Aufgaben [übernehmen], deren Erfüllung sowohl 
im Interesse der Gemeinschaft als Ganzes als auch jedes Einzelnen gelegen ist. Darum ist der Staat gehalten, 
eine kinderfreundliche Gesellschaft zu fördern“.604 Nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts ist der Ge­
setzgeber verpflichtet, Regelungen mit besonderer Rücksicht auf Familien zu erwägen und zwar nicht nur 
im Bereich des Arbeitsrechts, sondern auch in anderen Bereichen des Privatrechts, worunter zum Beispiel 
etwa das Verbot einer Kündigung von Mietverträgen über Wohnraum wegen der Aufnahme eines neuge­
borenen Kindes gefasst wurde. 

Zur Harmonisierung des rechtlichen Schutzniveaus könnte der Wortlaut des § 1 AGG um das Merkmal 
familiärer Status ergänzt werden, wobei mit familiärem Status nicht der Personenstand, sondern vor allem 
die familiäre Situation im weiteren Sinne gemeint sein soll. Während der Personenstand nur den Status 
einer Person als verheiratet, geschieden, ledig, in eingetragener Lebenspartnerschaft oder verwitwet an­
gibt, beinhaltet der familiäre Status zusätzliche Aspekte wie zum Beispiel die Verantwortlichkeit für min­
derjährige beziehungsweise betreuungsbedürftige Kinder. 

Der familiäre Status könnte dabei nicht nur auf minderjährige Kinder beschränkt werden, sondern kranke 
und pflegebedürftige volljährige Angehörige (wie zum Beispiel in Bulgarien) umfassen. In Anlehnung an 
die gesetzliche Ausgestaltung in Irland könnten volljährige Kinder oder Angehörige dann als betreuungs­
bedürftig gelten, wenn diese behindert und ständig auf Pflege oder Unterstützung angewiesen sind.

599	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Diskriminierungen in Deutschland, Dritter Gemeinsamer Bericht  
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung 
und des Deutschen Bundestages, S. 229.

600	 Ebd., S. 132, 205.
601	 Schmidt/Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 6, Rn. 1.
602	 Rieble/Klumpp, Arbeitsrecht zwischen Markt und gesellschaftspolitischer Herausforderung, JZ 2014, Heft 17, S. 817, 823.
603	 BVerfG, 2 BvF 2/90, 28.05.1993; BVerfGE 88, S. 203, 260.
604	 Ebd.
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Dabei ist die häusliche Betreuung von pflegebedürftigen Angehörigen in der Gesellschaft von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung. Pflegende Angehörige werden als eine „tragende Säule der pflegerischen 
Versorgung in Deutschland“ betrachtet.605 Etwa 75 Prozent der 3,4 Millionen Pflegebedürftigen werden 
nach Angaben des Statistischen Bundesamtes zu Hause versorgt.606 Eine derartige häusliche Versorgung 
kann bei den Pflegenden „zu gesundheitlichen, persönlichen und beruflichen Risiken“ führen. Gerade 
durch den demografischen Wandel und die „stark wachsenden Vereinbarungskonflikte zwischen Pflege 
und Beruf“ gewinnt dieser Bereich an Bedeutung.607

Demgemäß wären die familiären Beziehungen, die von dem familiären Status erfasst werden könnten, auf 
die Angehörigen zu beschränken, die im gemeinsamen Haushalt leben, um so den sonst ausufernden 
Schutzbereich zu begrenzen. Das Kriterium des Zusammenlebens im gemeinsamen Haushalt ist bereits im 
deutschen Recht als klares und transparentes Abgrenzungskriterium bekannt, zum Beispiel in §§ 63 ff. Ein­
kommensteuergesetz.

Nachteilhaft könnte der Umstand sein, dass der Begriff nicht bereits aus sich heraus genau abgrenzbar und 
bestimmbar ist, sondern es einer näheren Konkretisierung in der Gesetzesbegründung bedürfte. Jedoch 
obliegt es dem Gesetzgeber, den Rechtsrahmen für die Merkmale und die Schutzrichtung vorzugeben und 
einen entsprechenden Interpretationsspielraum für die gerichtliche Einzelfallbeurteilung zu belassen. Da­
her wäre neben einer Änderung des Wortlauts des § 1 AGG durch eine Gesetzesänderung dieses erweiterte 
Begriffsverständnis zusätzlich im Rahmen der Gesetzesbegründung genauer festzuschreiben. 

Vorteil einer Erweiterung um das Merkmal des familiären Status wäre, dass der Diskriminierungsschutz 
ergänzt und die für Familien bestehenden Diskriminierungsrisiken, die sich durch die besondere Bela­
stungs- und Betreuungssituation ergeben, im AGG berücksichtigt würden. Dabei ist zu beachten, dass der 
familiäre Status Veränderungen unterliegt und nicht dauerhaft für eine Person gleich bleibt. Allerdings soll 
es auf die absolute Unveränderlichkeit der gesetzlich geschützten Diskriminierungsmerkmale nicht an­
kommen, da insoweit auch die bereits bestehenden Merkmale nicht vollständig unveränderlich sind.608 
Ausreichend kann in diesem Zusammenhang auch eine grundlegende persönliche Entscheidung sein. Ge­
rade der Familienstand wird insoweit mit dem Merkmal der Religion oder Weltanschauung gleichgestellt. 
Die Entscheidung, eine dauerhafte persönliche Beziehung mit einem anderen Menschen einzugehen, ist 
von großer Tragweite und prägend.609 

Durch die Aufnahme des Merkmals des familiären Status würde eine neue Diskriminierungskategorie ins 
AGG eingeführt. Damit könnte der Gesetzgeber den besonderen Schutz der Familie auch im Privatrecht in 
Form eines ausdrücklichen Diskriminierungsverbotes umsetzen und fortführen. Dies würde auch im Ein­
klang mit der vom Bundesverfassungsgericht artikulierten besonderen Pflicht des Gesetzgebers zur Er­
wägung von privatrechtlichen Regelungen mit Rücksicht auf die besondere Situation und Belastung von 
Familien stehen. Darüber hinaus würde damit der vielfach auf internationaler, europäischer sowie verfas­
sungsrechtlicher Ebene bestehende Schutz der Ehe und Familie im deutschen AGG verankert werden.

605	 Blome/Benighaus/Klaucke, Kommunen im Fokus – Pflegende unterstützen und entlasten, ProAlter 2018, Heft 3, S. 38.
606	 Destatis Statistisches Bundesamt (2018): Pflegestatistik 2017 – Pflege im Rahmen der Pflegeversicherung Deutschlandergebnisse, S. 8, 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Gesundheit/Pflege/PflegeDeutschlandergebnisse5224001179004.pdf?__
blob=publicationFile (Zugriff: 24.01.2019).

607	 Blome/Benighaus/Klaucke, Kommunen im Fokus – Pflegende unterstützen und entlasten, ProAlter 2018, Heft 3, S. 38.
608	 Telefoninterview: Khaitan (2018); Fredman (2018); Solanke (2018).
609	 Khaitan, A Theory of Discrimination law, S. 60.

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Gesundheit/Pflege/PflegeDeutschlandergebnisse5224001179004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Gesundheit/Pflege/PflegeDeutschlandergebnisse5224001179004.pdf?__blob=publicationFile
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5.2.8	Nachteiliger sozioökonomischer Status 

610	 Bribosia/Rorive (2017): Country Report Non-discrimination Belgium, S. 22; Justesen (2017): Country Report Non-discrimination 
Denmark, S. 22.

611	 Theodoridis (2017): Country Report Non-discrimination Greece, S. 34.
612	 Guerra Martins (2017): Country Report Non-discrimination Portugal, S. 21 f., 34.
613	 Debrecéniová/Durbáková (2017): Country Report Non-discrimination Slovakia, S. 24 f.
614	 Ilieva (2017): Country Report Non-discrimination Bulgaria, S. 8; Hiltunen (2017): Country Report Non-discrimination Finland, S. 29.
615	 Telefoninterview: Harms (2018); Hiltunen (2018).
616	 Telefoninterview: Hiltunen (2018).
617	 Ebd.
618	 Unia (2017): Evaluation- rapport d’Unia approuvé par le Conseil d’administration le 16 février 2017, S. 66.
619	 Michl/Pechstein/Nowak/Häde, EUV/GRC/AEUV, Art. 21 ERC, Rn 7. 
620	 Ebd.
621	 Jarass, Charta der Grundrechte der EU, Art. 21, Rn. 20.

Dass der Schutz sozioökonomischer Gründe im Rahmen des nationalen Antidiskriminierungsrechts nicht 
unüblich ist, zeigt der Vergleich zu anderen europäischen Mitgliedstaaten. So schützen zum Beispiel das 
belgische und das dänische Antidiskriminierungsrecht vor Diskriminierungen aufgrund der sozialen Her­
kunft610, in Griechenland sind Diskriminierungen aufgrund des sozialen Status verboten611 und Portugal 
nennt in seiner Gesetzgebung die Diskriminierungsmerkmale wirtschaftliche Situation, soziale Bedingun­
gen, Bildung und gesellschaftliche Stellung und weist mithin einen umfangreichen Schutz verschiedener 
sozioökonomischer Gründe auf.612 In der Slowakei schließlich sind Diskriminierungen aufgrund der sozia­
len Herkunft oder einer nachteiligen sozialen Situation verboten.613 Hinzu kommen EU-Mitgliedstaaten 
wie Bulgarien und Finnland, die zum Beispiel Herkunft und Vermögensstand als Merkmale mit sozioöko­
nomischem Bezug schützen und die zusätzlich über einen offenen Merkmalskatalog verfügen. Insoweit 
können jene Gründe entweder über diese Merkmale oder über den offenen Katalog vom Antidiskriminie­
rungsschutz erfasst werden.614 

Obwohl beispielsweise für die finnische Antidiskriminierungsgesetzgebung keine Notwendigkeit zur Er­
weiterung des Merkmalskatalogs gesehen wird615, da über den offenen Katalog im Ergebnis sämtliche per­
sönliche Diskriminierungsgründe bereits abgedeckt werden können616, bestehen gleichwohl auch in Finn­
land Vorschläge bezüglich einer möglichen Erweiterung des bestehenden Merkmalskatalogs um die 
Merkmale des Wohlstands und des sozialen Status. Grundsätzlich könnten diese bereits im Rahmen der 
anderen persönlichen Merkmale erfasst werden, allerdings käme einer ausdrücklichen Regelung nach 
Auffassung einiger Akteur_innen des finnischen Antidiskriminierungsrechts eine wichtige politische Sig­
nalwirkung zu.617 Eine ähnliche Forderung kann auch für das belgische Antidiskriminierungsrecht beob­
achtet werden. Hier wird ein weiterer Anwendungsbereich des Merkmals soziale Herkunft dahingehend 
gefordert, dass jenes Merkmal in Herkunft und soziale Lage geändert werden soll.618 

Auf supranationaler Ebene gewährt auch Artikel 21 Absatz 1 EU-Grundrechtecharta als unionsrechtliches 
Primärrecht Diskriminierungsschutz mit sozioökonomischem Bezug, in dem die Merkmale soziale Her­
kunft, Vermögen sowie Geburt ausdrücklich vor Diskriminierung geschützt werden. 

Über das Merkmal der sozialen Herkunft werden im Sinne des Artikels 21 EU-Grundrechtecharta Diskri­
minierungen erfasst, die sich auf die Herkunft aus einer „bestimmten sozialen Schicht“ ergeben, insbeson­
dere wird hierbei an die soziale Stellung der Vorfahren angeknüpft.619 

Das Kriterium der Geburt betrifft keine „schichtspezifischen Aspekte“620, sondern bezieht sich auf den Um­
stand, insbesondere die nichtehelich Geborenen.621
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Vermögen wird als Gesamtheit der vermögenswerten Rechte einer Person verstanden.622 Dabei ist dieses 
Kriterium dem Merkmal des Vermögens in Artikel 14 EMRK nachgebildet623, der in der Rechtsprechung 
kaum relevant ist.624

Ein besonderes Diskriminierungsrisiko zeigt sich für Armut als Teilaspekt eines nachteiligen sozioökono­
mischen Status. So lag zum Beispiel das Risiko von Armut oder sozialer Ausgrenzung innerhalb der Bevöl­
kerung der 28 EU-Mitgliedstaaten im Jahr 2017 bei 22,4 Prozent und betraf demnach nahezu ein Viertel der 
Bevölkerung aller EU-Mitgliedstaaten.625 In Deutschland waren im Jahr 2017 insgesamt 19,7 Prozent der 
Bevölkerung von Armut oder sozialer Ausgrenzung betroffen.626

Dass Armut ein Grund für Diskriminierungen sein kann, zeigt eine Studie des Expert_innennetzwerks 
Equinet, ein Zusammenschluss der Gleichbehandlungsstellen aus den europäischen Staaten627: Hiernach 
können Armut und soziale Ausgrenzung das Risiko von möglichen Diskriminierungen einerseits erhöhen. 
Andererseits können erlittene Diskriminierungen wie zum Beispiel von Frauen, ethnischen Minderheiten 
oder Menschen mit Behinderung ein mitursächlicher Grund für Armut und soziale Ausgrenzung sein.628 
Jene Faktoren, von Equinet als „Ungleichheit von Ressourcen“ („inequality of resources“)629 und „Ungleich­
heit der [sozialen] Anerkennung“ (inequality of recognition“)630 bezeichnet, stehen demnach in einem rezi­
proken Verhältnis zueinander.

Kadar beschreibt jene Wechselwirkungen als „Teufelskreis“ („vicious cycle“) aus „Ohnmacht, Stigmatisie­
rung, Diskriminierung, Ausgrenzung und materieller Deprivation“, wobei sich die einzelnen Elemente 
gegenseitig verstärken.631

Ferner machte das Netzwerk Equinet die Beobachtung, dass gerade Armut und soziale Ausgrenzung dazu 
führen könnten, dass erlittene Diskriminierungen häufig nicht von den Betroffenen geltend gemacht wür­
den.632

Auch macht Equinet in einer Studie darauf aufmerksam, dass die nationalen Gleichbehandlungsstellen oft 
tatenlos bleiben müssten, soweit erlittene Diskriminierungen aus sozioökonomischen Gründen nicht von 
dem jeweiligen nationalen Antidiskriminierungsrecht erfasst werden.633 Ob und inwiefern hierdurch eine 
Schutzlücke in der Praxis entstehen könnte, versuchte Equinet durch Befragung derjenigen Mitgliedstaa­
ten, die etwaige sozioökonomische Gründe entweder ausdrücklich schützen oder einen offenen Merk­
malskatalog aufweisen, zu ermitteln.634 Hierbei wurden aufgrund der unterschiedlichen gesetzlichen  

622	 Jarass, Charta der Grundrechte der EU, Art. 21, Rn. 23.
623	 Michl/Pechstein/Nowak/Häde, EUV/GRC/AEUV, Art. 21 ERC, Rn 7.
624	 Meyer-Ladewig/Lehner/EMRK Ko, Art 14, Rn. 29.
625	 Eurostat (2019): People at risk of poverty or social exclusion, Statistics Explained, S. 1, https://ec.europa.eu/eurostat/statistics- 

explained/pdfscache/22124.pdf (Zugriff: 8.7.2019); Destatis Statistisches Bundesamt (2018): Pressemitteilung Nr. 421 vom 31.10.2018: 
19,0 % der Bevölkerung Deutschlands von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht, https://www.destatis.de/DE/PresseService/
Presse/Pressemitteilungen/2018/10/PD18_421_634.html (Zugriff: 07.11.2018). 

626	 Destatis Statistisches Bundesamt (2017): Pressemitteilung Nr. 392 vom 08.11.2017: 19,7 % der Bevölkerung Deutschlands von  
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht, https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2017/11/ 
PD17_392_634.html (Zugriff: 17.04.2018).

627	 Equinet European Network of Equality Bodies: Equinet Members, http://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/european- 
directory-of-equality-bodies/ (Zugriff: 17.04.2018).

628	 Equinet (2010): Addressing poverty and discrimination: Two sides of the one coin, S. 5, 7.
629	 Ebd., S. 7.
630	 Ebd.
631	 Kadar (2016): An analysis of the introduction of socio-economic status as a discrimination ground, S. 9.
632	 Equinet (2010): Addressing poverty and discrimination: Two sides of the one coin, S. 5, 8.
633	 Ebd., S. 8.
634	 Belgien, Bulgarien, Kroatien, Tschechische Republik, Ungarn, Lettland, Litauen, Rumänien, Slowakei; Equinet (2010):  

Addressing poverty and discrimination: Two sides of the one coin, S. 8.

https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/pdfscache/22124.pdf
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/pdfscache/22124.pdf
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2018/10/PD18_421_634.html
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2018/10/PD18_421_634.html
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2017/11/PD17_392_634.html
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2017/11/PD17_392_634.html
http://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/european-directory-of-equality-bodies/
http://equineteurope.org/what-are-equality-bodies/european-directory-of-equality-bodies/
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Verankerung in den jeweiligen Staaten unter den Oberbegriff des sozioökonomischen Status unter ande­
rem geschützte Diskriminierungsmerkmale wie Vermögen, Eigentum, soziale Herkunft, persönlicher oder 
sozialer Status sowie finanzieller Status gefasst.635

Die nationalen Gleichbehandlungsstellen stellten zunächst fest, dass der Aufnahme des sozioökonomi­
schen Status als weiteres Diskriminierungsmerkmal bereits ein symbolischer Mehrwert zukäme.636

Hinsichtlich der zu verzeichnenden Beschwerden aufgrund von Diskriminierungen aus sozioökonomi­
schen Gründen variierten die Angaben der Länder jedoch deutlich; so konnten einige Gleichbehandlungs­
stellen kaum oder keinerlei derartige Beschwerden verzeichnen, wohingegen bei anderen Equinet-Mit­
gliedern etwa 25  Prozent der gesamten Beschwerden aufgrund sozioökonomischer Diskriminierungen 
erfolgten.637 Jene Zahl ist jedoch durch die unterschiedlich weit ausgestalteten Mandate der betroffenen 
Gleichbehandlungsstellen für eine eigene Prozessführung zu erklären.638

Als Lebensbereiche, in denen Diskriminierungen aufgrund des sozioökonomischen Status am häufigsten 
zu verzeichnen waren, gaben die Gleichbehandlungsstellen insbesondere die Lebensbereiche Wohnungs­
markt, Bildung und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, einschließlich des öffentlichen Sek­
tors, an.639 Die Zahl der Beschwerden im Rahmen des Arbeitsmarktes fiel hingegen geringer aus.640

Schließlich stellten auch die befragten Equinet-Mitglieder fest, dass Diskriminierungen aufgrund des so­
zioökonomischen Status häufig in Form von intersektionalen Diskriminierungen vorkamen, wobei ins­
besondere die Diskriminierungsmerkmale ethnische Herkunft, Behinderung, Gesundheitszustand, Alter 
oder Familienstand betroffen waren.641

Auch auf deutscher Ebene zeigt die von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes in Auftrag gegebene 
Repräsentativ- und Betroffenenbefragung „Diskriminierungserfahrungen in Deutschland“ den Zusam­
menhang zwischen Armut beziehungsweise einer nachteiligen sozioökonomischen Situation und mögli­
cher Diskriminierung auf. Danach gaben 10,1 Prozent der Befragten an, in den letzten 24 Monaten auf­
grund ihrer sozioökonomischen Lage diskriminiert worden zu sein, wobei die Faktoren niedriger 
Bildungsstand sowie geringes Einkommen berücksichtigt wurden.642 Nach jener Umfrage stellte die sozio­
ökonomische Lage nach dem von § 1 AGG geschützten Diskriminierungsmerkmal des Alters sogar das 
zweithäufigste genannte Merkmal dar, anhand dessen die Betroffenen etwaige Diskriminierungen erfah­
ren haben.643

Ein Schutz der Betroffenen vor solchen Diskriminierungen durch eine Erweiterung der geschützten Merk­
male könnte hiernach grundsätzlich auch im Rahmen des deutschen Allgemeinen Gleichbehandlungsge­
setzes angezeigt sein.

635	 Equinet (2010): Addressing poverty and discrimination: Two sides of the one coin, S. 8.
636	 Ebd., S. 9.
637	 Ebd., S. 9.
638	 So können einige Gleichbehandlungsstellen im Fall von Mehrfachdiskriminierungen letztendlich nur einen der betroffenen 

Diskriminierungsgründe geltend machen, sodass, wurden Beschwerden auf einem anderen Grund als den sozioökonomischen Status 
gestützt, dieser im weiteren Verfahren auch nicht berücksichtigt wurde; Equinet (2010): Addressing poverty and discrimination:  
Two sides of the one coin, S. 9.

639	 Equinet (2010): Addressing poverty and discrimination: Two sides of the one coin, S. 9.
640	 Ebd.
641	 Ebd., S. 10.
642	 Beigang/Fetz/Kalkum/Otto (2017): Diskriminierungserfahrungen in Deutschland, Ergebnisse einer Repräsentativ- und  

Betroffenenbefragung, Hg. v. Antidiskriminierungsstelle des Bundes, S. 96.
643	 Ebd.
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Allerdings wird der zutreffende Lösungsansatz zur Verhinderung von Diskriminierungen aus sozioöko­
nomischen Gründen nicht in der Änderung des bestehenden Antidiskriminierungsrechts, sondern viel­
mehr in der Sicherstellung eines stabilen und belastbaren Sozialstaates sowie einer effektiven Sozialpolitik 
gesehen, wie unter anderem von der Rechtswissenschaftlerin Fredman im Rahmen einer Studie über das 
angelsächsische Recht ausgeführt wird.644 Auf der anderen Seite würde dies nach Fredman jedoch außer 
Acht lassen, dass sozial schwächer gestellte Bevölkerungsgruppen in der Regel auch in politischer Hinsicht 
unterrepräsentiert sind, sodass ihre Interessen allein auf diesem Wege letztendlich nicht hinreichend ge­
wahrt wären.645

Jene Überlegungen sind grundsätzlich auf den deutschen Diskurs übertragbar, wobei die dargestellten Me­
chanismen sich jedoch nicht zwingend gegenseitig ausschließen müssen. Vielmehr könnte auch an einen 
Schutz durch den Sozialstaat, mithin ein effektiv wirksames Sozialsystem sowie eine engagierte Sozialpoli­
tik in Kombination mit entsprechenden Maßnahmen im Rahmen des Antidiskriminierungsrechts zu den­
ken sein.

Im Hinblick auf eine Erweiterung des gesetzlichen Diskriminierungskatalogs in § 1 AGG um die Eigen­
schaft des nachteiligen sozioökonomischen Status ist jedoch diversen Herausforderungen zu begegnen. 

Zunächst wird im Rahmen der Diskussion um einen solchen legislativen Schutz darauf hingewiesen, dass 
im Gegensatz zu den bisher in § 1 AGG geschützten Diskriminierungsmerkmalen sozioökonomische 
Gründe, unabhängig von welcher exakten Begrifflichkeit letztendlich auszugehen ist, in der Regel verän­
derbare, keine der jeweiligen Person innewohnende Eigenschaften seien,646 da die Bildungs-, Einkom­
mens-, Beschäftigungs- oder Wohnsituation sich im Laufe der Zeit verändern kann. Jedoch spiegelt dies 
nicht die Realität wider, denn in der Praxis entkommt eine Person nur schwer den ärmlichen Verhältnis­
sen, in die sie hineingeboren wurde, sodass diese Person oft innerhalb ihres sozialen Status verbleibt647 und 
Armut häufig innerhalb mehrerer Generationen weitergegeben wird.648

Dagegen kann – wie oben bereits detailliert ausgeführt – eingewandt werden, dass es allein auf die Unver­
änderlichkeit der persönlichen Eigenschaft nach Ansicht der rechtswissenschaftlichen Forschung sowie 
Rechtspraxis nicht ankommen kann.649 Die bisher geschützten Diskriminierungsmerkmale sind ebenfalls 
nicht alle absolut unveränderlich,650 so ist es insbesondere mithilfe medizinischer Interventionen heute 
möglich, in komplexe Prozesse des Geschlechterwandels einzutreten.651 Auch kann die Religion im Wege 
einer grundsätzlichen, inneren persönlichen Entscheidung „im Herzen“ geändert und die Konfession ge­
wechselt werden. Insgesamt zeigt sich damit, dass auch die bereits bestehenden Diskriminierungsmerk­
male im Wandel der Zeit und der Gesellschaft nicht mehr als absolut unveränderlich zu betrachten sind. 
Jedoch sind etwaige Änderungen dieser Eigenschaften eine höchst persönliche Angelegenheit, die nicht 
von außen angestoßen werden kann. Vor diesem Hintergrund kann das Argument der Unveränderlichkeit 

644	 Fredman (2010): Positive Duties and Socio-Economic Disadvantage: Bringing Disadvantage onto the Equality Agenda, Legal Research 
Paper Series, Paper No. 55/2010, S. 2; Kadar (2016): An analysis of the introduction of socio-economic status as a discrimination 
ground, S. 19.

645	 Fredman (2010): Positive Duties and Socio-Economic Disadvantage: Bringing Disadvantage onto the Equality Agenda, Legal Research 
Paper Series, Paper No. 55/2010, S. 3.

646	 Lembke/Liebscher (2014): Postkategoriales Antidiskriminierungsrecht? – Oder: Wie kommen Konzepte der Intersektionalität  
in die Rechtsdogmatik?, S. 8 f.

647	 Telefoninterview: Kadar (2018).
648	 Kadar (2016): An analysis of the introduction of socio-economic status as a discrimination ground, S. 5.
649	 Siehe Kapitel 5.2.1; Khaitan, A Theory of Discrimination law, S. 50; Telefoninterview: Khaitan (2018); Fredman (2018); Cardon (2018).
650	 Telefoninterview: Khaitan (2018); Fredman (2018); Zeckei (2008): Das Diskriminierungsverbot im Zivilrecht und seine Auswirkungen 

auf das rechtsgeschäftliche und quasi-rechtsgeschäftliche Handeln, S. 65.
651	 Telefoninterview: Solanke (2018).
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im Rahmen der aktuellen Diskussion als unerheblich betrachtet werden. Insoweit verfängt dieser Kritik­
punkt für ein Merkmal mit sozioökonomischem Bezug nicht.

Weiter wird zum Teil befürchtet, dass die Miteinbeziehung etwaiger sozioökonomischer Gründe die tradi­
tionellen Merkmale in ihrer Effektivität einschränken könnte, statt positiv zu einem effektiven Diskrimi­
nierungsschutz beizutragen.652 Fredman vertritt jedoch im Rahmen der in Großbritannien geführten Dis­
kussion die Ansicht , dass eine Einführung jenes Merkmals vielmehr zu der Stärkung der bislang traditionell 
geschützten Merkmale beitrage, da eine gegenseitige Wechselwirkung zwischen sozioökonomischer Be­
nachteiligung und den bestehenden Diskriminierungsmerkmalen bestehe.653

Hierfür könnte sprechen, dass Diskriminierungen aufgrund von sozioökonomischen Gründen häufig in 
Form von intersektionalen Diskriminierungen vorkommen. 

So sind Frauen nach Einschätzung des Expert_innennetzwerks Equinet sowie der internationalen Organi­
sation Equal Rights Trust gegenüber Männern in der Regel wirtschaftlich schlechter gestellt, mithin einem 
erhöhten Armutsrisiko ausgesetzt.654 Als Gründe hierfür werden insbesondere eine fehlende tatsächliche 
Gleichstellung in der Arbeitswelt und die hiermit verbundene größere Abhängigkeit von ausreichenden 
staatlichen Sozialleistungen, die Zuschreibung antiquierter gesellschaftlicher Rollenbilder sowie das Ste­
reotypieren von Frauen als gemeinhin „fürsorglich, abhängig und passiv“ genannt.655

Ebenso bleibt der durchschnittliche Bruttostundenverdienst erwerbstätiger Frauen in Deutschland deut­
lich hinter dem durchschnittlichen Bruttoverdienst ihrer männlichen Kollegen zurück, wie der Zweite 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung zeigt.656 Zudem nehmen Frauen häufiger Teilzeitbeschäfti­
gungen wahr und unterbrechen ihre beruflichen Tätigkeiten aufgrund der familiären Fürsorge.657 Schließ­
lich wirken sich jene Umstände auch hinsichtlich der späteren Rentenbezüge von Frauen aus, die in der 
Regel damit niedriger ausfallen.658

Im Ergebnis kommen Diskriminierungen aus sozioökonomischen Gründen demnach vermehrt in Form 
von intersektionalen Diskriminierungen in Kombination mit beispielsweise dem Diskriminierungsgrund 
Geschlecht vor. Die Verbindung zwischen bereits geschützten Diskriminierungsmerkmalen, Armut oder 
sozialer Ausgrenzung und hiermit einhergehenden Diskriminierungen aus sozioökonomischen Gründen 
ist nicht nur im Fall des Geschlechts erkennbar. Auch ethnische Minderheiten, ältere Menschen sowie 
Menschen mit Behinderung sind vermehrt von Armut oder sozialer Ausgrenzung und damit einhergehen­
den Stigmatisierungen betroffen.659

So ergab eine Studie der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, dass 80 Prozent der Roma, die 
größte ethnische Minderheit innerhalb der EU-Mitgliedstaaten, unterhalb der Armutsgefährdungsgrenze 
in ihrem Land leben.

652	 Fredman (2010): Positive Duties and Socio-Economic Disadvantage: Bringing Disadvantage onto the Equality Agenda,  
Legal Research Paper Series, Paper No. 55/2010, S. 2.

653	 Ebd.
654	 Equinet (2010): Addressing poverty and discrimination: Two sides of the one coin, S. 7; Equal Rights Trust (2014):  

Economic and Social Rights in the Courtroom, S. 49.
655	 Ebd.
656	 Sachverständigenkommission zum Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung (2017): Erwerbs- und Sorgearbeit  

gemeinsam neu gestalten; Gutachten für den Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung, S. 37.
657	 Ebd., S. 38 ff.
658	 Ebd., S. 38 ff.
659	 Equinet (2010): Addressing poverty and discrimination: Two sides of the one coin, S. 7, 10; Equal Rights Trust (2014): Economic and 

Social Rights in the Courtroom, S. 54 f., 59; Kadar (2016): An analysis of the introduction of socio-economic status as a discrimination 
ground, S. 9 f.
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Altersarmut in Deutschland ist insbesondere bedingt durch Lücken im beruflichen Werdegang aufgrund 
von Arbeitslosigkeit oder familiär bedingten Unterbrechungen, die Zunahme von Erwerbstätigkeiten, die 
nicht von der Rentenversicherungspflicht erfasst werden sowie eine generelle mangelnde Absicherung im 
Alter durch die gesetzliche oder eine private Rente.

Schließlich wird Menschen mit Behinderung häufig der gleichberechtigte Zugang zu Bildungseinrichtun­
gen und dem Arbeitsmarkt versagt, regelmäßig verbunden mit dem Vorurteil, den jeweiligen Herausforde­
rungen nicht gewachsen zu sein. Jene eingeschränkte Teilhabe ist in vielen Fällen mit einem mangelnden 
Ausgleich durch entsprechende Sozialleistungen verbunden. Dies führt letztendlich zu einer wirtschaftli­
chen Schlechterstellung.

Es wird jedoch eingewandt, dass zwar die geschilderten Fälle sowohl im Rahmen der europäischen Gleich­
behandlungsrichtlinien als auch im Rahmen von § 1 AGG zumindest mittelbar durch die bereits geschütz­
ten Diskriminierungsmerkmale des Geschlechts, der „Rasse“ oder ethnischen Herkunft, des Alters oder der 
Behinderung erfasst werden könnten, jedoch könnte die Berücksichtigung sozioökonomischer Gründe als 
eigenständiges Merkmal eine Stärkung der Rechtsposition der Betroffenen und – wie von Fredman argu­
mentiert660 – auch eine Stärkung der bestehenden Merkmale bedeuten. Auch würde damit unter Umstän­
den eine Artikulierung beziehungsweise Verdeutlichung der Problematik der Ausgrenzung aufgrund so­
zialer Schlechterstellung erreicht werden.

Des Weiteren stellt sich im Rahmen eines möglichen Schutzes vor Diskriminierungen aus sozioökonomi­
schen Gründen die Frage einer klaren Definition sowie rechtssicheren Abgrenzung. Dies ist nach Ansicht 
der Rechtswissenschaftlerinnen Lembke/Liebscher insbesondere wichtig, um die maßgebliche Entschei­
dung, welche Merkmale abschließend zu schützen sind und welche nicht, bei dem parlamentarischen Ge­
setzgeber verbleiben zu lassen und nicht auf die Rechtsprechung, die unter Umständen je nach Einzelfall 
und gerichtlichem Ermessen entscheidet, zu verlagern.661 

Hierfür böten sich im Rahmen des § 1 AGG unterschiedliche Begrifflichkeiten an. So wird beispielsweise 
der soziale Status, die soziale Herkunft, die soziale oder sozioökonomische Lage, die sozioökonomische 
Benachteiligung sowie die wirtschaftliche oder finanzielle Situation diskutiert.662 

Im Rahmen der deutschen Diskussion schlagen die Autor_innen Liebscher/Klose die Einführung des Dis­
kriminierungsmerkmals des sozialen Status vor.663 Hierbei wird jenes Diskriminierungsmerkmal als eine 

„durch Arbeitslosigkeit und Beschäftigung, Einkommen, Vermögen, Armut, Beruf und Bildung bestimmte 
Position innerhalb der Gesellschaft“ konkretisiert, die letztendlich die Gefahr birgt, zu einer Diskriminie­
rung der Betroffenen zu führen.664 

660	 Fredman (2010): Positive Duties and Socio-Economic Disadvantage: Bringing Disadvantage onto the Equality Agenda,  
Legal Research Paper Series, Paper No. 55/2010, S. 2.

661	 Lembke/Liebscher (2014): Postkategoriales Antidiskriminierungsrecht? – Oder: Wie kommen Konzepte der Intersektionalität  
in die Rechtsdogmatik?, S. 9 f.

662	 Vgl. Egenberger (2015): Diskriminierungsschutz weiterentwickeln – Argumente für eine Novellierung des Allgemeinen Gleichbe­
handlungsgesetzes, S. 15; Fredman (2010): Positive Duties and Socio-Economic Disadvantage: Bringing Disadvantage onto the 
Equality Agenda, Legal Research Paper Series, Paper No. 55/2010, S. 9; Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 6.

663	 Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 13.
664	 Ebd.
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Durch die Aufnahme des Diskriminierungsmerkmals des sozialen Status könnten nach Ansicht von Lieb­
scher etwaige Benachteiligungen von Obdachlosen, Überschuldeten, Analphabeten_innen oder Menschen 
mit vorgängigen Gefängnis- oder Psychiatrieaufenthalten erfasst werden.665

Auch auf Ebene der einzelnen Bundesländer werden mögliche Definitionen sozioökonomisch geprägter 
Merkmale diskutiert. Dabei schlägt Klose in dem Entwurf für ein Berliner Landesantidiskriminierungsge­
setz 2011 die Aufnahme des Merkmals der sozialen Herkunft vor, wobei auch der soziale Status unter jenes 
Merkmal zu fassen sei.666 Durch die Einführung jenes Merkmals soll nach Klose insbesondere der Proble­
matik sozialer Ungleichheiten und damit verbundener Diskriminierungen entgegengewirkt werden.667

Schließlich sollte der – letztendlich gescheiterte – Entwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für ein 
Gesetz zur Antidiskriminierung im Land Brandenburg unter anderem vor Diskriminierungen aufgrund 
der sozialen Herkunft oder Stellung schützen.668

Grundsätzlich wird anhand der dargelegten Konkretisierungen und Erläuterungen deutlich, dass im Rah­
men von sozioökonomischen Gründen, wie beispielsweise dem sozialen Status, inbesondere sozial oder 
wirtschaftlich nachteilige Lebenssituationen erfasst werden sollen.

Dennoch weist Fredman in der parallelen Diskussion auf angelsächsischer Ebene darauf hin, dass, im Un­
terschied zu den Diskriminierungsmerkmalen wie dem Geschlecht oder dem Alter, die sowohl Männer als 
auch Frauen beziehungsweise sowohl junge als auch ältere Menschen schützen, eine ausdrücklich einsei­
tige Schutzrichtung sinnvoll sei.669 Bezweckt ist allein der Schutz der sozial schwächer Gestellten, nicht 
hingegen der wohlhabenderen Mitglieder einer Gesellschaft.670 Jener „asymmetrische Schutz“ könnte hier­
bei in dem Diskriminierungsmerkmal der sozioökonomischen Benachteiligung verankert werden.671

Gegen diesen Vorschlag kann eingewandt werden, dass in einem gesetzlich geschützten Merkmal nicht 
bereits der Akt der Diskriminierung enthalten sein soll, wie es zum Beispiel bei dem Begriff „sozioökono­
mische Benachteiligung“ der Fall wäre. Einem gesetzlich geschützten Merkmal sollte der Umstand einer 
Benachteiligung nicht bereits immanent sein, sondern einen „neutralen“ Bezug aufweisen. 

Insoweit ist der Lösungsansatz, wie er beispielsweise in Irland verfolgt wird, hervorzuheben. Das irische 
Parlament befasst sich aktuell mit einem Gesetzesentwurf zur Überarbeitung der Antidiskriminierungs­
gesetzgebung unter Miteinbeziehung eines Schutzes vor Diskriminierungen aufgrund eines nachteiligen 
sozioökonomischen Status („disadvantaged socio-economic status“).672 

Der irische Gesetzentwurf konkretisiert das Merkmal des nachteiligen sozioökonomischen Status als „so­
zial identifizierbarer Status in Form eines sozialen oder wirtschaftlichen Nachteils bedingt durch Armut, 
Einkommensniveau oder Einkommensquelle, Obdachlosigkeit, Wohnort oder familiären Hintergrund“.673 

665	 Liebscher (2017): Welche Diskriminierungsgründe braucht das AGG?, Dossier 10 Jahre Diskriminierungsschutz in Deutschland, S. 30.
666	 Klose (2011): Entwurf für ein Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG), S. 8.
667	 Ebd.
668	 Landtag Brandenburg, Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Gesetz zur Antidiskriminierung im Land Brandenburg 

(Landesantidiskriminierungsgesetz – LADG BbG), Drs. 6/4492, S. 1.
669	 Fredman (2010): Positive Duties and Socio-Economic Disadvantage: Bringing Disadvantage onto the Equality Agenda, Legal Research 

Paper Series, Paper No. 55/2010, S. 9.
670	 Ebd.
671	 Ebd.; Telefoninterview: Kadar (2018).
672	 McLoughlin (2018): Proposal to make “disadvantaged socio-economic status” a prohibited ground of discrimination under Irish law, 

http://ohrh.law.ox.ac.uk/proposal-to-make-disadvantaged-socio-economic-status-a-prohibited-ground-of-
discrimination-under-irish-law/ (Zugriff: 19.04.18).

673	 Ebd.

http://ohrh.law.ox.ac.uk/proposal-to-make-disadvantaged-socio-economic-status-a-prohibited-ground-of-discrimination-
http://ohrh.law.ox.ac.uk/proposal-to-make-disadvantaged-socio-economic-status-a-prohibited-ground-of-discrimination-
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Dieser Begriffsansatz beinhaltet nicht bereits den Akt der Benachteiligung, gleichwohl wird der asymme­
trische Schutzcharakter deutlich, da nur der „nachteilige sozioökonomische Status“ vom Antidiskriminie­
rungsschutz erfasst werden soll. Es wäre grundsätzlich zu empfehlen, sich für die Ausgestaltung des Merk­
mals für die sozioökonomischen Gründe an der Formulierung des irischen Gesetzentwurfes zu orientieren. 

Diese Konkretisierung könnte auf die Situation in Deutschland entsprechend angepasst werden, indem 
auf den Formulierungsvorschlag von Liebscher/Klose zur Einführung des Diskriminierungsmerkmals des 
sozialen Status Bezug genommen wird. Hier wird der soziale Status als eine durch „Arbeitslosigkeit und 
Beschäftigung, Einkommen, Vermögen, Armut, Beruf und Bildung bestimmte Position innerhalb der Ge­
sellschaft“674 näher bestimmt. Dabei ist herauszustellen, dass die Begriffskonkretisierung sowohl den Be­
reich der Bildung und als auch den der Beschäftigung umfasst. Diese Bereiche stellen in unserer Gesell­
schaft wesentliche Grundpfeiler zur Schaffung einer besseren Lebenssituation dar, sodass diese 
grundsätzlich im Rahmen einer Konkretisierung der sozioökonomischen Aspekte des Diskriminierungs­
merkmals erfasst werden könnten. 

Unter Berücksichtigung der bereits dargestellten Formulierungsansätze eines solchen Merkmals könnte 
der nachteilige sozioökonomische Status als sozial identifizierbarer Status in Form eines sozialen oder 
wirtschaftlichen Nachteils aufgrund von Arbeitslosigkeit und Beschäftigung, Armut, Bildung, Einkommen, 
Obdachlosigkeit, Wohnort und familiärem Hintergrund definiert werden. 

Insgesamt fällt bei der Diskussion zur Definition und Konkretisierung eines sozioökonomischen Diskrimi­
nierungsgrundes besonders auf, dass der Umfang und Anwendungsbereich des sozioökonomischen Status 
nicht eindeutig abgrenzbar ist, sondern eher unbestimmt und weitreichend bleibt. Auch die weiteren Kon­
kretisierungen und Teilaspekte des nachteiligen sozioökonomischen Status sind selbst unbestimmt und 
nicht hinreichend klar abgegrenzt. Beispielsweise wäre auch der Teilaspekt der Bildung wiederum näher 
zu bestimmen. Insoweit wäre zum Beispiel zu klären, welcher Bildungsgrad noch vom Schutzbereich er­
fasst werden soll. Auch die Frage nach dem wirtschaftlichen Nachteil aufgrund von Armut ist nicht näher 
bestimmt. Zudem stellt sich die Frage, wie dieses Untermerkmal genau auszufüllen ist und gegebenenfalls, 
welche(r) Armutsbegriff oder -definition heranzuziehen wäre. 

Im europäischen Ausland, beispielsweise in Belgien, wird das Merkmal Vermögen gesetzlich geschützt. Da­
runter wird die Verfügbarkeit finanzieller Mittel, gleich welcher Art verstanden. Davon erfasst werden Be­
nachteiligungen aufgrund des Erhalts von Arbeitslosengeld, aufgrund des Wohnortes oder des sozioöko­
nomischen Lebensbereiches. Auch hier finden sich unbestimmte Rechtsbegriffe wie die Verfügbarkeit und 
der sozioökonomische Lebensbereich. 

Wenngleich auch die Definition der gesetzlichen Diskriminierungsmerkmale eine gewisse Flexibilität 
wahren sollte, sodass ein gerichtlicher Interpretationsspielraum besteht675, müssen entsprechende klare 
Rahmenbedingungen für die richterliche Arbeit gegeben werden. Der Anwendungsbereich eines solchen 
Merkmals des nachteiligen sozioökonomischen Status erscheint jedoch insgesamt eher unbegrenzt und 
sehr weitreichend. Sozioökonomische Nachteile können sich aus verschiedenen Faktoren des Lebens so­
wie der Gesellschaft ergeben. Insoweit kann auch die oben dargestellte Konkretisierung nicht als abschlie­
ßend betrachtet werden. Beispielsweise werden in Großbritannien sozioökonomische Nachteile auch im 
Bereich Gesundheit oder hinsichtlich mangelnder Aussichten als möglich erachtet, wobei auch diese Auf­
listung nur einen beispielhaften Charakter aufweist. Dies zeigt, dass der Bereich der sozioökonomischen 

674	 Liebscher/Klose (2014): Vorschläge zur Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), S. 13.
675	 Telefoninterview: Kadar (2018).
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Nachteile sehr viele Facetten in den einzelnen Lebensbereichen aufweist, die nicht alle in einer entspre­
chenden rechtlichen Definition abgebildet werden können. 

Hinsichtlich der staatlichen Bildung ist erkennbar, dass in der Praxis der Bildungserfolg in Deutschland 
sehr eng mit der jeweiligen sozialen Herkunft verknüpft ist.676 Dies bestätigt eine bevölkerungsrepräsenta­
tive Befragung im Rahmen der Studie „Diskriminierungserfahrungen in Deutschland“, wonach im Bil­
dungsbereich Diskriminierungserfahrungen aufgrund der sozialen Herkunft mit 17 Prozent angegeben 
wurden.677 Der öffentlich-rechtlich organisierte Bildungsbereich sowie die öffentliche Verwaltung werden 
jedoch gerade nicht vom AGG erfasst, sodass sich Betroffene beispielsweise bei ungerechtfertigten Benach­
teiligungen durch öffentliche Bildungseinrichtungen oder bei Behördengängen nicht auf das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz berufen, sondern Ungleichbehandlung in diesem Bereich nur auf der Grundlage 
von Artikel 3 Absatz 3 Grundgesetz geltend machen können.678 

Für die Aufnahme des nachteiligen sozioökonomischen Status als zusätzliches Diskriminierungsmerkmal 
spräche, dass dadurch ein klares Signal vom Gesetzgeber abgegeben würde, dass die Gesellschaft derartige 
Diskriminierungen nicht duldet. Dies scheint auch die Motivation einiger Akteur_innen des finnischen 
Antidiskriminierungsrechts zu sein, die eine entsprechende ausdrückliche Erweiterung des Merkmalska­
talogs um das Merkmal sozialer Status fordern, obwohl die Ungleichbehandlung wegen dieses Merkmals 
in Finnland aufgrund des offenen Merkmalssystems grundsätzlich geschützt wird.679 Eine Erweiterung des 
Merkmalskatalogs um den nachteiligen sozioökonomischen Status könnte daher als ein gesellschaftspoli­
tisches Instrument in Ergänzung zu verschiedenen anderen Maßnahmen angesehen werden, um sozialer 
Ausgrenzung und Ungleichbehandlung in der Gesellschaft entgegenzuwirken.680 

Gegen eine mögliche Erweiterung um den nachteiligen sozioökonomischen Status spricht, dass Benach­
teiligungen aufgrund sozialer Herkunft oder eines nachteiligen sozioökonomischen Status zumindest 
mittelbar über bestehende Diskriminierungsmerkmale geschützt werden.681 Gleiches folgt aus der Fest­
stellung, dass Benachteiligungen aus sozioökonomischen Gründen vermehrt in Form von intersektiona­
len Diskriminierungen und in Kombination mit anderen Diskriminierungsmerkmalen (zum Beispiel Ge­
schlecht, Alter oder ethnische Herkunft) vorkommen. Insoweit erhalten die Betroffenen grundsätzlich 
einen gesetzlichen Diskriminierungsschutz über das bereits bestehende Merkmal.

Ebenfalls gegen die Einführung jenes Merkmals könnte angeführt werden, dass ein erweiterter Merkmals­
katalog nicht automatisch dazu führt, den Schutz bei Mehrfachdiskriminierung und intersektionaler  
Benachteiligung zu verbessern. Rechtsexpert_innen auf europäischer Ebene sind übereinstimmend der 
Ansicht, dass ein erweiterter Merkmalskatalog nicht zwingend zur Folge hat, den Schutz bei Mehrfachdis­

676	 Allmendinger/Nikolai, Bildung und Herkunft, APuZ, 2006, S. 32 ff; Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2013): Diskriminierung  
im vorschulischen und schulischen Bereich, Eine sozial- und erziehungswissenschaftliche Bestandsaufnahme, S. 64, 
http://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/publikationen/Expertisen/Expertise_Diskriminierung_im_
vorschulischen_und_schulischen_Bereich.pdf?__blob=publicationFile (Zugriff 8.7.2019); Solga/Dombrowski (2009): Arbeitspapier 
171 – Soziale Ungleichheiten in schulischer und außerschulischer Bildung, Stand der Forschung und Forschungsbedarf, S. 13 f.,  
https://www.boeckler.de/pdf/p_arbp_171.pdf (Zugriff 8.7.2019).

677	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Diskriminierung in Deutschland. Dritter Gemeinsamer Bericht der Antidiskriminie­
rungsstelle des Bundes und der in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen 
Bundestages, S. 230; Schulze/Tacke (2017): Positionierung – Diskriminierungsschutz in Deutschland stärken, S. 10.

678	 Egenberger (2015): Diskriminierungsschutz weiterentwickeln – Argumente für eine Novellierung des Allgemeinen Gleichbehand­
lungsgesetzes, S. 18.

679	 Telefoninterview: Hiltunen (2018).
680	 Fredman (2010): Positive Duties and Socio-Economic Disadvantage: Bringing Disadvantage onto the Equality Agenda, Legal Research 

Paper Series, Paper No. 55/2010, S. 2; Kadar (2016): An analysis of the introduction of socio-economic status as a discrimination 
ground, S. 19.

681	 Fredman (2010): Positive Duties and Socio-Economic Disadvantage: Bringing Disadvantage onto the Equality Agenda, Legal Research 
Paper Series, Paper No. 55/2010, S. 2.

http://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/publikationen/Expertisen/Expertise_Diskriminierung_im_vorschulischen_und_schulischen_Bereich.pdf?__blob=publicationFile
http://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/publikationen/Expertisen/Expertise_Diskriminierung_im_vorschulischen_und_schulischen_Bereich.pdf?__blob=publicationFile
https://www.boeckler.de/pdf/p_arbp_171.pdf
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kriminierung und intersektionaler Benachteiligung zu verbessern. Dieser Rechtsaspekt müsste separat be­
handelt werden, da es sich um ein sehr komplexes Konzept handelt und schnell zu Rechtsunsicherheiten 
in der Praxis führen kann.682 Professorin Solanke ist der Ansicht, dass es notwendig ist, intersektionale 
Diskriminierung hinreichend zu definieren, sodass die Einordnung als intersektionale Diskriminierung 
fehlerfrei ermöglicht werde. Denn es sei nach ihrer Ansicht für einen intensiveren Schutz auch hinderlich, 
wenn alle Diskriminierungen als intersektional eingestuft würden.683

Im deutschen Recht wird nach überwiegender Ansicht in der wissenschaftlichen Forschung die intersekt­
ionale Diskriminierung derzeit nicht geschützt.684

Wie bereits ausgeführt, kann ein weiterer Nachteil einer Erweiterung um das Merkmal des nachteiligen 
sozioökonomischen Status darin gesehen werden, dass sich die rechtssichere Gestaltung der Begrifflich­
keit und damit die eindeutige Abgrenzung des Anwendungsbereiches als schwierig erweist. Auch sind 
zahlreiche Lebensbereiche betroffen, sodass der Anwendungsbereich mangels einer rechtssicheren Ab­
grenzung als zu weitreichend und zu unbestimmt angesehen werden kann.

682	 Telefoninterview: Kadar (2018); Khaitan (2018); Solanke (2018); Lopez-Pietsch (2018). 
683	 Telefoninterview: Solanke (2018).
684	 Block/BeckOGK, AGG, § 4, Rn. 7.
685	 Telefoninterview: Hiltunen (2018); Mihailova (2018) 
686	 Bielefeldt/Follmar-Otto (2005): Diskriminierungsschutz in der politischen Diskussion, Policy Paper Nr. 5,  

Deutsches Institut für Menschenrechte, S. 6 f.
687	 Ebd.

5.2.9	Öffnung des geschlossenen Strukturmodells

Als weiteres Modell zur Verbesserung des Diskriminierungsschutzes auf der Tatbestandsseite kommt eine 
Änderung des Strukturmodells von dem geschlossenen System zu einem offenen Merkmalskatalog in Be­
tracht. Einige EU-Mitgliedstaaten, zum Beispiel Finnland und Bulgarien, haben das nationale Antidiskri­
minierungsrecht im Wege eines offenen Strukturmodells ausgestaltet. Die Rechtsexpert_innen aus diesen 
beiden EU-Mitgliedstaaten bewerten den offenen Merkmalskatalog in der Rechtspraxis als sehr positiv.685 

In internationalen Menschenrechtsdokumenten enthaltene Diskriminierungsverbote sind häufig als offe­
nes System ausgestaltet und insoweit „ausdrücklich entwicklungsoffen“.686 Diese Merkmalskataloge wer­
den als „Ausdruck gesellschaftlicher Lernprozesse“ angesehen, die „durch soziale Bewegungen vorange­
trieben worden sind und durch die sich neue Sensibilitäten für bestehenden Diskriminierungen 
herausgebildet haben“.687 Damit ist bereits einer der Vorteile eines solchen offenen Systems benannt. 

In der Umsetzung kommen zwei rechtsmethodische Varianten in Betracht, den bestehenden gesetzlichen 
Katalog im Wege einer Gesetzesänderung zu öffnen: Einerseits könnte die Aufzählung der gesetzlichen 
Diskriminierungsgründe mit dem Wort „insbesondere“ eingeleitet werden. Dadurch würde rechtsystema­
tisch klargestellt, dass die nachfolgende Aufzählung nicht als abschließend betrachtet wird. Andererseits 
könnte die Öffnung des bislang abschließenden Modells dadurch erreicht werden, dass – ähnlich wie in 
Finnland und Bulgarien oder im deutschen Sozialrecht – der bestehenden Merkmalsauflistung ein Merk­
mal als Auffangtatbestand hinzugefügt würde. 

Das deutsche Recht kennt einen offenen Merkmalskatalog außerhalb des AGG bereits zum Beispiel im 
sozialrechtlichen Bereich oder im Betriebsverfassungsrecht. In § 36 Absatz 2 Sozialgesetzbuch Drittes Buch 
(im Folgenden SGB III) ist ein eigenes Diskriminierungsverbot hinsichtlich der Vermittlungstätigkeit der 
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Agentur für Arbeit geregelt, das nicht abschließend ausgestaltet ist.688 Es nennt ausdrücklich die Merkmale 
Geschlecht, Alter, Gesundheitszustand, Staatsangehörigkeit oder ähnliche Merkmale. Als ähnliche Merk­
male im Sinne dieser Vorschrift werden Merkmale wie Familienstand, Kinderlosigkeit, Wohnort und 
Nichtrauchereigenschaft verstanden.689 

Auch in § 75 Absatz 1 Betriebsverfassungsgesetz ist ein Diskriminierungsverbot verankert, das die Aufzäh­
lung der Diskriminierungsmerkmale mit dem Wort „insbesondere“ einleitet. Daraus ergibt sich, dass auch 
dieser Katalog nicht abschließend ist. 

Insoweit sind bereits beide rechtsmethodischen Umsetzungsmöglichkeiten im deutschen Recht vorhan­
den, sodass vom Grundsatz beide Optionen für die Öffnung des Diskriminierungskatalogs in § 1 AGG in­
frage kämen. Sofern die bereits bekannte Formulierung „ähnliche Merkmale“ als Auffangtatbestand in 
§ 1 AGG genutzt würde, hätte dies den Vorteil, auf die bereits bestehende Auslegung dieses Begriffs im so­
zialrechtlichen Kontext zurückgreifen zu können. 

Als Vorteil für ein offenes System wird der Aspekt angesehen, dass dadurch das mögliche Entstehen von 
Schutzlücken im gesetzlichen Antidiskriminierungsrecht ausgeschlossen würde, da über den Auffangtat­
bestand auf der Tatbestandsebene alle möglichen Ungleichbehandlungen, welche im Zusammenhang mit 
persönlichen Eigenschaften stehen, grundsätzlich erfasst würden (hierzu siehe unter 3.) .690 Darüber hinaus 
könnte ein offener Merkmalskatalog das Antidiskriminierungsrecht stärken, da der Gleichbehandlungs­
grundsatz möglicherweise umfassender umgesetzt würde.691 Soweit sich neue Sachverhalte und Konstella­
tionen einer Ungleichbehandlung ergeben, die zuvor nicht bedacht worden sind, könnten Gerichte und 
Rechtsanwender im Rahmen einer offenen Diskriminierungsliste besser und flexibler auf die geänderten 
Realitäten reagieren und eine Diskriminierung über den Öffnungstatbestand entsprechend subsumieren. 
Die Gerichte hätten die Möglichkeit – ohne Gesetzesänderung – die Liste der geschützten Merkmale anzu­
passen.692 

Dies ist bei einem geschlossenen Merkmalssystem nicht so umsetzbar, da bei neuen Sachverhalten, die 
nicht unter eines der ausdrücklich genannten Diskriminierungsmerkmale gefasst oder durch Auslegung 
hineingelesen werden können, eine Schutzlücke bestehen könnte, die nur durch eine entsprechende Ge­
setzesänderung geschlossen werden könnte.693 In den meisten Ländern stellt sich eine solche Gesetzesän­
derung jedoch als langwieriger und komplexer Prozess dar694, sodass nicht kurzfristig auf derartige neue 
Entwicklungen im Antidiskriminierungsrecht reagiert werden kann.

Als Nachteil eines offenen Strukturmodells kann angeführt werden, dass damit auch eine gewisse Rechts­
unsicherheit einhergehen kann, wenn Betroffenen aufgrund des offenen Merkmalskatalogs nicht eindeu­
tig klar ist, ob deren Ungleichbehandlung aufgrund eines nicht ausdrücklich geregelten Merkmals tatsäch­
lich unter den Diskriminierungsschutz fällt. Auch kann ein offenes Merkmalssystem zu einer Ausuferung 
des gesetzlichen Schutzbereiches führen, da vom Grundsatz für jedes Merkmal oder Charakteristikum 
über den Öffnungstatbestand der Schutz des Antidiskriminierungsrechts begehrt werden könnte. Da das 
offene Strukturmodell mit der Aufnahme weiterer Merkmale einhergeht, besteht zudem die Gefahr, dass 
es – wie in Finnland – zu Überschneidungen im inhaltlichen Anwendungsbereich einzelner Merkmale 

688	 Wißmann/Münchener Anwaltshandbuch Arbeitsrecht, Band I, § 29, Rn. 24; BT-Drs. 16/10 810, S. 29.
689	 Peters-Lange/Gagel, Sozialgesetzbuch III, § 36, Rn. 13.
690	 Telefoninterview: Hiltunen (2018); Maarianvaara (2018); Harms (2018).
691	 Telefoninterview: Hiltunen (2018).
692	 Telefoninterview: Fredman (2018); Vickers (2018); Kadar (2018).
693	 Telefoninterview: Fredman (2018).
694	 Telefoninterview: Kadar (2018).
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kommt. Die fehlende eindeutige Abgrenzung kann sodann zu weiterer Rechtsunsicherheit führen, was als 
Nachteil dieses offenen Strukturmodells anzusehen ist. 

Schließlich wäre die Einführung eines offenen Modells mit einem Strukturwandel im AGG verbunden. Die 
Umsetzung eines offenen Merkmalssystems hätte den Nachteil, dass die Regelung des § 1 AGG im Wege 
einer Gesetzesänderung geändert werden müsste. Darüber hinaus würden – wie in Finnland – voraussicht­
lich die Abgrenzungsprobleme von der Tatbestandsebene auf die Rechtfertigungsebene verlagert.695 Insge­
samt ist nach den Erkenntnissen aus den Ländern, die über einen offenen Katalog verfügen, davon auszu­
gehen, dass dies nicht automatisch einen weiteren oder effektiveren Diskriminierungsschutz bedingt. 

Vorteil eines geschlossenen Merkmalskatalogs ist dagegen, dass dieser für die Betroffenen ein hohes Maß 
an Rechtssicherheit gewährt, da eine sichere Einschätzung gesetzlich relevanter Ungleichbehandlungen 
möglich ist. Es ergeben sich keine rechtlichen Unsicherheiten, welche Merkmale vom gesetzlichen Schutz­
bereich umfasst sind.696 Dies sichert einen starken Diskriminierungsschutz. Dem für den geschlossenen 
Merkmalskatalog indizierten Nachteil der fehlenden Flexibilität kann durch entsprechende Auslegung der 
Merkmale durch die Gerichte entgegengewirkt werden. 

695	 Telefoninterview: Hiltunen (2018).
696	 Telefoninterview: Vickers (2018); Cardon (2018); Roets (2018).

5.3	 Zusammenfassung/Schlussfolgerung 
Es kommt eine Reihe von Ansätzen für eine mögliche Verbesserung und Erweiterung des Diskriminie­
rungsschutzes im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz in Betracht; insbesondere die Aufnahme weite­
rer oder die Konkretisierung bestehender Merkmale sowie der Wechsel zu einem offenen Merkmalskata­
log wurden im Rahmen der Studie diskutiert. 

Die Bestandsaufnahme der Literatur in Deutschland ergibt bezüglich der Notwendigkeit einer Reform des 
Diskriminierungsschutzes ein sehr heterogenes Meinungsbild. Teilweise wird der durch § 1 AGG gebotene 
Diskriminierungsschutz als konkretisierungs- beziehungsweise erweiterungsbedürftig erachtet. Teilweise 
wird die Ansicht vertreten, dass der bestehende Merkmalskatalog ausreichend sei und kein Bedarf für eine 
Erweiterung bestehe. 

Insgesamt zeigt sich, dass viele Fallgestaltungen, die in den untersuchten europäischen Rechtsordnungen 
entweder über zusätzliche Merkmale oder einen erweiterten Anwendungsbereich geschützt sind, jeweils 
im Einzelfall über die Merkmale des AGG erfasst werden könnten. Insoweit bleibt das Schutzniveau des 
deutschen Antidiskriminierungsrechts in Deutschland nicht wesentlich hinter dem Schutzniveau der im 
Rahmen dieser Studie untersuchten vier EU-Mitgliedstaaten zurück. Darüber hinaus bestehen einige we­
nige Merkmale, die im deutschen AGG bislang keinen Diskriminierungsschutz genießen, weil sie in kei­
nem inhaltlichen Zusammenhang zu einem der vorhandenen Merkmale stehen. Dies ist insbesondere bei 
den Merkmalen familiärer Status sowie sozioökonomischer Status der Fall. 

Hinsichtlich des festgestellten unterschiedlichen Anwendungsbereiches einzelner Merkmale kommt eine 
Konkretisierung bestehender Merkmale des AGG in Betracht. So bietet sich dies für die Merkmale Staats­
angehörigkeit, Sprache sowie Geschlechtsidentität an, weil diese in einem engen inhaltlichen Zusammen­
hang zu bereits vorhandenen Diskriminierungsgründen stehen. 
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Sprache und Staatsangehörigkeit weisen einen starken Bezug zur Herkunft eines Menschen auf. Somit 
könnte durch eine Konkretisierung des Merkmals ethnische Herkunft eine Einbeziehung in den Schutz­
bereich erfolgen. Ähnlich könnte im Hinblick auf die Erfassung des Merkmals der Geschlechtsidentität 
vorgegangen werden. Durch eine klare Zuordnung zum Diskriminierungsmerkmal des Geschlechts – statt 
der aktuellen variablen Zuordnung zu Geschlecht oder sexuelle Identität – könnte mehr Rechtssicherheit 
geschaffen werden. Damit würde transparent, dass die Geschlechtsidentität sich grundsätzlich von der se­
xuellen Identität unterscheidet und einen eigenen Anwendungsbereich besitzt, der eng mit dem Merkmal 
Geschlecht verbunden ist.

Für die in anderen Ländern geschützten Merkmalskategorien Ehestand und Lebenspartnerschaft/Famili­
enstand/Personenstand/familiäre Beziehungen kommt für Deutschland eine Erweiterung in Betracht. 
Persönliche Verhältnisse wie zum Beispiel der Status als Verheiratete_r oder Alleinerziehende_r oder das 
Vorhandensein minderjähriger Kinder oder pflegebedürftiger Angehöriger sind vom Schutzbereich des 
AGG derzeit nicht erfasst. Die Ehe und Familie genießen einen besonderen Schutz sowohl auf verfassungs­
rechtlicher als auch europäischer Ebene. Zusätzlich zeigt auch der Dritte Bericht der Antidiskriminie­
rungsstelle des Bundes über Diskriminierungen in Deutschland, dass der familiäre Status insbesondere im 
Bereich des Wohnungsmarktes und der Beschäftigung besondere Diskriminierungsrisiken aufweisen. 

Darüber hinaus wird die Aufnahme eines Merkmals mit sozioökonomischem Bezug für die überwiegende 
Anzahl der in die Studie einbezogenen Länder ebenso wie für Deutschland diskutiert. Dabei wurde im 
Rahmen dieser Studie deutlich, dass Diskriminierungen aus sozioökonomischen Gründen vermehrt in 
Kombination mit bereits geschützten Merkmalen auftreten und Rechtsunsicherheiten bei der Definition 
sowie Abgrenzung des Anwendungsbereiches eines solchen Merkmals verbleiben. Diese könnten einer 
entsprechenden Erweiterung des Merkmalskatalogs entgegengehalten werden. 

5.4	 Ausblick
Die Analyse der verschiedenen Erweiterungs- und Öffnungsmodelle für den bisher geschlossenen Katalog 
der Merkmale in § 1 AGG hat gezeigt, dass es insbesondere die Merkmale Sprache, Familienstand bezie­
hungsweise familiärer Status, Staatangehörigkeit sowie der nachteilige sozioökonomische Status sind, die 
für eine Aufnahme in das AGG in Betracht kommen. Darüber hinaus könnte sich eine Konkretisierung be­
stehender Merkmale zum Beispiel für die Staatsangehörigkeit, Sprache und Geschlechtsidentität anbieten.

Gleichwohl konnte keines der besprochenen Strukturmodelle, weder die Öffnung des abschließenden 
Merkmalskatalogs noch die Erweiterung beziehungsweise Konkretisierung der geschützten Merkmale, ab­
schließend priorisiert werden. Gemein ist allen Modellen, dass sie mit einer Gesetzesnovellierung des AGG 
einhergingen, der in jedem der Fälle ein zeitintensiver und kontroverser Diskussionsprozess der politi­
schen Wissensbildung zwischen Gesetzgeber, Vertreter_innen von Betroffenengruppen, der juristischen 
Fachwelt sowie anderen Akteur_innen der Antidiskriminierungsarbeit vorausginge.

Die vorliegende Studie hat Vor- und Nachteile der Weiterentwicklungsmöglichkeiten des gesetzlichen 
Merkmalskatalogs in § 1 AGG untersucht und diskutiert. Gleichwohl bleibt eine Reihe offener Forschungs­
fragen.

Zum einen stellt sich die Frage, wie die Rechtsdurchsetzung für bestehende und neu aufzunehmende Dis­
kriminierungsgründe zu verbessern ist. Denn es konnte gezeigt werden, dass ein Mehr an Merkmalen nicht 
zwangsläufig zu einem effektiveren Diskriminierungsschutz führt. Mithin ist zu vermuten, dass ein höhe­
rer Schutzumfang für mehr Merkmalsbereiche nicht die Defizite in Rechtszugang und Rechtsdurchset­
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zung für die Betroffen verbessern kann. Hier bedarf es weiterer Erkenntnisse, welche konkreten Barrieren 
für eine Klagebereitschaft bestehen und welche Faktoren einer effektiven Rechtsdurchsetzung im Wege 
stehen. Hier bieten sich vertiefte rechtssoziologische Studien an.

Weiterhin wäre es fruchtbar für die Debatte, die in dieser Studie diskutierten Kriterien für die Schutzwür­
digkeit eines Diskriminierungsgrundes zu schärfen. Die vorliegende Studie konnte die Kriterien der Ver­
änderlichkeit eines Merkmals diskutieren sowie die gesellschaftspolitische Relevanz der Benachteiligungs­
erfahrungen bestimmter Gruppen als relevant bestätigen. 

Schließlich haben die befragten nationalen Antidiskriminierungsexpert_innen wiederholt bestätigt, dass 
der Begründungs- und Zeitaufwand für eine Gesetzesänderung enorm ist. Um den Bedarf für die in der 
Diskussion stehenden Merkmale belegbar zu eruieren und mithin sichtbar zu machen, böten sich Vertie­
fungsstudien zu den Diskriminierungsrisiken für die Merkmale Sprache, Familienstand beziehungsweise 

–familiärer Status, Staatsangehörigkeit sowie nachteiliger sozioökonomischer Status an. Insbesondere im 
Hinblick auf den familiären Status und die soziale Herkunft zeigen sich große Forschungslücken, welche 
potenziellen Diskriminierungsrisiken und manifesten Benachteiligungserfahrungen in den Anwendungs­
bereichen nach § 2 AGG tatsächlich für diese Merkmalsfelder bestehen. Hier könnten Daten zu Benachtei­
ligungslagen den Bedarf für ein verbessertes Schutzniveau auch für diese Diskriminierungsgründe unter­
streichen.
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697	 Equinet (2018): Great Britain – Equality and Human Rights Commission, http://www.equineteurope.org/ 
Great-Britain-Equality-and-Human (Zugriff: 20.11.2018).

698	 Ministry of Justice (2018): Tribunals and Gender Recognition Certificate Statistics quarterly: April to June 2018,  
https://www.gov.uk/government/statistics/tribunals-and-gender-recognition-certificate-statistics-quarterly-april-to-june-2018, 
(Zugriff: 20.11.2018); Die Daten zum Diskriminierungsmerkmal „Geschlecht“ umfassen auch die Klagen zu den Diskriminierungs­
merkmalen „Geschlechtsumwandlung“ und „Ehestand und Lebenspartnerschaft“.

Großbritannien

Die britische Gleichstellungsbehörde Equality and Human Rights Commission gibt die nachfolgenden 
Zahlen von bearbeiteten Fällen im Zeitraum von 2010 bis 2017:697

Jahr/Beschreibung 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

Anzahl der Fälle pro Jahr 
(Fallakten, die gemäß dem internen 
Verfahren geöffnet und bearbeitet 
werden)

38 17 14 15 11 10 38 144

Anzahl der Klagen vor den Arbeitsgerichten698

Jahr/
Diskriminierungsmerkmal 

2011–12 2012–13 2013–14 2014–15 2015–16 2016–17

Alter 3.820 2.674 4.259 1.528 865 806

Behinderung 7.273 7.260 6.872 3.868 3.183 3.352

„Rasse“ 4.740 4.887 4.168 2.166 1.716 1.656

Religion oder Weltanschauung 851 1024 818 394 318 336

Geschlecht 14.735 14.271 13.537 10.231 8.853 6.007

sexuelle Orientierung 586 603 509 251 170 179

Gesamtsumme über alle 
Merkmale

32.005 30.719 30.163 18.438 15.105 12.336

http://www.equineteurope.org/Great-Britain-Equality-and-Human
https://www.gov.uk/government/statistics/tribunals-and-gender-recognition-certificate-statistics-quarterly-april-to-june-2018
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Ergebnisse der Arbeitsgerichtsverfahren im Zeitraum 2016 bis 2017699

Diskriminierungsmerkmal Anzahl der 
Klagen

Klagerücknahme Förmlicher 
Vergleich

Anhörung

erfolgreich erfolglos

Alter 806 24 % 35 % 2 % 13 %

Behinderung 3.352 20 % 42 % 4 % 11 %

„Rasse“ 1.656 23 % 36 % 3 % 16 %

Religion oder  
Weltanschauung

336 23 % 36 % 3 % 13 %

Geschlecht 6.007 33 % 17 % 1 % 3 %

sexuelle Orientierung 179 26 % 35 % 4 % 11 %

699	 Die genannten Prozentzahlen ergeben nicht zusammengenommen 100 Prozent, da die Gerichtsverfahren auch auf anderem Wege,  
wie zum Beispiel Klageabweisung, Klageabbruch ohne Anhörung, beendet wurden.
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Finnland

Übersicht über die Anfragen an den Ombudsmann für Nichtdiskriminierung bezüglich der jeweils 
betroffenen Diskriminierungsmerkmale700

700	 Non Discrimination Ombudsman (2018): The Report of the Non-Discrimination Ombudsman to the Parliament 2018, Finland, S. 21.
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Belgien

Anzahl der Fallakten im Jahr 2017 nach geschützten Diskriminierungsmerkmalen701 

Anzahl der Akten n = 2.244 

Entwicklung der Anzahl der Meldungen und Akten seit 2010702

Da ein Fall oder eine Meldung mehrere Diskriminierungsmerkmale gleichzeitig betreffen kann, ist der Wert n einiger Tabellen und Grafiken 
höher als die tatsächliche Anzahl der Fälle oder Meldungen.

701	 Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist keine Option, S. 64.
702	 Unia (2018): Jahresbericht 2017 – Stillstand ist keine Option, S. 64.
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Bulgarien

Überblick über die Beschwerden, Fallakten und Entscheidung der  
Kommission im Zeitraum 2012 bis 2016703

Anzahl der Entscheidungen der Kommission im Jahr 2017704

703	 Commission for Protection against Discrimination (2017): Annual Report for 2017, S. 13.
704	 Commission for Protection against Discrimination (2017): Annual Report for 2017, S. 14 (bulgarische Version); Es wurden im Jahr 2017 

insgesamt 450 Entscheidungen durch die Kommission getroffen; die oben aufgeführte Übersicht weist die Entscheidungszahl pro 
Sitzungsgremium aus.

Beschwerden Fallakten Entscheidungen
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4. Sitzungsgremium1. Sitzungsgremium

Sitzungsgremium für Mehrfachdiskriminierung

3. Sitzungsgremium2. Sitzungsgremium 5. Sitzungsgremium

Speziell zusammengestelltes Gremium pro Einzelfall

103 3542 22 76 170
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Anhang 2: Interviews nationale 
und internationale Expert_innen
Aendenboom, Ingrid (2018): Telefoninterview im Rahmen der Rechtsexpertise „Bedarf der Präzisierung 
und Erweiterung der im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) genannten Merkmale”, Senior 
Legal Advisor bei Unia, 05.09.2018.

Brors, Christiane (2018): Telefoninterview im Rahmen der Rechtsexpertise „Bedarf der Präzisierung und 
Erweiterung der im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) genannten Merkmale“, Professorin 
Institut für Rechtswissenschaft der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg, 05.02.2018.

Cardon, Annelies (2018): Telefoninterview im Rahmen der Rechtsexpertise „Bedarf der Präzisierung  
und Erweiterung der im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) genannten Merkmale”, Institut für 
die Gleichstellung von Frauen und Männern, 09.08.2018.

Clarke, Michael (2018): Telefoninterview im Rahmen der Rechtsexpertise „Bedarf der Präzisierung und 
Erweiterung der im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) genannten Merkmale“, Senior  
Associate, International Team der Equality and Human Rights Commission, 18.09.2018.

EY Bulgarien (2018): Telefoninterview im Rahmen der Rechtsexpertise „Bedarf der Präzisierung und 
Erweiterung der im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) genannten Merkmale”, 22.10.2018.
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des Landesarbeitsgerichtes Berlin-Brandenburg. Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, 08.02.2018.

Fredman, Sandra (2018): Telefoninterview im Rahmen der Rechtsexpertise „Bedarf der Präzisierung und 
Erweiterung der im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) genannten Merkmale“, Professorin 
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